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Vorbemerkung

Mit dem vorliegenden Jahresbericht zum Stand der Deutschen Einheit 2004 kommt
die Bundesregierung einem auf das Jahr 2000 zuriickgehenden Beschluss des Deut-
schen Bundestages nach (Bundestagsdrucksache14/2608), regelméBig eine ausfiihr-
liche Darstellung der wesentlichen Politikfelder und ergriffenen MaBlnahmen zur
Forderung des Aufbaus der neuen Lénder vorzulegen.

Hauptanliegen dieses Berichts ist es, das Konzept des Aufbaus Ost der Bundesregie-
rung zur Entwicklung der neuen Lénder vorzustellen, mit dem die Angleichung der
Lebensverhéltnisse zwischen Ost und West und der Abbau der zahlreichen struktu-
rellen Defizite in Ostdeutschland erreicht werden.

Der Bericht gliedert sich in Teil A, in dem das Konzept des Aufbaus Ost dargestellt
wird. In Teil B werden die verschiedenen Programme zur Forderung des Aufbaus
Ost im Detail beschrieben. Ein Statistischer Anhang présentiert ausgewéhlte Wirt-
schaftsdaten zur Lage in den neuen Léndern.
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Teil A Potenziale erschlieBen, Erfolge starken — Fortentwicklung der Strukturpolitik fiir die neuen

Bundeslander

1 Perspektiven fiir die neuen Lander

Die Diskussion iiber den Aufbau Ost hat sich eineinhalb
Jahrzehnte nach dem Mauerfall und zur Halbzeit von So-
lidarpakt I und II wieder deutlich belebt. Grundsétzliche
Fragen zur Entwicklung in den neuen Léndern vor allem
hinsichtlich der hohen Arbeitslosigkeit stehen neben wei-
teren Herausforderungen, wie beispielsweise den Folgen
der Osterweiterung der Europdischen Union oder den
heute schon absehbaren demographischen Entwicklungen
und ihre Auswirkungen besonders fiir l4ndliche und peri-
phere Gebiete.

Manche Kritiker, die sich in der jiingsten Aufbau-Ost-De-
batte zu Wort gemeldet haben, leiten daraus Forderungen
nach grundlegenden Verdnderungen des Aufbaus Ost ab.
Nicht alle Vorschliage sind neu, zum Teil wurden sie be-
reits Anfang der 90er-Jahre diskutiert und aus sachlichen
Erwidgungen nicht weiter verfolgt. Durch die ,,Rigorosi-
tat“ mancher o6ffentlich vorgetragener Gedanken konnte
allerdings der Eindruck des Scheiterns aller bisherigen
Bemiihungen entstehen, wodurch das in den neuen Lén-
dern Erreichte aus dem Blick geriet.

Doch an die Stelle von Krisenszenarien sollte vielmehr
eine niichterne und abwéagende Debatte liber Erfolge und
Defizite der bisherigen Entwicklungen treten. Dabei soll-
ten gerade auch die vielen positiven Beispiele nicht iiber-
sehen werden. Sie sind Ankniipfungspunkte und Weg-
marken fiir die zweite Phase des Aufbaus Ost mit den
vorrangigen Zielen der Stirkung der Inneren Einheit und
der Angleichung der Lebensverhiltnisse. Die zentrale
Frage ist, wie mehr Beschiftigung und Wachstum in den
kommenden Jahren in den neuen Lindern realisiert wer-
den konnen.

In den néchsten Jahren wird es vor allem darauf ankom-
men, konkrete Antworten und Losungen auf die dréngen-
den Herausforderungen, insbesondere der hohen Arbeits-
losigkeit, zu finden. Dazu ist es notwendig, an den
eingeleiteten Reformen in unserem Land festzuhalten. Sie
dienen den Zielen von mehr Beschiftigung und Wachs-
tum und der Bewiltigung der demografischen Herausfor-
derungen. Vor allem darf es angesichts dieser Notwendig-
keiten in unserem Land nicht zu einer neuen Spaltung
zwischen Ost und West kommen. Die Bundesregierung
wird deshalb an den besonderen Hilfeleistungen und der
Forderung fiir die neuen Lénder auch in der zweiten
Hilfte des Aufbaus Ost konsequent festhalten. Im glei-
chen Mafle wird es darauf ankommen, die Forder- und
UnterstiitzungsmafBnahmen wirksam und zielgerichtet zu
gestalten.

Mehr und mehr zdhlt zu den groen Herausforderungen
auch die Frage, wie auf die bereits heute schon absehba-
ren demographischen Veranderungen vorausschauend und

angemessen reagiert werden kann. Ostdeutschland wird
frither und stérker noch als die alten Lénder von einem
Riickgang der Bevdlkerungszahlen, einer zunehmenden
Alterung seiner Bevdlkerung und weiter wachsenden re-
gionalen Unterschieden zwischen stddtischen und landli-
chen Gebieten geprégt sein. Zum Teil sind diese Verdnde-
rungen bereits heute schon spiirbar. Neben der
Abwanderung liegen die Ursachen hierfiir vor allem im
Geburtenriickgang der letzten Jahre. Beides wird zu er-
heblichen Verdnderungen in allen Lebensbereichen fiih-
ren. Sie verlangen ein differenziertes und vorausschauen-
des Handeln, damit die Auswirkungen auf jiingere und
dltere Menschen, auf Familien sowie die Sicherung der
offentlichen Daseinsvorsorge und nicht zuletzt fiir die
Wirtschaft verkraftbar bleiben.

Im Rahmen des hier vorliegenden Jahresberichts zum
Stand der Deutschen Einheit stellt die Bundesregierung
ihren neuen Vorschlag zur Belebung des Aufbaus Ost dar.
Weiteres Wachstum kann vor allem entlang der sektoralen
und regionalen Starken und Schwerpunkte sowie der vor-
handenen Potenziale erreicht werden. Eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung mit Perspektiven fiir Beschifti-
gung und Einkommen kann besonders dort verwirklicht
werden. Auch in den peripheren Regionen und lédndlichen
Gebieten wird es darum gehen, eigene Stdrken und Pro-
file zu entwickeln.

Jedes der neuen Léander hat in den vergangenen Jahren ei-
gene Schwerpunkte, wie z. B. in der Optoelektronik, der
Chemie oder im Schiffbau, in der Computer-, der Me-
dien- oder der Biotechnologie, in der Verkehrstechnolo-
gie, der Automobil- und der Zulieferindustrie und in zahl-
reichen anderen Branchen und Technologiefeldern,
entwickeln konnen. Zugleich wurden in vielen landlich
geprigten Regionen neue Arbeitsplétze geschaffen durch
touristische Angebote, eine gut strukturierte und verbrau-
cherorientierte Landwirtschaft und eine innovative Ener-
giewirtschaft.

Kurz gesagt, wird eine Umorientierung der Strukturpoli-
tik in den neuen Landern vorgeschlagen, die sich stirker
noch als bisher an dieser differenzierten Wirtschaftsstruk-
tur in den neuen Ladndern orientieren wird. Die Fortent-
wicklung der Strukturpolitik folgt der Erkenntnis, dass
sich die Lebenslagen und Situationen in den neuen Léin-
dern in den vergangenen Jahren immer stdrker ausdiffe-
renziert haben. Diese neue strukturpolitische Orientie-
rung des Aufbaus Ost wurde auf der Klausur des
Bundeskabinetts am 9. und 10. Juli 2004 in Neuharden-
berg ausfiihrlich diskutiert.

In diesem Teil des Berichts — Teil A — werden die wesent-
lichen Elemente des neuen strukturpolitischen Vorschla-
ges der Bundesregierung fiir den Aufbau Ost und seine
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wesentlichen Begriindungen beschrieben. In Teil B, dem
eigentlichen Berichtsteil, wird eine ausfiihrliche Darstel-
lung aller Programme und der wichtigsten Entwicklungen
im Jahr 2003 vorgelegt.

11 Branchenschwerpunkte, Netzwerke
und innovative Kompetenzfelder

In vielen Bereichen wurden in den vergangenen Jahren
bemerkenswerte Erfolge erzielt und sind Fortschritte fest-
zustellen. Ohne die besonderen Probleme in den neuen
Léandern, insbesondere die hohe Arbeitslosigkeit und die
gesamtwirtschaftlichen Schwachen, tibergehen zu wollen,
muss dem Bild des ,,Scheiterns* deutlich widersprochen
werden. Vieles wurde durch den Einsatz und die Verdnde-
rungsbereitschaft der Menschen erreicht. Die Forderpoli-
tik auf Basis eines breit angelegten, flichendeckenden
Ansatzes hat dazu wichtige Beitrdge leisten kdnnen.

Neben dem weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur,
der Unterstiitzung von betrieblichen Neugriindungen, der
Ansiedlungen und dem Erhalt bestehender Strukturen gilt
ein besonderes Augenmerk den Themen Forschung und
Innovation. Mit der Wissenschafts- und Forschungspoli-
tik wurde der Grundstein fiir die Restrukturierung der
Wissenschafts- und Forschungslandschaft gelegt und es
wurden zusitzliche Innovationsimpulse gesetzt, die den
Zusammenbruch der ostdeutschen Industrieforschung
kompensierten.

Neben der institutionellen und der Projektforderung wur-
den in den vergangenen Jahren mit zunehmendem Erfolg
Netzwerke und Kooperationen geférdert, die den schnel-
leren Transfer zwischen Forschung und Produktentwick-
lung zum Ziel haben. Mit der Arbeitsmarktpolitik und in
der Verantwortung der Tarifparteien wurden zugleich Be-
schéftigungsbedingungen entwickelt, die einerseits Ar-
beit sichern und ermdglichen und andererseits die Teil-
habe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am
wirtschaftlichen Erfolg realisieren.

Auf dieser Grundlage haben sich in den vergangenen Jah-
ren eine Reihe von regionalen, sektoralen und innovati-
ven Schwerpunkten herausgebildet. Diese Starken sind
der Schliissel fiir die Zukunft Ostdeutschlands. Hinter
diesen Stdrken und Schwerpunkten stehen meist eine be-
sondere Branchenausrichtung (z. T. koénnen es auch zwei
oder mehrere Branchen sein), Netzwerk- und Koopera-
tionsbeziehungen von Unternehmen untereinander bzw.
mit wissenschaftlichen Einrichtungen sowie innovative
Kompetenzfelder. Das Vorliegen aller drei Elemente
gleichzeitig wird auch als Voraussetzung und Grundaus-
stattung fiir regionale Cluster und ihre Ansétze gesehen.

Branchenschwerpunkte

In zahlreichen ostdeutschen Regionen gibt es mittlerweile
deutlich ausgepragte Branchenschwerpunkte insbeson-
dere im industriellen Gewerbe und im Tourismus. Unter-
nehmen, die in Branchenschwerpunkten angesiedelt sind,
profitieren in der Regel von Kostenvorteilen aufgrund der
Ausstattung mit Ressourcen und Produktionsfaktoren.
Branchenschwerpunkte strahlen wiederum positiv auf die

regionalen Innovationstitigkeiten aus. Im Vergleich zwi-
schen den alten und den neuen Bundesldndern zeigt sich
allerdings, dass die Anteile der Beschiftigten in den
Branchen des Produzierenden Gewerbes Ostdeutschlands
zumeist noch deutlich unter den entsprechenden Werten
des Westens liegen.

Unternehmensnetzwerke

Dariiber hinaus sind zahlreiche Unternehmensnetzwerke
entstanden. Sie reichen von Forschung und Entwicklung
iber Produktion, Absatz, Beschaffung bis hin zum Mar-
keting. Auch hier vollzieht sich eine Entwicklung, die in
der westdeutschen Wirtschaft seit je her ein wichtiger
Faktor ihrer internationalen Wettbewerbsfahigkeit ist.
Rund 280 Unternehmensnetzwerke konnten in den neuen
Léndern bislang identifiziert werden. Besonders zahlreich
sind Netzwerke in den ostdeutschen Grof3stidten.

Innovative Kompetenzfelder

Ein weiters wichtiges Element wirtschaftlicher Entwick-
lung ist die Herausbildung innovativer Kompetenzfelder.
Darunter wird die Féhigkeit von Unternehmen und Regi-
onen verstanden, spezifische innovative Produkte und
Verfahren mit hohen Marktchancen zu entwickeln. Auch
wenn die Zahl von innovativen Kompetenzfeldern noch
erheblich niedriger ist als in den alten Bundeslédndern
— Berlin hebt sich hiervon positiv ab —, so sind doch eine
Reihe von sehr bemerkenswerten Entwicklungen in Ost-
deutschland feststellbar. Die neuen Lénder weisen mit-
tlerweile den hochsten Anteil an Patentmeldungen pro
Einwohner in Deutschland fiir die Gebiete Anorganische
Chemie und Biotechnologie auf. Ebenfalls iiberdurch-
schnittlich sind die technischen Gebiete Elektrotechnik
und elektronisches Messen, Priifen, Optik und Fotografie
vertreten.

Treten alle drei Teilelemente gleichzeitig auf, d.h. Bran-
chenschwerpunkte, Netzwerke und innovative Kompe-
tenzfelder in einer Region, kann auch von der Existenz
bzw. dem Entstehen regionaler Cluster gesprochen wer-
den. In allen Regionen Ostdeutschlands gibt es mittler-
weile regionale Cluster oder zumindest Ansétze fiir solche
Cluster. Hier liegen Zukunftschancen und Ansatzpunkte
fiir eine zielgenaue und wirksame Forderstrategie.

1.2 Aktuelle wirtschaftliche Entwicklung

Auch in der aktuellen Entwicklung von Wirtschaft und
Arbeitsmarkt in Ostdeutschland wird dieser strukturelle
Wandel sichtbar. Alles in allem konnte sich die Wirtschaft
der neuen Lander im vergangenen Jahr 2003 erneut in
Richtung einer international wettbewerbsfihigen und zu-
kunftsfahigen Struktur fortentwickeln.

Das gesamtwirtschaftliche Wachstum im Jahr 2003 hat
sich gegeniiber dem Vorjahr leicht auf + 0,2 Prozent er-
holt. Es lag damit knapp tiber dem Wachstum in den alten
Léandern (2003: — 0,1 Prozent). Seit 2000 hat sich die
Schere zwischen Ost und West erstmals wieder leicht ge-
schlossen.
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Tabelle 1

Erfolgsstory Industrie

Gegen den allgemeinen Trend und alle Konjunkturschwankungen wuchs die Produktion der ostdeutschen Industrie in
den vergangenen zehn Jahren mit einer durchschnittlichen Jahresrate von 5,5 Prozent. Die Exportquote hat sich seit
1991 bis heute auf 24,5 Prozent mehr als verdoppelt. Ein weiteres gutes Drittel der Produktion geht als Zulieferung an
westdeutsche Unternehmen.

Damit hat ein Re-Industrialisierungsprozess begonnen, der in den vergangenen Jahren zahlreiche Branchenschwer-
punkte entstehen lie. Die Erndhrungsindustrie liegt als groBter Industriezweig an erster Stelle, gefolgt von den Her-
stellern von Metallerzeugnissen, vom Maschinenbau, der Mineraldlverarbeitung, dem Verlags- und Druckgewerbe,
der chemischen Industrie, der Automobilindustrie sowie der Elektroindustrie.

Die technologisch fortgeschrittenen Produktionen zéhlen seit Mitte der 90er-Jahre zu den am stirksten expandieren-
den Industriebranchen. An der Spitze liegt die Rundfunk- und Nachrichtentechnik — sie hat ihre Produktion zwischen
1995 und 2000 vervierfacht und seitdem bis Ende 2003 noch einmal verdoppelt. Auch die Biiromaschinen- und Da-
tenverarbeitungsgeritehersteller, die Automobilindustrie sowie die Mess-, Steuer- und Regelungstechnik (einschlief3-
lich der Optik) haben ihre Produktion in den vergangenen Jahren mehr als verdoppelt.

Aber auch Industriezweige mit eher konventioneller Technologie stehen im Aufwind. Uberdurchschnittliche Wachs-
tumsraten erzielten in 2003 neben dem Papiergewerbe (+ 20,7 Prozent), die Hersteller von Gummi- und Kunststoff-
waren (+ 12,5 Prozent), das Holzgewerbe (+ 9,1 Prozent) und die Hersteller von Metallerzeugnissen (+ 6,0 Prozent).
Diese Entwicklungen zeigen, dass die ostdeutsche Industrie mittlerweile mehrere Standbeine hat und sich zunehmend

weiter ausdifferenziert.

Ausgesprochen erfreulich verlief erneut die Entwicklung
im Verarbeitenden Gewerbe in 2003 mit einem Zuwachs
von + 4,3 Prozent.2 Damit {iiberstieg die industrielle
Wertschdpfung Ost erstmals den Anteil von 16 Prozent an
der Bruttowertschopfung der neuen Lander (der Wert fiir
Westdeutschland liegt bei rd. 23 Prozent). Auch im ersten
Halbjahr 2004 war eine ausgesprochen positive Entwick-
lung im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands zu ver-
zeichnen. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum nahm die
Zahl der Betriebe um 2,7 Prozent zu und der Umsatz stieg
sogar um 8 Prozent. Die Beschiftigung stieg um
0,9 Prozent an und erreichte 636 150. Dies ist ein weite-
res Anzeichen, dass der Re-Industrialisierungsprozess,
der seit Mitte der 90er-Jahre einsetzte, auch in schwieri-
gem konjunkturellen Umfeld bemerkenswert stabil ver-
lauft.

Auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum driickte aller-
dings wie auch in den Jahren zuvor die Entwicklung im
Baugewerbe. Die Bauinvestitionen gingen 2003 um
5,8 Prozent zuriick. In den Vorjahren waren die Investi-
tionen im Baubereich sogar jeweils um iiber 10 Prozent
zuriickgegangen.

Diese hartnédckige Strukturkrise in der Bauwirtschaft ist
eine der Hauptursachen fiir die niedrigen gesamtwirt-
schaftlichen Wachstumsraten in Ostdeutschland. Wird
das Realwachstum Ostdeutschlands ohne Bauinvestitio-

1) Zahlen der Branchenentwicklung fiir das Jahr 2003.

2 Entwicklung der Bruttowertschopfung im Verarbeitenden Gewerbe
Ostdeutschlands einschlieBlich Berlin: in Westdeutschland sank die
industrielle Wertschopfung um — 0,5 Prozent; ohne Berlin wuchs die
Industrie der neuen Lénder in 2003 sogar um + 5,7Prozent.

nen berechnet, lag es zwischen 1992 und 2003 bei
3,7 Prozent und damit deutlich iber dem Wert flir West-
deutschland von 1,2 Prozent®. Das Wachstumstempo hat
sich in den neuen Bundesldndern ab der zweiten Hélfte
der 90er-Jahre sogar noch beschleunigt. Lag das Real-
wachstum zwischen 1992 und 1995 ohne Bauinvestitio-
nen in den neuen Bundesldndern bei durchschnittlich
3,4 Prozent pro Jahr, erhohte es sich zwischen 1996 und
2003 auf 3,9 Prozent. Die Wachstumszuwichse der ver-
gangenen Jahre wurden vor allem vom Verarbeitenden
Gewerbe getragen. Die neuen Bundeslinder befinden
sich also mit Ausnahme der Bauwirtschaft in einem kon-
tinuierlichen und schnellen wirtschaftlichen Aufholpro-
Zess.

Die ostdeutsche Wirtschaftsleistung ist auch im vergange-
nen Jahr weiter gestiegen. Die Produktivitét (Bruttoinlan-
desprodukt je Erwerbstitiger) erreichte im letzten Jahr
74,6 Prozent des westdeutschen Niveaus. Diese Zahl
zeigt zugleich Fortschritt und Herausforderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung gegeniiber 1991 an, als die ge-
samtwirtschaftliche Leistung Ostdeutschlands bei nur
rd. 50 Prozent des westdeutschen Niveaus lag (ein-
schlieBlich Berlin; ohne Berlin lag sie bei 33,4 Prozent).

Erfreulich ist dabei insbesondere, dass sich diese Ent-
wicklung in allen Wirtschaftszweigen mit Ausnahme des
Baugewerbes fortgesetzt hat. Aufgrund eines nach wie
vor vergleichsweise niedrigen Lohnniveaus in Ost-
deutschland zeigt sich fiir die absoluten Lohnstiickkosten
ebenfalls ein erfreuliches Bild: Seit 1991 haben sich diese

3) Vergleiche KfW-Research Nr. 14, August 2004: Wirtschaftslage in
den neuen Landern — Erfolge seit 1990.



Drucksache 15/3796 -10 - Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Tabelle 2

Erfolgsstory Tourismus

Bemerkenswert ist die Entwicklung des Tourismus in den neuen Bundeslédndern. Unterstiitzt durch die umfassende
Forderung von EU, Bundesregierung und den Léndern konnten die neuen Linder im Zeitraum von 1992 bis 2003 ih-
ren Anteil an der Gesamtzahl der Ubernachtungen in Deutschland von 10,1 Prozent auf 20,2 Prozent verdoppeln. Von
den 2,5 Millionen Gistebetten in Deutschland entfallen inzwischen rd. 550 000 = 22 Prozent auf die neuen Bundes-
lander.

Allein aus der Bund/Lander-Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® flossen im
genannten Zeitraum rd. 5 Mrd. Euro als Zuschiisse fiir Investitionen in das Hotel- und Gaststittengewerbe und in die
touristische Infrastruktur der neuen Lénder. Dadurch wurden Investitionen in Hohe von rd. 13 Mrd. Euro ausgelost.
Dariiber hinaus profitierte der Tourismus sehr stark von dem allgemeinen finanz-, steuer- und wirtschaftspolitischen
Forderinstrumentarium der Bundesregierung, insbesondere den zinsgiinstigen Kreditprogrammen, den Verkehrspro-
jekten Deutsche Einheit, den Programmen zum Denkmalschutz und der Denkmalpflege.

Die Tourismusentwicklung belegt eindeutig den nachhaltigen Auftholprozess in den neuen Bundeslédndern. Die Bran-
che leistet einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung und damit zur Stabilisierung der Beschéfti-
gungslage. In Mecklenburg-Vorpommern z. B. betrdgt der Anteil des Tourismus am Bruttoinlandsprodukt rd. 10 Pro-
zent, jeder sechste Arbeitsplatz hingt vom Tourismus ab. Das Bundesland nimmt — mit {iberdurchschnittlichen
Zuwachsraten seit 13 Jahren — inzwischen einen Spitzenplatz unter den beliebtesten Urlaubszielen der Deutschen ein.

Abbildung 1

Realwachstum ohne Bauinvestitionen

Tatsachliches Realwachstum

W West Ost

Reales BIP [% gg. Vorjahr]
SN

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Realwachstum ohne Bauinvestitionen

Reales BIP ohne Bau [% gg. Vorjahr]
N

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Quelle: Feri, eigene Berechnungen
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von 134 Prozent auf 108,4 Prozent des Westniveaus im
Jahr 2003 verringert. Besonders das Produzierende Ge-
werbe (hier ohne Baugewerbe) konnte seinen erstmals im
Jahr 2000 erreichten durchschnittlichen Lohnstiickkos-
tenvorsprung gegeniiber dem Westniveau im letzten Jahr
weiter auf 11,1 Prozent ausbauen. Damit haben die ost-
deutschen Betriebe des Produzierenden Gewerbes auch
im internationalen Vergleich ihre Wettbewerbsfahigkeit
erneut gesteigert.

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt bot ein ziemlich
genaues Abbild der wirtschaftlichen Entwicklung. Die
gesamtwirtschaftliche Expansion blieb unterhalb der Be-
schéftigungsschwelle, weshalb es im letzten Jahr erneut
zu einem Riickgang der Beschiftigung gekommen ist. Im
Mai 2004 gab es 5,103 Millionen sozialversicherungs-
pflichtige Beschiftigte. Dies entspricht einem Riickgang
im Jahresvergleich um 2,3 Prozent. Hierzu haben insbe-
sondere die Entwicklungen im Baugewerbe beigetragen,
das noch immer vom Beschiftigungsabbau gekennzeich-
net ist. Die Arbeitslosenquote erreichte einen Stand von
18,5 Prozent im Jahresdurchschnitt. Nur die Beschifti-
gungslage im Verarbeitenden Gewerbe hob sich hiervon
in erfreulicher Weise ab. Hier kam es zu einem Beschéfti-
gungsaufbau um rd. 10 000 Personen auf 633 000 Be-
schéftigten im Jahresdurchschnitt.

2 Wirtschaftliche Potenziale gezielt fordern

21 Neue Impulse setzen

In den neuen Léndern ist eine Vielfalt wirtschaftlicher Po-
tenziale entstanden. In der Summe sind diese noch zu
schwach fiir einen breiten Aufschwung. Aber es sind An-
satzpunkte geschaffen worden, die bei weiterer gezielter
Unterstiitzung die entsprechende ,.kritische Masse™ fiir
mehr Wachstum und Beschéftigung entwickeln konnen.

Um diesen Weg zu einem breiten, selbsttragenden Wirt-
schaftsaufschwung in Ostdeutschland weiter zu verfol-
gen, ist die qualitative Fortentwicklung der Struktur- und
Forderpolitik notwendig. Die Anforderungen an den
Wirtschaftsstandort neue Bundeslénder heiflen:

— Mehr Innovationen — Schaffung eines Klimas von
Kreativitdt und Ideen

— Vernetzung der Potenziale — Nutzung von Synergie-
und Wachstumspotenzialen

— Stérken weiter stirken — sich an Erfolgen orientieren

— Perspektiven fiir die Fldche — strukturschwichere Re-
gionen ebenfalls zielorientierter férdern und positive
Ausstrahleffekte von Wachstumszentren nutzen

So konnen Erfolge verstirkt und Potenziale erschlossen
werden. Chancen auf mehr Wachstum und Beschéftigung
finden sich in allen Regionen und vor allem in zahlrei-
chen Branchenschwerpunkten und innovativen Kompe-
tenzfeldern. Gerade in den letzten Jahren hat sich in inno-
vativen Sektoren viel getan.

2.2 Umorientierung der Forder- und

Strukturpolitik fiir die neuen Lander

Regionale Potenziale bestehen vor allem in Branchen-
schwerpunkten, innovativen Kompetenzfeldern und Netz-
werken. Fiir die Entfaltung wirtschaftlicher Dynamik ist
das Zusammenwirken dieser drei Elemente entscheidend.
Die Forderinstrumente insbesondere in den Bereichen In-
novations-, Forschungs- und Investitionsforderung sollten
noch stirker darauf ausgerichtet werden, diese Elemente
untereinander zu verkniipfen und zu starken.

Folgt man den Erkenntnissen neuerer Wirtschaftsfor-
schung, werden fiir die wirtschaftliche Entwicklung im-
mer stirker Aspekte wie Cluster, Wertschdpfungsketten
und Unternehmensnetzwerke wichtig. Regionale Cluster
oder Wachstumskerne entwickeln aufgrund von Verdich-
tungs- und Interaktionsprozessen positive externe Ef-
fekte; sie bieten dariiber hinaus ein giinstiges Umfeld fiir
die Starkung von Innovations- und Wettbewerbsfahigkeit
der Unternehmen.® Langfristiges Ziel der Politik der
Bundesregierung ist, vermehrt Cluster in Ostdeutschland
zu schaffen und zu stirken.

Die Politik in den neuen Landern muss verstirkt an den
jeweiligen regionalen Gegebenheiten ankniipfen und re-
gionale und sektorale wirtschaftliche Entwicklungen auf
breiter Basis unterstiitzen. Sie muss mehr noch als bisher
einem Ansatz von unten folgen, der vor allem die regio-
nalen Initiativen der Wirtschaft und ihre endogenen Po-
tenziale aufgreift.

Die Rolle der Region gewinnt dabei deutlich an Gewicht.
Je nach Handlungsfeld sind inhaltliche, regionale und
einzelfallbezogene Schwerpunktsetzungen und Konzent-
rationen moglich und erforderlich. Auf die Regionen wird
generell eine stirker eigenstindig geprigte Rolle als ,,Ge-
staltungsakteure der Zukunft* zukommen. Diese Erkennt-
nis schlug sich u. a. bereits im InnoRegio-Programm nie-
der, das als neuartige Programm-Familie ab 1999
gestartet wurde (vgl. Kapitel 2.3).9

Das Ziel der Neuausrichtung besteht darin, lokale Res-
sourcen und Féhigkeiten so miteinander zu verbinden und
zu nutzen, dass daraus Wettbewerbsféhigkeit im liberregi-
onalen Sinne entsteht. Die gezielte Biindelung regionaler
Ressourcen sollte in den neuen Landern zudem dazu bei-
tragen, den noch immer festzustellenden Mangel an
Groflunternehmen mit seinen nachteiligen Auswirkun-
gen, insbesondere auch auf den Bereich Forschung und
Entwicklung, auszugleichen.

4 Zur grundlegenden Theorie von regionalen Clustern und internatio-
naler Wettbewerbsfahigkeit vgl. Michael E. Porter: ,,Clusters and the
new economics of competition., Harvard Business Review, 1998.

5 Nach Ansicht der Institute kommt es angesichts dieses Befunds da-
rauf an, die regional unterschiedlichen Wachstumsperspektiven noch
stirker zu beachten als dies in der Vergangenheit geschehen ist.
,,Dementsprechend sind Mafinahmen der Ansiedlungsforderung, des
Infrastrukturausbaus, der Gestaltung der ,weichen Standortfaktoren®
in einer solchen Art zu gestalten, dass sie den Anforderungen dieser
Wirtschaftszweige entsprechen.” Fortschrittsbericht 2002 iiber die
wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland, 2002 Halle (Saale),
S. 48.
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Entsprechend dieser Politik der Schwerpunktsetzung kon-
zentrieren sich die Ansatzpunkte vor allem auf:

— die Forderung von zwischenbetrieblichen Kooperatio-
nen und Unternehmensnetzwerken,

— die Herausbildung von Branchenschwerpunkten,

— die Unterstiitzung von innovativen Kompetenzfeldern.

2.3  Strategien fiir landliche und

periphere Raume

Die neuen Lénder sind in weiten Teilen durch lédndliche
Réume mit erheblichen Entwicklungsproblemen gekenn-
zeichnet. Deshalb diirfen diese Regionen nicht vernach-
lassigt werden, sondern miissen in die neue Struktur- und
Forderpolitik von Beginn an intensiv mit einbezogen wer-
den. Auch in ldndlichen und peripheren Regionen geht es
darum, eigene Stirken zu entwickeln und gezielt weiter
auszubauen. Dabei sind von Bedeutung:

Profilierung lindlicher und peripherer Riume

Auch die landlichen Réume profitieren durch positive
Mitzieh- und Ausstrahlungseffekte von einer Konzentra-
tion der Forderpolitik auf regionale Wachstumspotenzia-
le. Okonomische Entwicklungskerne wirken sich positiv
auf die gesamte Region und angrenzende Rédume aus; Ar-
beitspldtze werden geschaffen und die landlichen Rdume
als Lebensumfeld aufgewertet.

Aber auch in ldndlichen und peripheren Rédumen gilt es
mehr als bisher, regionale Profile herauszubilden. Die
spezifischen Stdrken und Chancen eines jeden landlichen
Raumes sind zu nutzen und zielgenau zu fordern. Inte-
grierte, auf die regionalen Bediirfnisse und Gegebenhei-
ten abgestimmte Konzepte sichern eine positive Entwick-
lung. Dazu sind eine intensive Verflechtung der
Politikfelder (regionale Wirtschaftsforderung, Arbeits-
marktpolitik, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt, Bauwe-
sen und Raumordnung), eine verstarkte Kooperation der
unterschiedlichen Akteure in den Regionen und eine stér-
kere Besinnung auf die Eigenkréfte jeder einzelnen Re-
gion erforderlich.

Flichenwirksame Forderinstrumente

Nach wie vor sind flaichenwirksame Forderinstrumente
fiir die neuen Bundeslénder erforderlich. Sie stellen einen
wichtigen Baustein des integrierten Forderansatzes dar.
Durch diese Programme werden in den Regionen die
Grundlagen fiir eine individuelle Profilierung geschaffen.
Programme wie die Mittelstandsférderung und die Inves-
titionszulage fordern alle Regionen gleichermaflen und
garantieren so, dass auch in strukturschwachen Regionen
Entwicklungspotenziale mobilisiert werden. Auf lange
Sicht besteht so auch fiir diese Gebiete die Moglichkeit,
sich auf der Grundlage eines unverwechselbaren Profils
eine starke Wettbewerbsposition zu verschaffen, die regio-
nale Stdrken nutzt und eine positive wirtschaftliche Ent-
wicklung induziert.

Die Bundesregierung trégt ihrer Verantwortung fiir 1andli-
che und periphere Rdume durch diese Strategie Rechnung
und erdffnet diesen Regionen eine langfristige und posi-
tive Entwicklungsperspektive.

3 Partnerschaften fiir Innovation und
Wachstum

Die neu orientierte Forderpolitik kann nur Erfolg haben,
wenn sich alle wichtigen Akteure daran beteiligen. Zur
praktischen Umsetzung der neuorientierten Forder- und
Strukturkonzeption hat der Bund einen entsprechenden
Vorschlag an die Lénder gerichtet, der von den Minister-
prasidenten begriifit wurde. Gemeinsam konnen die vor-
handenen Stirken und Entwicklungspotenziale vorrangig
gefordert werden. Dabei sollen durch Optimierung und
Fokussierung des Mitteleinsatzes von Bund, Landern und
Européischer Union die spezifischen Wachstumschancen
jedes der neuen Léander verbessert werden.

Kriterien fiir den Mitteleinsatz in der Investitionsforde-
rung, der Infrastrukturpolitik, der Forschungs- und Inno-
vationsforderung, der Bildungs- und der Arbeitsmarktpo-
litik sind stets die spezifischen Gegebenheiten und
Bediirfnisse in den Regionen.

Gerade auch im Hinblick auf das Inkrafttreten des Soli-
darpakts II Anfang néchsten Jahres sollen die Programme
des Bundes und der Lénder durch Partnerschaften fiir In-
novation und Wachstum noch enger als bisher aufeinander
abgestimmt und damit noch effizienter gestaltet werden.
Erste konkrete Schritte wurden bereits unternommen.

Bund und Lénder haben Arbeitsgemeinschaften hierzu
eingerichtet, die sich mit dem Aufgabenfeld der Anpas-
sung der Forderinstrumente von Bund und Léndern befas-
sen. Dazu zdhlt auch die Identifizierung von regionalen
und sektoralen Schwerpunkten vornehmlich durch die
Léander. Damit werden nicht einzelne Forderentscheidun-
gen des Landes vorweggenommen, sondern nur die Poli-
tikfelder und Regionen oder auch Institutionen benannt.

Der Bund misst dafiir in seiner Haushaltspolitik dem Auf-
bau Ost weiterhin hohe Prioritdt bei. Zum Beispiel sind
Mittel fiir die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur bis 2008 in Hohe von
694 Mio. Euro in die mittelfristige Finanzplanung einge-
stellt. Zusammen mit dem Solidarpakt II, der bis 2019
lauft, ist so eine weit reichende Finanzierung der Pro-
gramme des Aufbau Ost vonseiten des Bundes garantiert.
Die Liander sollten die Solidarpaktmittel gezielt investiv
verwenden und dariiber hinaus bestimmte Teile aus dem
»~Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung® (EFRE)
verstérkt fiir investive MaBBnahmen in Wachstumszentren
einsetzen.

Gemeinsame Schritte fiir eine wirksame Evaluierung der
Forderpolitik werden von Bund und Léndern vereinbart,
um die Ergebnisse der Partnerschaft fiir Innovation und
Wachstum zu iiberpriifen und eine gemeinsame Entschei-
dungsgrundlage fiir die weitere Ausrichtung der Forder-
und Strukturpolitik zu haben.
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Erste Schritte sind eingeleitet

Der Bund hat bereits erste Schritte fiir eine enge Zusam-
menarbeit mit den Landern eingeleitet.

Im Vorgriff auf die Intensivierung der Zusammenarbeit
mit den Landern hat der Bund begonnen, seine Pro-
gramme zu biindeln und auf die neue Entwicklungsstrate-
gie auszurichten. Im Bereich der Innovations- und For-
schungsforderung werden die Programme im Rahmen der
Initiative der Bundesregierung im Jahre 2004: ,,Innova-
tionen und Zukunftstechnologien im Mittelstand-High-
Tech-Masterplan® auf Wachstumstrdger in den neuen
Léandern konzentriert:

— Am 1. Januar 2004 ist das neue Programm ,,Forderung
von Forschung und Entwicklung bei Wachstumstri-
gern in benachteiligten Regionen — INNO-WATT* in
Kraft getreten. Gegeniiber der Vorgéngermafnahme
»~FuE-Sonderprogramm fiir die neuen Lénder” wird
die Konzentration auf Wachstumstrager verstédrkt. Das
neue Programm unterstiitzt kleine und mittlere Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft und externe In-
dustrieforschungseinrichtungen bei der Entwicklung
neuer Erzeugnisse und Verfahren sowie beim Transfer
von anwendungsreifen Technologien. Die Forderung
erfolgt in Form eines nicht riickzahlbaren Zuschusses
zu den Gesamtkosten des Vorhabens.

— Mit der Initiative ,,Unternehmen Regionen* hat die
Bundesregierung vor kurzem vier grundlegende Pro-
gramme unter einem Dach zusammengefasst, um de-
ren gemeinsame Ziele und Synergien darzustellen.
Der Name der Initiative hat programmatischen Cha-
rakter und steht fiir eine regionen-orientierte, unter-
nehmerisch ausgerichtete Forderpolitik. Unterstiitzt
werden regionale Kooperationen und Biindnisse, um
eigene zukunftsfdhige technologische Profile zu ent-
wickeln und konsequent zu stérken. Daraus sollen sich
regionale innovative Cluster entwickeln konnen. Die
Initiative ,,Unternehmen Regionen® umfasst die fol-
genden vier Programme: InnoRegio, Innovative regio-
nale Wachstumskerne, Zentren fiir Innovationskompe-
tenz und Interregionale Allianzen fiir die Mérkte von
morgen (Innovationsforen). Fiir die Forderung stehen
im Jahr 2004 rd. 98 Mio. Euro zur Verfligung, im Zeit-
raum von 1999 bis 2007 sind insgesamt iiber 550 Mio.
Euro geplant. Zu den einzelnen Programmen siche
Abschnitt 2.3 Teil B.

Im Bereich der Investitionsférderung besteht das Ziel da-
rin, investive Forderprogramme durch Schwerpunktbil-
dungen in ihrer Wirksamkeit weiter zu starken. Hier steht
insbesondere die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur im Mittelpunkt der
Uberlegungen. Die GA-Forderregeln enthalten zwar
keine Priferenzen zugunsten von z. B. Agglomerations-
zentren, dennoch findet dort aufgrund der wirtschaftli-
chen Dynamik und der tendenziell stirkeren Investi-
tionstétigkeit ein konzentrierter Fordermitteleinsatz
gegeniiber peripheren, diinn besiedelten Regionen statt.
Aus dieser Logik heraus haben die Lander bereits in den

vergangenen Jahren durch ihre GA-Forderentscheidun-
gen zu Clusterbildungen beigetragen.

Die Wirtschaft bringt sich ein

Um die Partnerschaft fiir Innovation und Wachstum zu ei-
nem Erfolg zu machen, muss sich auch die Wirtschaft
einbringen. Der Dialog mit der Wirtschaft ermoglicht
Branchenschwerpunkte und Netzwerke zu identifizieren
und notwendige Fordermafnahmen zur Vervollstindi-
gung von regionalen Entwicklungskernen und Wert-
schopfungsketten zu definieren. Ziel ist es, durch gezielte
komplementére Investitionen des Staates die Wettbe-
werbsfahigkeit der Standorte und Unternehmen zu ver-
bessern. Dabei sind Bund und Léander auf die Unterstiit-
zung und Dialogbereitschaft der Wirtschaft angewiesen.

Die Stiarken der Partnerschaften fiir Innovationen und
Wachstum liegen in einem breiten, alle Akteure einbezie-
henden und auf Konsens ausgerichteten Ansatz. Bund,
Lander und Wirtschaft sollen gemeinsam an der Starkung
der ostdeutschen Wirtschaft mitarbeiten. Zentraler An-
satzpunkt ist die Schaffung von Clustern und Anséitze zu
neuen Clustern sowie die Mobilisierung regionaler Poten-
ziale auf der Basis eines umfassenden Dialogs und zielge-
nauer Forderinstrumente.

Forschungsprogramm Aufbau Ost

Mit dem Programm ,,Forschungen, Untersuchungen und
Ahnliches zum Aufbau Ost* fordert der Bund seit 2003
Forschungsprojekte, die spezifische Fragen zu den neuen
Landern aufgreifen. Sie bilden einen wichtigen Baustein
im Rahmen der Aufgaben des Beauftragten der Bundesre-
gierung fiir die neuen Bundeslinder. Die einzelnen Vorha-
ben — z. B. Perspektive Ostdeutschland 2030, Aufbau Ost:
Aufgabenstellungen nach 15 Jahren Wiedervereinigung,
Flachenrecycling und Fldchenmanagement, Tourismus in
Ostdeutschland, neue Nutzungsstrukturen fiir Innen-
stiddte — zielen darauf, in unterschiedlichen wirtschaftli-
chen und sozialen Bereichen die gegenwirtige Situation
der ostdeutschen Bundeslédnder darzulegen und Perspekti-
ven fiir weiterfiihrende Entwicklungen aufzuzeigen.

4 Erneuertes Gesamtkonzept Aufbau Ost

Die Ergebnisse und Erfolge der bisherigen Politik sind
Grundlage fiir die Neujustierung der Struktur- und For-
derpolitik in Ostdeutschland. Der Forderansatz der zu-
riickliegenden Jahre hat zu einem Autholprozess in den
neuen Bundeslédndern gefiihrt, der in den jeweiligen Re-
gionen unterschiedlich ausgepragt ist. Die signifikanten
regionalen Entwicklungen machen ein qualitativ neues
Forderkonzept notwendig, das an den spezifischen Stir-
ken der einzelnen Regionen ansetzt und diese weiterent-
wickelt.

Agenda 2010

Diese Strategie fiir Ostdeutschland kann ihre Wirkung nur
entfalten, wenn sie eingebettet ist in eine umfassende Re-
form der Arbeits- und Sozialpolitik Gesamtdeutschlands.
Programm hierfiir ist die Agenda 2010. Sie erhoht die



Drucksache 15/3796

—14—

Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Wettbewerbsfahigkeit unseres Landes und gestaltet die
sozialen Sicherungssysteme angesichts des demographi-
schen Wandels. Damit trigt sie zur Schaffung neuer Ar-
beitsplédtze und zur Bewahrung des Sozialen in der Markt-
wirtschaft bei.

Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
ist ein Kernelement dieser Reform. Durch sie werden eine
verbesserte Betreuung und Vermittlung der Langzeitar-
beitslosen realisiert und ihre Beschéftigungschancen er-
hoht — auch in Ostdeutschland. Die Bundesregierung ver-
kennt aber auch nicht, dass gerade in Ostdeutschland
Befiirchtungen mit dieser Reform verbunden sind. Aus
diesem Grund sind mit einem Schwerpunkt in Ost-
deutschland Leistungen zur Eingliederung in Arbeit fiir
Empfanger von Arbeitslosengeld II vorgesehen. Der
Bund stellt in 2005 Mittel zur Eingliederung in Héhe von
6,35 Mrd. Euro zur Verfiigung, davon in diesem Jahr be-
reits 1,3 Mrd. Euro; der Anteil der neuen Léinder ist mit
41 Prozent iiberproportional.

Die Bundesregierung begriift die Ankiindigung der
Wohlfahrtsverbiande, an der Vermittlung und Schaffung
von Beschiftigungsangeboten aktiv mitzuwirken. Auf-
grund der bestehenden Arbeitsplatzliicke konnen somit
insbesondere in strukturschwachen Regionen zusitzliche
kommunale Beschiftigungsangebote geschaffen werden.
Alle Arbeitslosen unter 25 Jahre, deren Anteil im Osten
besonders hoch ist, erhalten ein Angebot zur Qualifizie-
rung oder Arbeitsaufnahme. Auflerdem wird im Zuge der
weiteren Umsetzung von Hartz IV ein spezielles Monito-
ring fiir Ostdeutschland eingesetzt. Die Bundesregierung
wird ein Ombudssystem einrichten und unabhingige Per-
sonlichkeiten bitten, den Gesamtprozess zu begleiten.
Das gesamte Reformwerk der Agenda 2010 wird mittel-
und langfristig auch fiir die neuen Lénder einen Schub fiir
mehr Beschiftigung und den Abbau der Arbeitslosigkeit
bringen.

Solidarpakt II

Fiir die allgemeinen Rahmenbedingungen des Aufbaus
Ost sind die finanziellen Grundlagen von besonderer Be-
deutung. Hier hilft die Bundesregierung, eine langfristig
solide Finanzierung des Aufbaus Ost zu sichern.

Der im Juni 2001 zwischen Bund und Léndern verein-
barte Solidarpakt II, der unmittelbar an den Ende 2004
auslaufenden Solidarpakt I ankniipft, gibt den neuen Lén-
dern eine langfristige Perspektive. Die ostdeutschen Lan-
der erhalten von 2005 bis 2019 Sonderbedarfs-Bundeser-
ginzungszuweisungen (SoBez) in Hohe von insgesamt
105 Mrd. Euro. Der Ansatz im Jahr 2005 kniipft bruchlos
an die bisherigen jéhrlichen Leistungen an und belduft
sich auf 10,5 Mrd. Euro. Zusétzlich hat sich der Bund
verpflichtet, von 2005 bis 2019 — als ZielgroBe — weitere
51,1 Mrd. Euro in Form {iberproportionaler Leistungen in
den neuen Landern einzusetzen.

Mit dem Solidarpakt II stellt die Bundesregierung die not-
wendigen Mittel zur Verfiigung, damit die neuen Lander
in die Lage versetzt werden, die teilungsbedingten Riick-
stinde in der Infrastruktur bis zum Jahr 2020 abschlie-

Bend abzubauen. Das Finanzvolumen und die Laufzeit
der Vereinbarung geben den Menschen in Ost und West
eine realistische Orientierung iiber die noch bendétigte
zeitliche Perspektive. Bereits seit 2002 erhalten die ost-
deutschen Lander die seit 1995 flieBenden Mittel des So-
lidarpakts I ausschlieBlich in ungebundener Form. Auf
diese Weise konnen die Lander differenzierter und effi-
zienter als bisher an die lokalen und regionalen infra-
strukturellen Entwicklungspotenziale ankniipfen und die
Mittel dort einsetzen, wo sie am dringendsten gebraucht
werden.

Im Gegenzug tragen die Lénder die Verantwortung fiir die
aufbaugerechte Verwendung der ihnen zuflieBenden Son-
derbedarfs-Bundesergidnzungszuweisungen. Ihre Verant-
wortung flir den bestimmungsgeméBen Einsatz der Soli-
darpaktmittel wird dadurch dokumentiert, dass die
ostdeutschen Lander einschlieBlich Berlins dem Finanz-
planungsrat jéhrlich Fortschrittsberichte ,,Aufbau Ost*
vorlegen (§ 11 Abs. 4 Finanzausgleichsgesetz). In diesen
Fortschrittsberichten berichten sie iiber die Verwendung
der Solidarpaktmittel, ihre Fortschritte bei der SchlieBung
der Infrastrukturliicke sowie ihre finanzwirtschaftliche
Entwicklung einschlieBlich der Begrenzung der Netto-
neuverschuldung. Die Berichte werden bis Ende Septem-
ber des dem Berichtsjahr folgenden Jahres vorgelegt und
mit einer Stellungnahme der Bundesregierung im Finanz-
planungsrat erortert.

Fiir den Aufbau Ost ist es entscheidend, dass die ostdeut-
schen Lander die erhaltenen Solidarpaktmittel moglichst
umfassend investiv verwenden, denn Investitionen sind
weiterhin auf hohem Niveau erforderlich. Im Jahr 2003
wurden rd. 16 Mrd. Euro fiir Investitionen verausgabt.
Damit hat sich der Abbau der Infrastrukturliicke in den
letzten Jahren verlangsamt, je Einwohner liegen die In-
vestitionen in den neuen Léndern aber immer noch etwa
doppelt so hoch wie in den alten Landern.

5 Chancen der EU-Osterweiterung
aktiv nutzen

Die am 1. Mai 2004 vollzogene Erweiterung der Européi-
schen Union um 10 Lander markiert das Ende der fast
60 Jahre wihrenden Teilung Europas. Mit diesem Schritt
und dem Wegfall der Grenzbarrieren erféhrt die européi-
sche Einigung einen wichtigen Impuls. Dies gilt fiir die
Wirtschaft und Kultur sowie fiir die Formulierung und
Vertretung einer europdischen Politik.

Fiir die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bun-
deslédndern birgt die EU-Osterweiterung zahlreiche Chan-
cen und Vorteile. Die Bundesregierung setzt auf eine kon-
sequente Starkung der spezifischen wirtschaftlichen
Stiarken der ostdeutschen Regionen. Dadurch werden sie
in die Lage versetzt, diese als Wettbewerbsvorteil inner-
halb des grofler gewordenen Wirtschafts- und Absatzrau-
mes einzusetzen. Klar ist, dass die neuen Bundesldnder
im Wettbewerb mit den unmittelbaren Nachbarn Polen
und Tschechien und den iibrigen osteuropdischen EU-
Staaten nur iiber ihre Qualifikationen bestehen und sich
nicht auf einen Niedriglohnwettbewerb einlassen kdnnen.
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Abbildung 2

Erneuertes Gesamtkonzept Aufbau Ost

Status quo
> Aufholprozess in Ostdeutschland durch die Férder- und Strukturpolitik der vergangenen Jahre
> Zunehmende regionale Differenzierung der wirtschaftlichen Entwicklung
> Notwendigkeit, die Effizienz des Mitteleinsatzes des Bundes weiter zu erhéhen

Ll

Erneuertes Gesamtkonzept Aufbau Ost

Neujustierung der Forderpolitik

> Konzentration auf Vervollstandigung
und Entwicklung von regionalen Po-
tenzialen und Wertschopfungsketten

> Forderung entlang regionaler Star-
ken, mit dem Ziel diese weiter
auszubauen

> Verstarkung der Zusammenarbeit mit
den Landern

> Vernetzung der Potenziale

Finanzielle Basis

> Solidarpakt Il stellt die Finanzierung
des Aufbau Ost bis Ende 2019 sicher

e Korb I: 105 Mrd. € SoBez
e Korb Il: 51 Mrd. € tberproportio-

nale Leistungen des Bundes in
Form von Férderprogrammen

Verbesserung des gesamtwirtschaftlichen Rahmens durch die Agenda 2010

Grafik: BMVBW

Die Profilierung und Entwicklung von regionalen Stiarken
und die Férderung von 6konomischen Entwicklungsker-
nen in Ostdeutschland bieten die optimale Grundlage da-
fur, dass neue Mairkte erschlossen und Wachstumsim-
pulse verstirkt werden kénnen.

Initiativen

Ostdeutschland riickt mit der EU-Osterweiterung aus ei-
ner europdischen Randlage in das Zentrum Europas. Da-
riiber hinaus erdffnet die Erweiterung Chancen, sich auf
die kulturellen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen
Verbindungen gen Osten zu besinnen und diese fiir beide
Seiten nutzbringend zu beleben. Die Bundesregierung be-
riicksichtigt dabei sowohl die Belange und Chancen in
Osteuropa als auch jene in den Grenzregionen mit Polen
und Tschechien.

Mit dem avisierten Aufbau eines Osteuropazentrums fiir
Wirtschaft und Kultur soll eine Plattform entstehen, wel-

che die wissenschaftliche Kommunikation sowie die wirt-
schaftliche und kulturelle Kooperation mit osteuropdi-
schen Institutionen und Einrichtungen anbahnt und
begleitet. Auf diese Weise konnen die Beziehungen mit
den ost- und mitteleuropéischen Staaten gestarkt und de-
ren Erfolge im Transformationsprozess verstetigt werden.

Wirtschaft

Aufgrund der geographischen Néihe und vieler Bindungen
betrifft die EU-Osterweiterung die neuen Bundesldnder
besonders. Die EU-Beitrittslander erreichen voraussicht-
lich 2004 ein Wirtschaftswachstum von 4 Prozent. Her-
vorzuheben ist, dass Polen als grofite Volkswirtschaft
Ostmitteleuropas die konjunkturelle Schwiche tiberwun-
den hat und in den Jahren 2004 und 2005 deutlich iiber
4 Prozent Wirtschaftswachstum haben wird. Wahrend der
Exportanteil fiir die deutsche Wirtschaft in die mittel- und
osteuropdischen Staaten 2003 bei rd. 9 Prozent lag,
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betrug er fiir Ostdeutschland rd 14 Prozent. Im Zuge des
Abbaus von Handelsbeschriankungen und der Verbesse-
rung der Infrastruktur besitzt Ostdeutschland beim Export
in die Ostlichen Mérkte ein iiberdurchschnittliches Aus-
baupotenzial, welches durch Forderung von Forschung
und Entwicklung, aber auch durch die Reaktivierung des
spezifischen Osteuropa-Know-how in Ostdeutschland zu
nutzen ist. Die wachsende Nachfrage aus Mittel- und Ost-
europa nutzt vor allem wissensbasierten und humankapi-
talintensiven Wirtschaftszweigen wie dem Fahrzeug- und
Maschinenbau sowie Beratungsberufen. Hier kommen
u. a. ostdeutsche Erfahrungen und Know-how beim Um-
weltmanagement, der Plattenbausanierung und dem Stadt-
umbau zum Tragen.

Die EU-Osterweiterung wird jedoch auch den Wettbe-
werb erhohen. Von diesem werden vor allem arbeitsinten-
sive Branchen ohne Alleinstellungsmerkmale wie die
Textil- und Bekleidungsindustrie, die Bauwirtschaft und
die Reinigungsdienste aufgrund der niedrigeren Arbeits-
kosten in den Beitrittlaindern betroffen sein. Um negative
Auswirkungen der EU-Erweiterung durch den Zustrom
von Arbeitskriften abzufedern, hat sich die Bundesregie-
rung in den Beitrittsverhandlungen fiir flexible und zeit-
lich begrenzte Ubergangsregelungen eingesetzt, die ein
schrittweises Zusammenwachsen der Arbeitsmarkte er-
moglichen.

Die EU-Erweiterung ermdglicht den Grenzregionen an-
dererseits, aus ihren Randlage herauszutreten und als Bin-
deglieder zu den Beitrittslaindern wirtschaftlich zu profi-
tieren. Die wichtigsten Forderinstrumente in den
deutschen Grenzregionen waren und sind die Mittel aus
dem Fonds Interreg IIIA, welcher die Schaffung grenz-
uberschreitender wirtschaftlicher und sozialer ,,Pole un-
terstlitzt. Fir die Bundeslinder Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg und Sachsen stehen in den Jahren
2000 bis 2006 229 Mio. Euro zur Verfiigung.

Entscheidend fiir die Prosperitéit der Grenzregionen wer-
den eine funktionierende kommunale Zusammenarbeit
und die fortgesetzte Forderung aus Mitteln des Bundes,
der Lénder und der Europdischen Union sein. Die Bun-
desregierung setzt sich nachdriicklich dafiir ein, die Mog-
lichkeiten fiir die direkte Kooperation deutscher und pol-
nischer Kommunen/Regionen im Grenzgebiet durch den
Abschluss eines Abkommens nach dem Vorbild des
,JKarlsruher Ubereinkommens® zu verbessern. Die ver-
einfachte und bedarfsgerechte Forderung von Wirt-
schaftsprojekten seitens der EU ist notwendig fiir die Ent-
wicklung eines nach Osten wie Westen weit gefassten
Grenzraumes, in dem die dynamischen Ballungszentren
mit den strukturell schwiacheren grenznahen Gebieten
verbunden sind.

Mentalitit und Bildung

Die EU-Osterweiterung wird in ganz Deutschland und et-
was stirker in den neuen Bundeslédndern mit Skepsis auf-
genommen. Die soziale und wirtschaftliche Verunsiche-
rung in Teilen der ostdeutschen Bevolkerung angesichts
der rapiden Verdnderungen der letzten 15 Jahre begiins-
tigt die Vorsicht und Skepsis gegeniiber neuerlichen Ver-

dnderungen. Diese Haltung lésst sich erfahrungsgeméf
durch eigene positive Erfahrungen und mittelfristig durch
eine Verringerung des Wohlstandsgefilles gegeniiber dem
Ostlichen Nachbarn verandern.

Grenziiberschreitende kommunale Kontakte unter Einbe-
ziechung von Verwaltungen, Vereinen, Schulen und Kir-
chen sind als vertrauensbildende MaBnahmen z. B. im
Rahmen der vier existierenden Euroregionen weiterhin zu
unterstilitzen. Ferner ist die EU-Osterweiterung so zu ver-
mitteln, dass sie fiir die Bevolkerung in ihren Konsequen-
zen und Chancen wahrnehmbar ist sowie das Vertrauen in
die Akteure und die Akzeptanz der ,,neuen* Nachbarn
und der europdischen Integration stirkt.

6 Die Innere Einheit fordern

Das Zusammenwachsen der Deutschen geht iiber das Ma-
terielle hinaus. Notwendig bleibt die Bereitschaft, aufei-
nander zuzugehen und gegenseitiges Verstandnis flir unter-
schiedliche Lebenswege in Ost und West zu entwickeln.
Biicher und Filme haben den Diskurs {iber den Alltag in
der DDR und das Erleben der Umbruchzeit neu belebt.
Mit Respekt und Neugier werden andere Biografien
wahrgenommen. Nicht Bewertung oder Missverstiandnis
stehen im Mittelpunkt, sondern ein gemeinsames Inte-
resse an der Vergangenheit in Alltag und Politik.

Dabei gilt es, nicht aus dem Blick zu verlieren, dass die
friedliche Revolution in der DDR vom Herbst 1989 und
die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutsch-
lands am 3. Oktober 1990 zu den positivsten Ereignissen
unserer Geschichte zdhlen. Der Mut der Menschen in der
damaligen DDR trug entscheidend zum Zusammenbruch
der SED-Diktatur bei.

Die innere Einheit zu fordern, ist nicht nur eine Aufgabe
der Politik, sondern der ganzen Gesellschaft. Ziel der
Bundesregierung ist es, mit verschiedenen Maflnahmen
dazu beizutragen, dass das Zusammengehdorigkeitsbe-
wusstsein sich weiter vertieft.

Rehabilitierung und Entschiidigung
von Opfern der SED-Diktatur

Das Zweite Gesetz zur Anderung rehabilitierungsrechtli-
cher Vorschriften vom 22. Dezember 2003 hat die An-
tragsfristen in allen drei Rehabilitierungsgesetzen — Straf-
rechtliches, Berufliches und Verwaltungsrechtliches
Rehabilitierungsgesetz — bis zum 31. Dezember 2007 ver-
langert. Allen potenziell Berechtigten soll damit weiter-
hin die Moglichkeit offen stehen, sich iiber ihre Ansprii-
che zu informieren, Rehabilitierungsantridge zu stellen
und im Fall einer Anerkennung soziale Ausgleichsleis-
tungen in Anspruch zu nehmen. In der Vergangenheit wa-
ren die Antragszahlen trotz mehrfacher Verldngerung der
Fristen nicht gravierend zuriickgegangen.

Dariiber hinaus hat das Zweite Gesetz zur Anderung reha-
bilitierungsrechtlicher Vorschriften die Ausgleichsleis-
tungen nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz flir
in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeintréchtigte
Verfolgte um ca. 20 Prozent angehoben. Bis Ende 2003
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brachten Bund und Lander insgesamt 642 Mio. Euro fiir
Kapitalentschddigungen und Unterstiitzungsleistungen
nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz auf.
Die Leistungsgewdhrung nach dem Beruflichen Rehabili-
tierungsgesetz betrug bis einschlieBlich 2003 insgesamt
14,3 Mio. Euro.

Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit

Durch die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
unterstiitzt der Bund die Aufarbeitung der DDR-Vergan-
genheit sowie der Geschichte der deutschen Teilung und
ihrer Folgen. Die Stiftung Aufarbeitung fordert Projekte
von Aufarbeitungsinitiativen und privaten Archiven, un-
terstiitzt die Beratung und Betreuung von Opfern politi-
scher Verfolgung, tragt zur Sicherung und Sammlung von
Materialien insbesondere iiber Opposition und Wider-
stand in der DDR bei, fordert die internationale Zusam-
menarbeit bei der Aufarbeitung von Diktaturen und mel-
det sich mit eigenen Veranstaltungen und Publikationen
zu Wort. Dabei ist es auch Aufgabe der Stiftung, mog-
lichst viele und insbesondere junge Menschen dazu anzu-
regen, sich mit der jiingsten deutschen Geschichte und ih-
ren Folgen zu beschéftigen.

Im Jahr 2004 hat der 15. Jahrestag der friedlichen Revo-
lution im Herbst 1989 herausgehobene Bedeutung fiir die
Arbeit der Stiftung. Durch Veranstaltungen und Projekte
sowie durch die Ausschreibung des Plakatwettbewerbs
»geschichts-codes™ erinnert die Stiftung an die Proteste
und Demonstrationen vor 15 Jahren, die sich zu einer
Massenbewegung ausweiteten und die zweite Diktatur
auf deutschem Boden ohne BlutvergieBen tiberwanden.

In den nunmehr iiber fiinf Jahren ihres Bestehens hat die
Stiftung bundesweit fast 1 000 Projekte gefordert — da-
runter Filme, Ausstellungen, Veranstaltungen, Tagungen
und Publikationen. Etwa 20 Prozent der unterstiitzten
Projekte wurden im Westen der Bundesrepublik realisiert.
2003 konnte die Stiftung in den alten Bundeslédndern
32 Projekte fordern. 2004 werden von den insgesamt ge-
forderten 170 Projekten 40 im Westen Deutschlands un-
terstiitzt. Hier zeigt sich, dass das deutsch-deutsche Mit-
einander gute Formen des Austauschs und der
Kooperation hervorgebracht hat.

Die Bundesbeauftragte fiir die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) sichert auf
der Grundlage des Stasi-Unterlagen-Gesetzes die Er-
schlieBung und Verwahrung der Akten des ehemaligen
Ministeriums fiir Staatssicherheit (MfS) sowie die umfas-
sende Aufarbeitung der Tatigkeit der Staatssicherheit.

Seit Juli 2003 stehen der BStU auch die allgemein als
»Rosenholz*“-Unterlagen bezeichneten Karteien der
Hauptverwaltung Aufklédrung (HVA) des MfS zur Verfii-
gung. In langwierigen Verhandlungen hat die Bundesre-
gierung die Riickgabe der ,,Rosenholz“-Unterlagen von
den USA erreicht. Der BStU liegen damit auf CD-ROM
rd. 290 000 Datensétze der so genannten Personenkartei F
16 und etwa 57 400 Datensétze der Vorgangskartei F 22
der HVA vor. Nachdem die sehr aufwendige technische
Aufbereitung der Daten Anfang 2004 abgeschlossen wer-
den konnte, stehen die ,,Rosenholz*“-Unterlagen nun fiir
Auskiinfte und Uberpriifungen nach MaBgabe des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes zur Verfiigung. Nach Untersuchun-
gen der BStU enthalten die ,,Rosenholz“-Unterlagen rd.
280 000 Personendaten bis zum Jahr 1988. Bei schit-
zungsweise 90 Prozent dieser Daten handelt es sich nicht
um Inoffizielle Mitarbeiter (IM) des MfS, sondern um
Personen, die die HVA im Umfeld der IM oder aus ande-
ren Griinden erfasste. Die geschitzte Zahl der IM der
HVA liegt in der alten Bundesrepublik bei ca. 6 000, bei
den DDR-Einwohnern bei iiber 20 000. Nur ein Teil da-
von — ca. 1 500 in der alten Bundesrepublik und 10 000 in
der DDR — war 1989 noch aktiv. Nicht zuletzt mit der
Freigabe der ,,Rosenholz““-Unterlagen ist die Absicht der
ehemaligen Offiziere der HVA misslungen, die Spuren ih-
rer jahrzehntelangen Téatigkeit vollstandig zu vernichten.

Politische Bildung

Mit Unterschiedlichkeiten in der Einheit umgehen zu ler-
nen, setzt wechselseitige Kenntnisse tiber Geschichte und
Alltagsgeschichte in beiden deutschen Staaten voraus.
Vor allem dazu dient der auch 2003 von der Bundeszen-
trale fiir politische Bildung verlichene ,,Biirgerpreis Deut-
sche Einheit™.

Zusitzlich wurde der ,,Wempe-Einheitsfonds* eingerich-
tet. Er unterstiitzt Initiativen und Projekte zur inneren
Einheit, die erst im Entstehen begriffen sind. Im Vorder-
grund soll die Unterstlitzung von Vorhaben fiir Kinder
und Jugendliche in Ost und West stehen, um diesen Pro-
jekten auch in Zukunft die Fortfithrung ihrer Arbeit zu er-
moglichen. Der Preis ist ein Beispiel fiir eine gelungene
Public-Private-Partnership. Von privater Seite werden Fi-
nanzmittel zur Verfiigung gestellt, um die Idee des Ein-
heitspreises zu unterstiitzen. Insgesamt standen Preisgel-
der von 50 000 Euro zur Verfiigung. Davon entfielen
jeweils 10 000 Euro auf den Einheitspreis, der in drei Ka-
tegorien vergeben wurde: Begegnung, Gestaltung und
Vielfalt in der Einheit. Fordermittel in Hohe von
20 000 Euro wurden in unterschiedlicher Hohe aus dem
Einheitsfonds an fiinf Projekte vergeben.



Drucksache 15/3796

— 18—

Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Teil B Programme und Politikfelder des Aufbaus Ost

1 Wirtschaftsforderung: Starkung der
Investitionstatigkeit

Nur eine Vielzahl gesunder und dynamischer Unterneh-
men kann der Garant fiir eine positive wirtschaftliche
Entwicklung in den neuen Landern sein. Daher steht die
Wirtschaftsforderung im Zentrum der ostdeutschen Ent-
wicklungsstrategie.

1.1 Wirtschaftsforderung

Eckpfeiler der Investitionsforderung sind derzeit die Ge-
meinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur (GA) und die Investitionszulage. Ergianzt
werden diese Mafinahmen durch die bewahrten zinsgiins-
tigen Darlehen und Beteiligungsprogramme der KfW.

Investitionszulage fiir die gewerbliche Wirtschaft in
den neuen Lindern

Die Investitionszulage fordert als steuerliches Instrument
mit Rechtsanspruch Erstinvestitionen in den neuen Lan-
dern im Verarbeitenden Gewerbe und produktionsnahen
Dienstleistungen mit Fordersidtzen von bis zu 25 Prozent
(in Grenzregionen noch 2,5 Prozent mehr). Der Bund hat
zusammen mit den Lindern dieses Forderinstrument, das
Ende 2004 ausgelaufen wire, EU-konform ausgestaltet
und die Verldngerung um zwei Jahre bis Ende 2006 ver-
abschiedet. Dadurch koénnen in der gewerblichen Wirt-
schaft, die fiir den weiteren Aufbau der ostdeutschen
Wirtschaft insgesamt von zentraler Bedeutung ist, Inves-
titionen unterstiitzt, Wachstum gefoérdert und damit auch
Arbeitsplitze geschaffen werden.

Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur*

Die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur (GA) unterstiitzt gewerbliche Inves-
titionen und wirtschaftsnahe InfrastrukturmaBBnahmen.
Vorrangiges Ziel des GA-Fordersystems ist es, dauerhaft
wettbewerbsfahige Arbeitspldtze in den neuen Bundes-
landern zu schaffen und zu erhalten. Dazu werden gezielt
Investitionszuschiisse gewiahrt, die je zur Halfte aus dem
Bundeshaushalt und den Léanderhaushalten finanziert
werden. Daneben beteiligt sich die Gemeinschaftsauf-
gabe erginzend an den Landerprogrammen zur Forde-
rung nicht investiver Unternehmensaktivititen kleiner
und mittlerer Unternehmen, die deren Wettbewerbsfahig-
keit und Innovationskraft stirken.

Im zuriickliegenden Dreijahreszeitraum 2001 bis 2003
konnten die neuen Lénder und Berlin GA-Bewilligungen
im Umfang von rd. 5,2 Mrd. Euro erteilen. Mit diesen
Fordermitteln wurde ein Investitionsvolumen von rd.

24,3 Mrd. Euro angestof3en. Im Bereich der gewerblichen
Wirtschaft wurden dadurch 77 543 zusitzliche Dauerar-
beitspldtze geschaffen (davon entfielen 24 756 Arbeits-
platze auf Frauen) und 238 805 Dauerarbeitsplitze gesi-
chert (davon entfielen 67 663 Arbeitsplétze auf Frauen).

Im Bundeshaushalt 2004 stehen den ostdeutschen Lan-
dern und Berlin Barmittel in Hohe von 750 Mio. Euro zur
Verfiigung, die zur Finanzierung von bereits bewilligten
Projekten eingesetzt werden. Dariiber hinaus erhalten die
Lander Verpflichtungserméachtigungen in Hohe von rd.
543 Mio. Euro fiir neue Investitionsvorhaben, die jeweils
in gleicher Héhe von den Léndern kofinanziert werden.
Neben den nationalen GA-Mitteln werden die Lander die
Investitionsforderung nach den GA-Forderregeln voraus-
sichtlich mit Mitteln aus dem Europiischen Fonds fiir re-
gionale Entwicklung (EFRE) in Héhe von rd. 448 Mio.
Euro verstarken. Insgesamt steht ein Bewilligungsrahmen
von rd. 1,5 Mrd. Euro fiir neue Investitionen in den Un-
ternehmen und zum Ausbau der wirtschaftsnahen Infra-
struktur in den neuen Léndern bereit.

Regionalmanagement

Das Forderangebot ,,Regionalmanagement® wird auf Be-
schluss des Bund/Lénder-Planungsausschusses der Ge-
meinschaftsaufgabe tiber 2003 hinaus fortgefiihrt Damit
konnen weiterhin neue Projekte in den Regionen entwi-
ckelt und initiiert werden. Sie umfassen die Entwicklung
und Umsetzung integrierter regionaler Entwicklungskon-
zepte, den Aufbau von regionalen Netzwerken und Kom-
munikationsstrukturen sowie auch die Forderung von
branchenspezifischen Kompetenzzentren. Sie zielen hdu-
fig auf eine stirkere Profilierung der Region und beste-
hender Wachstumskerne. Das Forderangebot Regional-
management fligt sich damit in die Neujustierung der
Wirtschaftsforderung Ostdeutschlands ein. In den neuen
Bundesldndern haben bereits 30 Regionen ein Regional-
management-Projekt eingerichtet, um ihr vorhandenes
Entwicklungspotenzial verstirkt zu mobilisieren und re-
gionale Entwicklungsaktivititen zielgerichtet im Hinblick
auf die Steigerung von Wachstum und Beschiftigung zu
organisieren. Die Regionalmanagement-Projekte werden
unter starker Beteiligung der regionalen Wirtschaft konzi-
piert und umgesetzt.

Industrial Investment Council — IIC

Die Gewinnung internationaler Investoren fiir die neuen
Léander hat auch in den néchsten Jahren hohe Aktualitét.
Der IIC hat die Aufgabe, auslédndische Investoren fiir die
neuen Bundeslidnder und Berlin zu akquirieren. Schwer-
punktregionen bei der vertieften Investorenansprache
sind dabei die USA, Asien/Japan und Westeuropa. Der
IIC hat seit dem Beginn der Geschéftstétigkeit Ende 1996
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Abbildung 3
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94 Investoren fiir die neuen Lander geworben, die bislang
insgesamt 4,2 Mrd. Euro investiert und dabei fast 17 000
Arbeitspldtze geschaffen haben. Die Gesellschaft wird
gemeinsam vom Bund und — mehrheitlich — von den
neuen Léndern getragen. Da die aktive Investorenwer-
bung auch in den néchsten Jahren fiir den wirtschaftlichen
Aufbau in den neuen Léndern sehr wichtig ist, haben die
Gesellschafter des IIC auf ihrer Versammlung am 5. Au-
gust 2004 die Verlingerung der Geschéftstatigkeit der
Gesellschaft iiber 2004 hinaus bis 2008 beschlossen.

1.2  Mittelstandsforderung durch die

KfW-Mittelstandsbank

Gemél dem Forderbankneustrukturierungsgesetz vom
August 2003 wurden die Férderbanken KfW und DtA un-
ter dem Dach der KfW zusammengelegt. Der Forderbe-
reich der KfW tritt seit dieser Verschmelzung unter der
Bezeichnung ,,KfW-Mittelstandsbank® am Markt auf.

Das Finanzierungs- und Beratungsangebot fiir Griinder so-
wie kleine und mittelstédndische Unternehmen wurde zwi-
schenzeitlich ziigig neu strukturiert und die Transparenz
iiber das Forderangebot erhoht. Dieses Angebot umfasst
weiterhin zinsgiinstige Forderdarlehen und Beteiligungs-
kapital, ein neuer Schwerpunkt ist in der Bereitstellung
von Nachrangdarlehen zu sehen.

Durch die zinsgiinstigen Darlehen nach dem am 1. Sep-
tember 2003 eingefithrten KfW-Programm ,,Unterneh-
merkredit” wird es sowohl den mittelstdndischen Unter-
nehmen als auch den Banken erleichtert, die in
Deutschland sehr wichtige langfristige Fremdfinanzie-
rung der Unternechmer auf hohem Niveau fortzufiihren.
Allein im ersten Halbjahr 2004 wurden bundesweit Dar-
lehen mit einem Volumen von insgesamt rd. 2,7 Mrd.
Euro nach diesem Programm gewéhrt. Dabei ist aber der
Anteil der Darlehen, die in die neuen Lander gingen, lei-
der ausgesprochen gering.

Besonders bedeutsam diirfte zukiinftig die Gewdhrung
von Nachrangdarlehen mit eigenkapitaldhnlichem Cha-
rakter sein. Dies insbesondere mit Blick auf die geringen
Eigenkapitalquoten der Unternehmen einerseits und die
vertieften Risikobetrachtungen und Ratingeinstufungen
sowie die bonitdtsabhidngigen Kreditkonditionen der
Hausbanken andererseits (Stichwort: Basel II).

Diesen verdnderten Finanzierungsbedingungen versucht
das ERP-Sondervermégen und die KfW-Mittelstands-
bank durch das am 1. Mérz 2004 neu am Markt platzierte
Programm ,,Unternehmerkapital* Rechnung zu tragen.

Durch dieses Programm werden nachrangige und damit
eigenkapitaldhnliche Finanzierungen, so genanntes ,,Mez-
zanine-Kapital“, angeboten. Dabei werden diese Mezza-
nine-Angebote jetzt iber den gesamten Lebenszyklus der
mittelstdndischen Unternehmen hinweg angeboten.

Mit Blick auf die Situation in den neuen Ldndern wird
auch das neue ,,ERP-Kapital fiir Griindung* (bisher be-
kannt als ERP-Eigenkapitalhilfe-Programm) und das
neue ,,ERP-Kapital fir Wachstum® (fiir kleinere und
mittlere Unternehmen im Alter von zwei bis fiinf Jah-

ren) weiterhin mit einer Zinspriaferenz zugunsten von
Griindungs- und Wachstumsfinanzierungen in diesen Re-
gionen ausgestattet. Das ERP-Sondervermogen wird fiir
diese Forderaktivititen bei entsprechender Nachfrage in
den Jahren 2004 und 2005 jeweils rd. 1,3 Mrd. Euro be-
reitstellen konnen.

Besonders ist darauf hinzuweisen, dass die fiir die Nach-
rangdarlehen zu zahlenden Zinsen beim ,,ERP-Kapital fiir
Wachstum* und beim ,,Kapital fiir Arbeit und Investitio-
nen® bereits von der Bonitdt des Kreditnehmers abhén-
gen. Dies fiihrt zwar teilweise zu einer hoheren Zinsbe-
lastung, es ermoglicht aber andererseits, dass auch solche
in der Regel schwichere Unternehmen einen Kredit be-
kommen kdnnen, die sonst leer ausgehen wiirden.

Auch die Angebote im Bereich der Beteiligungsfinanzie-
rung werden bzw. wurden bereits an die veranderte Fi-
nanzierungslandschaft angepasst. So fiel am 16. Februar
2004 der Startschuss fiir den ERP/EIF-Dachfonds fiir Be-
teiligungskapital, der sich seinerseits an Wagniskapital-
Fonds anteilig beteiligt und so der Finanzierung von jun-
gen und innovativen Unternehmen dienen soll. Ferner
soll aber auch verstarkt fiir mittelstindische Unternehmen
(und zwar ganz normale, nicht so wachstumsstarke) mit
einem Kapitalbedarf zwischen 1 Mio. und 5 Mio. Euro
echtes Beteiligungskapital bereitgestellt werden. KfW
startet gegenwaértig in verschiedenen Pilotvorhaben eine
neue Initiative unter dem Stichwort ,,Eigenkapital fiir den
breiten Mittelstand“. Dariiber hinaus wird in Kiirze ein
neuer Startfonds aufgelegt, der das bestehende ,,Beteili-
gungskapital fiir kleine Technologieunternehmen® (BTU)
ablost.

1.3

Seit 1991 unterstiitzt die EU im Rahmen ihrer Strukturfor-
derung den wirtschaftlichen Aufbau in den neuen Léndern
und Berlin (Ost). Die Mittel der EU-Strukturfonds ergén-
zen und verstirken die Programme des Bundes und der
Léander. In der aktuellen Forderperiode 2000 bis 2006 ste-
hen fiir Deutschland insgesamt rd. 31 Mrd. Euro aus den
Europdischen Strukturfonds zur Verfiigung. Der Schwer-
punkt der EU-Strukturforderung liegt aufgrund des wei-
terhin bestehenden Nachholbedarfs in den Lindern Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anbhalt und Thiiringen. Diese Bundeslénder fallen in der
laufenden Periode in die hochste Forderstufe, da sie im
Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf unterhalb von
75 Prozent des EU-Durchschnitts liegen, d. h. sie sind so
genannte ,,Ziel-1-Gebiete*. Berlin (Ost) erfiillt dieses Kri-
terium nicht mehr, erhdlt aber bis zum Jahr 2005 eine
Ubergangsunterstiitzung. Insgesamt werden die neuen
Bundesldnder von 2000 bis 2006 mit knapp 22 Mrd. Euro
gefordert. Hinzu kommen Mittel fiir Gemeinschaftsinitia-
tiven in einer GroBenordnung von 1,6 Mrd. Euro fiir die
neuen und die alten Bundeslander.

Europaische Strukturférderung

Die EU-Mittel werden zur Férderung der Wettbewerbsfa-
higkeit der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere der
kleinen und mittleren Unternehmen, fiir Infrastrukturmaf-
nahmen, zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt,
zur Forderung des Arbeitskriftepotenzials sowie der
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Tabelle 3

Strukturfondsmittel der EU

Strukturfondsmittel der EU fiir die neuen Linder und Berlin-Ost in der Forderperiode 2000 bis 2006
(in Mio. Euro) einschl. Mittel der leistungsgebundenen Reserve*

2000 2001 2002 2003 2004

2005 2006 insgesamt

2.976 3.013 3.047 3.084 3.119

3.181 3.186 [21.606

* In laufenden Preisen.
Quelle: Gemeinschaftliches Forderkonzept (GFK) 2000 bis 2006
Die Forderung aus den Gemeinschaftsinitiativen ist nicht beriicksichtigt.

Chancengleichheit und fiir die l&ndliche Entwicklung und
die Fischerei verwendet.

Die Summe der von der Europédischen Kommission aus
den Strukturfonds an die Lander geleisteten Zahlungen
betrigt per 31. Dezember 2003 rd. 7 783 Mio. Euro.

Perspektiven européischer Strukturpolitik

Im Februar 2004 hat die Europédische Kommission den
3. Kohésionsbericht vorgelegt, in dem sie ihre Vorstellun-
gen zur Strukturférderung ab 2007 darlegt. Sie sieht eine
finanzielle Aufstockung um rd. 100 Mrd. Euro fiir die
néichste Forderperiode (2007 bis 2013) vor sowie eine in-
haltliche und geographische Ausweitung in Richtung ei-
nes flichendeckenden Forderansatzes, nach dem grund-
sétzlich alle Regionen in der Union, auch strukturstirkere,
forderfdhig sein sollen. Damit tragen die Vorschldge der
Kommission den Herausforderungen, insbesondere auf-
grund der Erweiterung um 10 bzw. absehbar 12 Staaten,
deren Wirtschaftskraft zum Teil deutlich unter der der Ge-
meinschaft liegt, weder finanziell noch inhaltlich Rech-
nung. Demgegeniiber ist aus Sicht der Bundesregierung
fir die kiinftige Strukturpolitik vor dem Hintergrund
knapper Finanzen und der Notwendigkeit, die Effizienz in
der Strukturpolitik zu steigern, eine verstirkte Konzentra-
tion der Férderung auf die bediirftigsten Regionen in der
erweiterten Union geboten.

Hinsichtlich der zukiinftigen Forderung in den bediirf-
tigsten Regionen (Ziel-1-Regionen) unterstiitzt die Bun-
desregierung den Vorschlag der Kommission, fiir die
Auswahl dieser Regionen weiterhin auf das Kriterium ei-
nes BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards unter 75 Prozent
des Gemeinschaftsdurchschnitts abzustellen. Fiir derzei-
tige Ziel-1-Regionen, die dieses Kriterium kiinftig nicht
mehr erfiillen, hilt die Bundesregierung faire Ubergangs-
regelungen flir angemessen, die nach dem Stand des so-
ziodkonomischen Entwicklungsprozesses differenziert
werden konnten. Innerhalb der neuen Ziel-1-Forderung
begriiit die Bundesregierung grundsitzlich eine breite
Forderpalette, die eine an den jeweiligen regionalen Be-
diirfnissen ausgerichtete Forderung ermoglicht.

Aufgrund der weiterhin schwachen wirtschaftlichen Ent-
wicklung werden die neuen Lénder voraussichtlich zum

Grofteil in der Ziel-1-Forderung verbleiben. Nach den

Berechnungen der EU-Kommission fiir das Jahr 2001
werden nur drei Regionen in den neuen Léndern aus der
Ziel-1-Forderung herausfallen (Dresden, Brandenburg-
Stidwest und Leipzig). Maligeblich fiir den endgiiltigen
Forderstatus ist jedoch der Durchschnitt der Jahre 2001
bis 2003. Die endgiiltige Gebietskulisse fiir die Ziel-1-
Forderung wird erst 2006 feststehen.

Wesentlich fiir die neuen Lander sind neben der Struktur-
fondsforderung aber auch die kiinftigen beihilferechtli-
chen Moglichkeiten. Die Bundsregierung unterstiitzt da-
bei die Forderung der neuen Lander, das Fordergefille zu
den 0Ostlichen Nachbarstaaten moglichst flach zu gestal-
ten. Dabei muss durch geeignete MaBBnahmen insbeson-
dere in den Grenzregionen verhindert werden, dass Un-
ternechmen unter Ausnutzen von Forderstufen lokale
Standortverlagerungen vornehmen. Die Bundesregierung
setzt sich im Interesse der weiteren Ausgestaltung des
EU-Binnenmarktes fiir ein generelles Absenken der Bei-
hilfeintensitét in der Gemeinschaft ein.

Die Vorschlidge der Kommission zur Vereinfachung des
Umsetzungsverfahrens werden von Deutschland unter-
stiitzt. Erfahrungen aus der aktuellen Forderperiode in
Deutschland und in anderen Mitgliedstaaten zeigen, dass
die Strukturférderung grundlegend vereinfacht werden
muss.

1.4 Férderung von Beratung und Information

fiir den Mittelstand und das Handwerk

Ziel der Bundesregierung ist es, durch den ,,GriinderSer-
viceDeutschland* die Information und Beratung von
Griindern und jungen Unternehmen zu verbessern und die
Bestandsfestigkeit von Griindungen zu erhéhen. Um dies
zu erreichen, haben sich die Kammern, die KfW-Banken-
gruppe, die Bundesagentur fiir Arbeit und andere Partner
wie zum Beispiel die Wirtschaftsfordergesellschaften zu
einem Aktionsbiindnis zusammengeschlossen. Mit dem
virtuellen Griinderportal www.existenzgruender.de und
einer Info-Hotline wird den Griinderinnen und Griindern
zunidchst eine Erstorientierung gegeben

Im Rahmen von so genannten ,,Griindertagen* erhalten
Griinderinnen und Griinder die Moglichkeit, ihr Vorhaben
vor Vertretern dieser Institutionen zu préisentieren. Die
Expertinnen und Experten bewerten die Unternehmens-
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konzepte und geben konkrete Ratschldge/Empfehlungen
fir die Umsetzung der Vorhaben. Auf Empfehlung des
Gremiums koénnen die Griinder anschlieBend von einem
Coach bei der Umsetzung ihres Vorhabens begleitet wer-
den. Das ,,Griindercoaching soll dazu beitragen, Wege
und Zeitabldufe zu verkiirzen, die Feinjustierung und An-
passung des Unternehmenskonzeptes zu unterstiitzen, zu
den richtigen Ansprechpartnern zu leiten und ,,falsche
Weichenstellungen* so frith wie moglich zu verhindern.

Da in den neuen Bundesldndern ein besonderer Bedarf fiir
einen verbesserten Informations- und Beratungsservice
gegeben ist, wurde das Projekt ,,GriinderService Deutsch-
land* im Juli 2003 als Pilotprojekt in den neuen Landern
gestartet. Es ist geplant, den ,,GriinderService Deutsch-
land* in Zusammenarbeit mit den Landern bis Ende 2005
auf ganz Deutschland auszudehnen. Das Griindercoa-
ching wird durch den Europdischen Sozialfonds (ESF)
und die KfW-Bankengruppe finanziell unterstiitzt.

Kernstiick der Beratungsférderung sind MaBBnahmen, die
Griindern helfen sollen, ihre Unternehmenskonzepte bei
der Realisierung zu optimieren. 2003 wurden fiir Exis-
tenzgriindung und allgemeine Beratung rd. 30 Mio. Euro
aufgewandt. Auf die neuen Lénder entfielen davon ca.
35 Prozent. Insgesamt wurden 2 500 Unternehmen aus
den neuen Léndern beraten und 37 000 Unternehmer in
Schulungsveranstaltungen informiert. Wichtige Partner
sind die Kammern und die freiberuflichen Berater. Fiir
das Handwerk bieten die Handwerksorganisationen
Griinderinnen und Griindern zusitzliche Beratungsleis-
tungen an.

Die Bundesregierung fordert in Zusammenarbeit mit der
KfW und Sponsoren aus der Wirtschaft die Errichtung
von Existenzgriindungslehrstiihlen an Hochschulen auch
in den neuen Landern. In 13 Bundeslandern (u. a. in Ber-
lin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Sachsen) wird mit
dem Projekt JUNIOR an allgemeinbildenden Schulen fiir
unternehmerische Selbststindigkeit geworben. Fiir das
Schuljahr 2004/2005 wurden erstmals auch Schulen in
Thiiringen und Mecklenburg-Vorpommern gezielt ange-
sprochen und an dem Projekt teilzunehmen.

1.5  Absatz- und Exportférderung

In den vergangenen Jahren ist es der ostdeutschen Wirt-
schaft gelungen, erhebliche Erfolge im iiberregionalen
Absatz zu erzielen. So hat sich die Exportquote des Verar-
beitenden Gewerbes von 1996 bis 2003 verdoppelt. Sie

Tabelle 4

liegt allerdings mit 24,5 Prozent noch immer deutlich un-
ter dem westdeutschen Niveau von rd. 39,4 Prozent.
Noch immer haben viele kleine und mittlere Unterneh-
men in den neuen Bundesldndern Schwierigkeiten, sich
auf ausliandischen Mirkten zu etablieren, da sie hierfiir
héufig nur begrenzte Managementkapazititen, Markter-
fahrung und finanzielle Ressourcen haben.

Die Bundesregierung setzt deshalb im Rahmen ihrer Au-
Benwirtschaftsoffensive fiir mehr Wachstum und Be-
schéftigung auch im Jahr 2004 ihre spezielle Unterstiit-
zung flir ostdeutsche Unternehmen fort. Im Rahmen der
Inlandsmessefoérderung wird ostdeutschen KMU letztma-
lig in diesem Jahr eine nicht riickzahlbare Zuwendung zu
den Ausgaben fiir die Standmiete aus Bundesmitteln ge-
wihrt. Beim Vermarktungshilfeprogramm unterstiitzen
erfahrene AuBenwirtschaftsexperten mehr als 500 ost-
deutsche Unternehmen bei ihren Bemiihungen, in
35 Ziellandern Ful3 zu fassen. Zu den regionalen Schwer-
punkten gehdren neben Westeuropa und Nordamerika vor
allem die EU-Beitrittsldnder.

Fiir Unternehmen in den ostdeutschen Grenzregionen zu
den neuen EU-Landern Polen und Tschechien werden zu-
sdtzliche Absatz- und Kooperationshilfen angeboten.
Aber auch Mirkte in Schwellenlindern wie z. B. Agyp-
ten, die Vereinigten Arabischen Emirate, Vietnam und
Brasilien finden bei der Auswahl der Zielregionen Be-
riicksichtigung.

Um diese Absatzforderung verstirkt auch ostdeutschen
Dienstleistern zu er6ffnen, errichtete die Bundesregierung
mit der International Finance Corporation in 2003 einen
,,Deutschland/IFC-Trust Fund fiir ostdeutsche Consul-
tants“ (CTF).

Ostdeutsche Beratungsunternehmen/Consultants kénnen
so Zugang zu Auftrigen im Rahmen des Technische-
Hilfe-Programms der IFC erhalten. Aus Mitteln des CTF
konnen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (Pre-Feasibi-
lity und Feasibility-Studien) fiir Pilotprojekte zur techni-
schen Unterstiitzung bei Privatisierungen und schlie8lich
Technologietransfers in den Empfangerlandern der IFC
finanziert werden.

1.6 Einrichtungen des Bundes als
Wirtschaftsfaktor — Das Beispiel
Bundeswehr

Einrichtungen des Bundes spielen in Ostdeutschland als
Wirtschaftsfaktor eine gewichtige Rolle. Durch die

Bundeswehr als Wirtschaftsfaktor

Riistungswirtschaft

Verpflegungswirtschaft 2003 wurde von den Standortverwaltungen in den neuen Léndern an dort anséssige Firmen
Auftrige im Wert von 21,3 Mio. Euro vergeben.

Von 1991 bis 2003 hat die Bundeswehr in den neuen Bundeslédndern Auftrige im Wert von
4,05 Mrd. Euro erteilt. Schwerpunkte bei der Auftragsvergabe sind die Bereiche Dienst-
leistungen, Schiffbau, Bewachung und Mineraldlerzeugnisse.
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Schaffung von Arbeitsplétzen, Investitionen und Stiitzung
der Nachfrage kommt die Bundesregierung auch auf die-
sem Wege ihrer Verpflichtung nach, die Wirtschaftskraft
Ostdeutschlands zu stirken. Beispielhaft hierfiir ist das
Engagement der Bundeswehr in den neuen Bundeslédn-
dern, die derzeit an insgesamt 103 Standorten mit ca.
41 000 militarischen und ca. 21 000 zivilen Angehorigen
der Streitkrdfte in den neuen Bundesldndern stationiert
ist. Ungeachtet einer absehbaren Verringerung der Zahl
der Standorte als Folge der Weiterentwicklung der Streit-
kréfte, gehort die Bundeswehr damit in den neuen Lan-
dern zu den grofiten Arbeitgebern — sei es durch die Be-
reitstellung von Arbeitsplétzen, sei es durch die Vergabe
von Auftragen an regional ansdssige Unternehmen.

In den Bundeswehrliegenschaften sind zum Erhalt der
Bausubstanz und zur Verbesserung des infrastrukturellen
Zustandes im Jahr 2004 Bauinvestitionen mit einem Ge-
samtvolumen von mehr als 250 Mio. Euro geplant.

2 Innovationskraft stiarken

Gerade in einer Situation zunehmenden Wettbewerbs sind
neue Produkte und Innovationen entscheidend fiir wirt-
schaftliches Wachstum und damit fiir den Erhalt und die
Schaffung neuer zukunftsfahiger Arbeitspldtze. Daher un-
terstilitzt die Bundesregierung mit vielen MaBlnahmen die
Innovationskréfte der ostdeutschen Unternehmen. Auch
bei der Forderung von Innovationen setzt die Bundesre-
gierung einen besonderen Schwerpunkt auf die Unterstiit-
zung, Vervollstindigung und Herausbildung von Netz-
werken und innovativen Kompetenzfeldern.

21 Innovationsinitiative der
Bundesregierung

Deutschland befindet sich in einem Prozess der struktu-
rellen Erneuerung. Nur mit innovativen neuen Ideen kann
die Zukunftsfahigkeit unserer Gesellschaft gesichert wer-
den. Insbesondere die Wirtschaft der neuen Léinder ist
darauf angewiesen, sich durch neue Produkt- und Prozess-
innovationen von der nationalen und internationalen Kon-
kurrenz abzuheben und neue Wertschdpfungspotenziale
zu erschliefen.

Mit der Innovationsinitiative fiihrt die Bundesregierung
den Reformkurs der Agenda 2010 konsequent fort. Fiir
die neuen Lénder ist die Schwerpunktsetzung von beson-
derer Bedeutung.

1. Angesichts der schwierigen demographischen Ent-
wicklung in den neuen Landern ist es von herausragender
Bedeutung, dass den jungen Menschen attraktive Zu-
kunftsperspektiven geboten werden. Bildung, Ausbildung
und Forschung spielen dabei eine entscheidende Rolle. In
diesen drei Schliisselbereichen hat Ostdeutschland schon
heute eine leistungsfihige und national konkurrenzféhige
Hochschul- und Forschungslandschaft vorzuweisen. Die
Universitdten in den neuen Léndern sind international
vernetzt, das schulische Bildungswesen und insbesondere
die Forschungseinrichtungen in den neuen Lindern be-
weisen ihre Leistungsfahigkeit.

2. Durch ihre stark mittelstdndisch geprigte Wirtschafts-
struktur ziehen die neuen Lander auch gro3en Nutzen aus
den Fordermoglichkeiten und Finanzierungshilfen der In-
novationsinitiative. Etwa die Halfte der Mittel, die allein
das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit fiir den
innovativen Mittelstand bereitstellt, flieft in die Wirt-
schaft und die wirtschaftsnahe Forschung der neuen Lén-
der.

2.2 Innovationsfinanzierung junger Techno-

logieunternehmen sicherstellen

Moglichkeiten der Finanzierung von Innovationen sind
besonders fiir technisch riskante und wirtschaftlich unsi-
chere neue Investitionsprojekte von besonderer Bedeu-
tung. Dies gilt gerade fiir junge Technologieunternehmen,
die noch nicht iiber ausreichende Umsatzerlose zur Ei-
genfinanzierung von Innovationsprojekten verfiigen. In
einer Situation, in der Banken angesichts der hohen Risi-
ken innovativer Neugriindungen Zuriickhaltung iiben,
kommt der Finanzierung iiber Venture Capital eine beson-
dere Bedeutung zu.

Nachdem der Venture Capital Markt in den 90er-Jahren in
Deutschland einen rasanten Aufschwung erlebt hat, ist
der Zugang zu Wagniskapital fiir junge Technologieunter-
nehmen vor allem in den vergangenen beiden Jahren er-
heblich schwieriger geworden. Wurde im Jahr 2000 noch
rd. ein Drittel des Beteiligungskapitals an innovative
Unternehmen in der frithen Phase der Unternehmensent-
wicklung ausgelegt, entficlen auf dieses Segment im letz-
ten Jahr nur noch rd. 11 Prozent. Griindungsfinanzierun-
gen im Technologiebereich sind im vergangenen Jahr fast
génzlich zum Erliegen gekommen.

Die Bundesregierung setzt diesem Mangel an Wagniska-
pital fiir junge Technologieunternehmen eine neue Forde-
rarchitektur entgegen. Seit Jahresbeginn wurde gemein-
sam mit dem Européischen Investitionsfonds (EIF) und
mit Mitteln des ERP-Sondervermdgens ein neuer Beteili-
gungskapitaldachfonds aufgelegt, der mit insgesamt
500 Mio. Euro ausgestattet ist. Der Dachfonds beteiligt
sich an professionellen Venture Capital Fonds, in dem er
im Schnitt rd. 30 Prozent der Fondsmittel beisteuert. Im
Blickfeld stehen insbesondere Frithphasenfonds mit ei-
nem Schwerpunkt auf Technologietransfer.

In Kiirze wird die Bundesregierung in der Nachfolge des
Programms ,,Beteiligungskapital fiir kleine Technologie-
unternechmen® einen neuen Startfonds auflegen, aus dem
gemeinsam mit privaten Beteiligungskapitalgebern In-
vestments an einzelnen Unternehmen finanziert werden.

Fir die neuen Lénder hat bislang das Programm
FUTOUR iiber eine Kombination aus Beteiligungskapital
und FuE-Zuschiissen die notwendigen Mittel bereitge-
stellt. Allerdings hat die Nachfrage nach FUTOUR ange-
sichts der restriktiven Kapitalmarktbedingungen in den
letzten Jahren spiirbar nachgelassen. Programmgeméf
lief die Antragstellung fiir die Forderung von Neuprojek-
ten daher Ende 2003 aus, sodass im laufenden Jahr noch
rd. 20 neue Griindungsprojekte bewilligt werden.
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Die Bundesregierung plant einen neuen High-Tech-Griin-
derfonds. Dieser Fonds soll FuE-basierte Griindungen in
den ersten Jahren ihrer Existenz auf Basis von Beteili-
gungskapital unterstiitzen. Um der besonderen Eigenka-
pitalschwéche in den neuen Landern gerecht zu werden,
ist fir die neuen Lédnder eine besondere Préferenz in der
Ausgestaltung der Konditionen vorgesehen.

2.3 Regionale und innovative Netzwerke

Durch eine Vielzahl von Programmen und Initiativen un-
terstlitzt die Bundesregierung die Bildung innovativer
Netzwerke. Damit trdgt sie der besonderen Bedeutung
von Netzwerken und Kooperationen fiir die Stiarkung der
Innovationskraft und des wirtschaftlichen Aufholprozes-
ses in Ostdeutschland Rechnung.

PROgramm INNOvationskompetenz mittel-
stindischer Unternehmen (PRO INNO)

Mit dem bundesweiten ,,PROgramm INNOvationskom-
petenz mittelstdndischer Unternehmen (PRO INNO)*“ wird
die FuE-Kooperation von Unternehmen und mit For-
schungseinrichtungen und damit die schnelle Umsetzung
von Forschungsergebnissen in kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU) gefordert. PRO INNO ist ein techno-
logieoffenes Programm, bei dem die KMU die Entschei-
dungsfreiheit iiber Technologiefeld, Kooperationsform
und Kooperationspartner im In- und Ausland haben. Ziel-
gruppe des gesamten Programms sind 50 000 innovative
mittelstindische Unternehmen in Deutschland.

Die groe Bedeutung und Resonanz des Programms fiir
die neuen Lander unterstreicht der hohe Anteil von anné-
hernd 60 Prozent an den deutschlandweit bewilligten Pro-
jekten und Fordermitteln. In dem am 1. Juni 1999 gestar-
teten Programm wurden fir Ostdeutschland rd.
360 Mio. Euro fiir 3 700 Forderantrdge bewilligt. Damit
wurde ein FuE-Volumen von iiber 1 Mrd. Euro angesto-
Ben; beteiligt waren 2260 Unternechmen und iiber
240 Forschungseinrichtungen.

Das Programm leistet mit seinen marktorientierten Pro-
jekten einen wesentlichen Beitrag zur Beschiftigungsent-
wicklung. Zum einen arbeiten jéhrlich tiber 4 000 vollbe-
schéftigte Personen direkt an den geforderten FuE-
Projekten. Dariiber hinaus resultieren daraus je Projekt
zwei Jahre nach FuE-Abschluss und Markteinfithrung der
neuen Produkte durchschnittlich acht neu geschaffene
oder erhaltene Arbeitsplédtze in den nachfolgenden Pro-
duktionsstufen.

Das Programm wurde im Jahr 2003 nach iiber fiinfjéhri-
ger Laufzeit geschlossen. Die Forderung wird, wie im
,,High-Tech Masterplan“ der Bundesregierung angekiin-
digt, im Jahr 2004 mit dem Nachfolgeprogramm PRO
INNO II fortgesetzt. Das neue Programm weist wichtige
Modifikationen zur Erweiterung der Mdglichkeiten der
Inanspruchnahme und zum Anreiz fiir transnationale
FuE-Kooperationen auf. Um eine noch engere Verzah-
nung der Forderangebote fiir FuE-Kooperationen und in-
novative Netzwerke zu erreichen, sind in PRO INNO II
verbesserte Moglichkeiten fiir eine Anschlussfinanzie-

rung von FuE-Kooperationsvorhaben gegeben. Damit
soll vor allem die Anschlussfinanzierung fiir die Netz-
werke sichergestellt werden, die erfolgreich aus dem For-
derwettbewerb ,,Netzwerkmanagement-Ost (NEMO)“
hervorgegangen sind.

Netzwerkmanagement-Ost (NEMO)

Der 2002 gestartete neue Forderwettbewerb ,,Netzwerk-
management-Ost (NEMO)“ regt die Bildung und Ent-
wicklung von innovationsorientierten wirtschaftsnahen
Netzwerken in den neuen Landern an. Durch die Forde-
rung sachkompetenter technologischer und betriebswirt-
schaftlicher externer Managementleistungen werden
Netzwerke unterstiitzt, wie sie in den alten Bundeslin-
dern historisch gewachsen sind. Die iiberwiegend kleinen
und jungen Unternehmen werden dadurch in die Lage
versetzt, mit groBerer Technologiekompetenz und breite-
rer Technologiebasis gemeinsam am Markt aufzutreten.
Die Bildung solcher Netzwerke ist auf wichtigen Techno-
logiefeldern erfolgreich angelaufen.

Aus 209 Antrdgen der ersten drei Wettbewerbsrunden
gingen 55 Projekte als Sieger hervor. Fiir diese Netz-
werke wurden 11,5 Mio. Euro an Foérdermitteln bewilligt.
Insgesamt sind rd. 430 kleine und mittlere Unternchmen
(KMU) mit fast 9 000 Beschiftigten, davon 2 200 im
FuE-Bereich, in die Netzwerke integriert. Sie reprasentie-
ren ein Umsatzvolumen von rd. 1,5 Mrd. Euro. Dariiber
hinaus wirkt eine Reihe von Forschungseinrichtungen an
den Netzwerken mit, hier insbesondere die praxisorien-
tierten ostdeutschen Universititen und Hochschulen. Die
Unternehmen planen, in zwei bis drei Jahren 900 neue
Arbeitsplitze zu schaffen, was einer durchschnittlichen
Steigerung von iiber 10 Prozent entspricht. Die in einigen
Féllen auch tiberregional angelegten Netzwerke beziehen
alle ostdeutschen Léander ein. In den geforderten Netz-
werken sind alle Branchen und Technologiefelder vertre-
ten, von Zukunftstechnologien wie die Informations- und
Kommunikationstechnologie iiber erneuerbare Energien
bis zu Vorsorgeaufgaben wie Umweltschutz und gesunde
Erndhrung.

Anfang April 2004 wurde die vierte Runde im Rahmen
des NEMO-Wettbewerbs ausgeschrieben. Hierzu sind
55 Antrdge eingegangen, von denen 20 siegreiche Pro-
jekte mit Mitteln in Hohe von 2,1 Mio. Euro gefordert.

Forderung unternehmensnaher Forschung

Angesichts der Bedeutung von Forschung und Entwick-
lung fiir Wirtschaftswachstum und Beschéftigung insbe-
sondere auch vor dem Hintergrund fortschreitender Glo-
balisierung unterstiitzt der Bund Unternehmen und
externe Industrieforschungseinrichtungen der neuen Bun-
deslander durch differenzierte FordermaBnahmen. Sie
trugen mafigeblich zum Auf- und Ausbau wettbewerbsfa-
higer Forschungs- und Entwicklungskapazititen und zur
Starkung der Innovationskraft der Wirtschaft bei. Gut
85 Prozent aller FuE betreibenden Unternehmen Ost-
deutschlands haben die Férdermoglichkeiten genutzt.
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Die Erfolge sind greifbar. Die geforderten innovativen
Unternehmen haben ihre Wettbewerbsfahigkeit deutlich
erh6ht und behaupten sich in wachsendem MafBle mit Spit-
zenleistungen auf dem nationalen und internationalen
Markt. Sie entwickeln sich zunehmend zu Tragern wirt-
schaftlichen Wachstums.

Als ein Eckpfeiler betrieblicher Innovationsférderung er-
reichte allein die Projektférderung des Sonderprogramms
zur ,,Forderung von Forschung, Entwicklung und Innova-
tion in kleinen und mittleren Unternehmen und externen
Industrieforschungseinrichtungen in den neuen Bundes-
landern‘ im Jahr 2003 rd. 40 Prozent aller FuE-Beschéf-
tigten in ostdeutschen KMU. Damit hat sie die wirtschaft-
liche Entwicklung dieser Unternehmensgrofenklasse, die
in den neuen Landern vorherrscht, deutlich geprégt.

Die geforderten innovativen Unternehmen tragen mit
iiberdurchschnittlichen Wachstumsraten bei Umsatz und
Beschiftigung wesentlich zur Entwicklung des ostdeut-
schen verarbeitenden Gewerbes bei. Wéhrend Umsatz
und Beschéftigung der gewerblichen Zuwendungsemp-
fanger im Zeitraum 2000 bis 2002 um 26 bzw. 6 Prozent
angestiegen sind, lagen die entsprechenden Zuwéchse des
gesamten verarbeitenden Gewerbes der neuen Bundeslin-
der von ca. 11 bzw. 1,3 Prozent deutlich niedriger. Rund
370 FuE-Ergebnisse haben die geforderten Unternehmen
in den vergangenen fiinf Jahren jéhrlich in den Markt
tiberfiihrt. Dabei werden durch 1 Euro Zuschuss im
Durchschnitt Umsétze in Hohe von ca. 15 Euro angesto-
Ben.

Zur Verstetigung und Beschleunigung dieser positiven
Entwicklung wird die Bundesregierung die Forderung der
unternehmensnahen Forschung in Ostdeutschland auf ho-
hem Niveau fortsetzen und zugleich deren Effizienz wei-
ter erhohen. Entsprechend ist am 1. Januar 2004 das Pro-
gramm ,,Forderung von Forschung und Entwicklung bei
Wachstumstrdgern in benachteiligten Regionen* (INNO-
WATT) in Kraft getreten. Es baut auf der erfolgreichen
Projektforderung des Ende 2003 ausgelaufenen FuE-Son-
derprogramms fiir die neuen Bundesldnder auf.

Gefordert werden kleine und mittlere Unternehmen und
externe Industrieforschungseinrichtungen, die in effizien-
ter und wirksamer Weise die Ergebnisse der FuE-Forde-
rung am Markt umsetzen oder in KMU transferieren. Da-
mit werden nur solche Unternechmen und Einrichtungen
unterstiitzt, die sich tatsdchlich als Wachstumstréger in ih-
rer Region erweisen.

Innovationsinitiative — Unternehmen Region

Die Bundesregierung hat seit 1998 systematisch eine in-
novationspolitische Forderstrategie fiir die neuen Lander
entwickelt. Die auf Regionen orientierte Innovationsini-
tiative ,,Unternehmen Region ist in der Finanzplanung fiir
2004 bis 2008 mit insgesamt rd. 460 Mio. Euro ausgestat-
tet.

Der Name ,,Unternehmen Region® hat programmatischen
Charakter und steht fiir eine regionenorientierte, unterneh-
merisch ausgerichtete Forderpolitik. Ziel der Initiative ist
der systematische und nachhaltige Ausbau regionaler Star-

ken. Die Kooperation zwischen Wirtschaft und Wissen-
schaft ist dabei der zentrale Punkt. Bisher wurden in
88 regionalen Innovationsbiindnissen aus mittelsténdi-
schen Unternehmen sowie Forschungs- und Bildungspro-
jekten {iber 1 000 Vorhaben gefordert. Ein hartes Auswahl-
verfahren ist bei jeder Forderentscheidung vorgeschaltet.

Ausgangspunkt fiir ,,Unternehmen Region* war 1999 das
InnoRegio-Programm, ein Programm zur Initiierung von
Innovationen in den ostdeutschen Regionen, mit einer fi-
nanziellen Ausstattung in Hohe von rd. 255 Mio. Euro.
Fiir die heutigen vier Programme der Programmfamilie
,unternehmen Region® hat sich diese Summe fast ver-
doppelt.

,unternehmen Region“ besteht aus folgenden aufeinan-
der aufbauenden Maflnahmen:

InnoRegio (1999 bis 2006)

Durch Kooperationen von Bildungs- und Forschungsein-
richtungen sowie Wirtschaft und Verwaltung mit einem
gemeinsamen Innovationskonzept soll die regionale wirt-
schaftliche Entwicklung gestdrkt werden. Das InnoRegio-
Programm ist mit rd. 250 Mio. Euro etatisiert. Mittler-
weile befinden sich 23 InnoRegios in der Mitte der
Umsetzungsphase. Insgesamt wurden rd. 780 Einzelvor-
haben bewilligt, wofiir bisher iiber 160 Mio. Euro bereit-
gestellt wurden.

Mit dieser finanziellen Unterstiitzung sind in den Regio-
nen Innovationsnetzwerke entstanden, die Kréfte von Bil-
dung und Forschung, Wirtschaftsunternehmen und Ver-
waltung zusammenfiihren und verstirken. Mithilfe des
Forderansatzes fiir InnoRegio haben sich die Regionen
zunéchst klar gemacht, worin ihre Innovationspotenziale
und Stirken liegen und wo zu ihrer Nutzung und Er-
schlieBung gezielt anzusetzen ist. Bei der Umsetzung der
Innovationskonzepte sind die InnoRegios derzeit unter-
schiedlich vorangeschritten.

Die neuesten Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleit-
forschung unter Federfiihrung des Deutschen Instituts fiir
Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, bestitigen den For-
deransatz des InnoRegio-Programms. Die wissenschaftli-
che Evaluierung dieser an Regionen orientierten Innova-
tionsforderung fiir die neuen Lander zeigt auf, dass die
meisten der in InnoRegio geforderten Unternehmen in
den letzten Jahren neue Produkte auf den Markt gebracht
haben; 40 Prozent von ihnen sogar vollig neue Entwick-
lungen. Dabei sind 75 Prozent der geforderten Vorhaben
auf den internationalen Absatz ausgerichtet. Insgesamt
zeichnen sich laut DIW bereits heute eine Intensivierung
der wirtschaftlichen Verflechtungen und eine Steigerung
der Innovationsfdhigkeit der geforderten Unternehmen
ab.

Innovative regionale Wachstumskerne (seit 2001)

Der erfolgreiche Forderansatz von InnoRegio wurde wei-
terentwickelt und das Programm ,Innovative regionale
Wachstumskerne® im Jahr 2001 aufgelegt. Bei diesem
Programm, das zwischenzeitlich unbefristet verlangert
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Tabelle 5

Forderung durch InnoRegio

»,Maritime Alianz“
teme und Dienstleistungen

,Bautronic*
branche

»BioHvtTec“-Region*
walde

»Musicon Valley“

Beispiele fiir die Forderung durch InnoRegio

Rund hundert Akteure in Mecklenburg-Vorpommern entwickeln innovative maritime Sys-

Initative in Mittel-Thiiringen im Bereich der Mikrotechnik fiir die Bau und Immobilien-

Entwicklung von Biochips fiir Medizin und Nahrungsindustrie in Potsdam und Lucken-

Forscher und Unternehmen kooperieren im Vogtland beim Musikinstrumentenbau

wurde, liegt der Schwerpunkt noch starker aut’ Projekt-
verblinden mit einem — auch kurzfristig — hohen wirt-
schaftlichen Umsetzungspotenzial. Dabei wird die Einrei-
chung von regionalen Innovationsstrategien mit dem
Charakter eines Business-Plans verlangt. Voraussetzung
fiir die Forderung als Wachstumskern ist die Fokussie-
rung auf eine Technologie mit moéglichst breiter Anwen-
dungsmoglichkeit, die der Region gegentiiber Konkurren-
ten einen erheblichen Wettbewerbsvorsprung verschafft.
Bislang wurden und werden insgesamt 13 Wachstums-
kerne mit einem durchschnittlichen Jahresbedarf in Hohe
von jeweils ca. 1,5 Mio. Euro unterstiitzt.

Zentren fiir Innovationskompetenz (seit 2002)

Mit den ,,Zentren fiir Innovationskompetenz. Exzellenz
schaffen — Talente sichern® unterstiitzt die Bundesregie-
rung den Aufbau von international wettbewerbsfahigen
Zentren fiir Spitzenforschung an ostdeutschen Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen. Die Fokussierung der
Forschungskompetenz und eine intendierte Sogwirkung
auf den wissenschaftlichen Nachwuchs im In- und Aus-
land sollen mittelfristig den Transfer von Forschungser-
gebnissen in die regionalen Wertschdpfungsketten stér-
ken. In einer zunéchst einjéhrigen Strategie- und
Konzeptentwicklungsphase wurden zwolf Initiativen fi-
nanziell sowie mit einem professionellen Coaching durch

Tabelle 6

Unternehmensberater unterstiitzt. Nach einer Auswahl
durch eine unabhéingige Expertenkommission werden seit
diesem Jahr schlieBlich sechs der Zentrumskonzepte mit
der finanziellen Unterstiitzung des BMBF umgesetzt.

Diesen herausragenden Zentren ist es gelungen, sich in
ihrem jeweiligen Forschungsfeld eindeutig zu positionie-
ren — sowohl, was die Konkurrenz in der nationalen und
internationalen Wissenschaft, als auch was den Wettbe-
werb am Markt betrifft. Dazu haben die Zentren eine
langfristig tragféhige Strategie fiir ihre Forschung und die
Verwertung ihrer Ergebnisse entwickelt.

So besteht z. B. das Ziel von OncoRay (Dresden) darin,
die Heilung von Krebserkrankungen durch eine biolo-
gisch individualisierte, technologisch optimale Strahlen-
therapie zu verbessern. Hierfiir sollen die Strahlenthera-
pic mit der Verabreichung biologisch wirksamer
Substanzen kombiniert, neuartige Verfahren fiir die indi-
vidualisierte Bestrahlungsplanung entwickelt und die
Strahlenapplikation auf hochstem physikalisch-techni-
schen Niveau ermdglicht werden.

Diese ausgewihlten Zentren werden von der Bundesre-
gierung insgesamt mit ca. 50 Mio. Euro mit der Finanzie-
rung von Nachwuchsgruppen sowie durch die Finanzie-
rung von strategischen Investitionen voraussichtlich bis
zum Jahr 2009 gefordert.

Forderung durch das Programm ,,Innovative regionale Wachstumskerne*

Lausitzer Biotechnologie Netzwerk

Wachstumskern ,,fanimat*

Beispielhafte Forderung durch das Programm , Innovative regionale Wachstumskerne*

Forderung der Entwicklung des ,,Lipten-Chips* zur vereinfachten Dia-
gnose von Krankheiten mit sieben Mio. Euro im Jahr 2004.

In der Region Hermsdorf entwickeln Partner aus Industrie und Forschung
gemeinsam neue funktionelle, anorganisch nichtmetallische Materialien
mit breitem Einsatzspektrum in zukunftstrachtigen Technologiefeldern.
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Interregionale Allianzen fiir die Mirkte von morgen/
Innovationsforen (seit 2001)

Ziel der Initiative ,,Interregionale Allianzen® ist es, die
Bildung von Allianzen aus Unternehmen, wissenschaftli-
chen Einrichtungen und anderen regionalen Organisatio-
nen in einem frithen oder besonderen Stadium der Netz-
werkentwicklung zu fordern. Im Mittelpunkt der
Forderung stehen ,,Innovationsforen®, die Fachkongres-
sen dhneln und sowohl dem Wissenstransfer, als auch
dem Kniipfen von Kontakten dienen.

So berieten auf dem Innovationsforum ,,Wertschdpfung
in der Geolnformationswirtschaft® im April diesen Jahres
in Potsdam mehr als 200 nationale und internationale Ex-
perten dariiber, wie der bisher nur zu rd. 15 Prozent ge-
nutzte Markt fiir Geoinformationen besser erschlossen
werden kann. Wichtig fiir die Unternehmen ist es, Wert-
schopfungsketten zu bilden, von der Datengenerierung
tiber die Datenverarbeitung bis hin zur Nutzung durch
Unternehmen und Verwaltungen. Dazu sind Unterneh-
men, Forschungseinrichtungen und &ffentliche Verwal-
tung auf enge Kooperationen angewiesen.

Brandenburg besitzt mit dem GeoForschungsZentrum
Potsdam und der Universitdt Potsdam im Bereich der Ge-
olnformatik Forschungseinrichtungen mit hoher Kompe-
tenz. Die Vernetzung dieser Forschungskapazititen mit
den leistungsfdhigen und innovativen mittelstdndischen
Unternehmen der Geolnformationswirtschaft soll dazu
beitragen, das enorme Entwicklungspotenzial der Region
in diesem Bereich freizusetzen.

Fiir die Durchfiihrung der Foren zur Unterstiitzung der
Regionen in den neuen Léandern werden jdhrlich ca. 1
Mio. Euro bereitgestellt.

Kompetenznetze

Als Motor regionaler Entwicklung und Profilbildung ge-
winnen Kompetenznetze — innovationsorientierte Koope-
rationsverbiinde von Partnern aus Wissenschaft, For-
schung und Wirtschaft — zunehmend an Bedeutung. Die
besten Kompetenznetze Deutschlands — derzeit sind es
109 — présentieren sich online auf der Internetplattform
.kompetenznetze.de“. Die hohe Qualitdt der Netze und
ihrer Akteure zeigt sich auch in der Entwicklung der
Nutzerzahlen. Diese steigen kontinuierlich und haben
mittlerweile 46 000 Zugriffe im Monat erreicht. Durch
.kompetenznetze.de* wird Deutschland im Ausland als
hochwertiger Studien- und Technologiestandort wahrge-
nommen.

Die neuen Liander sind mit 19 Netzen vertreten, seit 2003
haben sich fiinf Netze erfolgreich bei ,kompetenz-
netze.de“ beworben. Die Schwerpunkte liegen in den Re-
gionen Berlin-Brandenburg, Greifswald-Rostock-Wis-
mar, Gatersleben-Magdeburg, Dresden-Chemnitz, Halle-
Merseburg und Jena-Ilmenau-Erfurt. Diese Regionen ha-
ben sich zu lebendigen Innovationsregionen, die auch in-
ternational wahrgenommen werden, entwickelt.

3 Hochschul- und Forschungsstandort
Ostdeutschland

Als wissenschaftliche Begleitung anwendungorientierter
Forschung und Entwicklung leisten die Hochschulen ei-
nen wichtigen Beitrag fiir die Wettbewerbsfahigkeit vie-
ler Unternechmen und zur Standortsicherung. Sie spiclen
innerhalb der Neujustierung der Forderpolitik eine wich-
tige Rolle zur Profilierung der Regionen.

Die Bildung leistungsstarker und strahlkriaftiger Wachs-
tumskerne setzt eine vitale und innovative Forschungs-
landschaft voraus. Durch Unterstiitzung der neuen Lander
in den Bereichen von Bildung, Forschung und Innovatio-
nen durch die Bundesregierung haben sich national und
international anerkannte Hochtechnologie-Regionen ent-
wickelt. Eine iibersichtsartige und beispielhafte Darstel-
lung dieser positiven Entwicklung erfolgt mittels der
nachstehenden Tabellen.

31 Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen fordern

Die Entwicklung des Bereiches Bildung und Forschung
in den neuen Léndern stellt einen besonders wichtigen
Schwerpunkt in der Politik der Bundesregierung dar. Fiir
Bildung und Forschung sind im Jahr 2003 allein vonsei-
ten des BMBF iiber 2,02 Mrd. Euro fiir die neuen Linder
(einschlieBlich Berlin) bereitgestellt worden. Das sind
rd. 24,2 Prozent des Gesamtetats des Bundesministeri-
ums, bei einem Anteil der Lander an der Gesamtbevélke-
rung von etwa 20,8 Prozent. Im Jahr 1998 betrugen die
im Bereich von Bildung und Forschung fiir die neuen
Léander (einschlieBlich Berlin) zur Verfiigung gestellten
Mittel des BMBF 1,72 Mrd. Euro, das heif3t, gegeniiber
dem Jahr 2003 ist eine Steigerung um 17,4 Prozent er-
folgt.

Im Jahr 2004 sind fiir den Bereich von Bildung und For-
schung in den neuen Léndern (ohne Berlin) allein vonsei-
ten des BMBF iiber 1,47 Mrd. Euro vorgesehen, was ei-
ner Steigerung von mehr als 20,6 Prozent gegeniiber 1998
entspricht.

Zu erwiahnen ist auch der Betrag von 145 Mio. Euro
(Steigerung gegeniiber 1998 um 52,8 Prozent), den der
Bund im Jahr 2003 der DFG zur Forderung der For-
schung an Hochschulen in den neuen Léndern zur Verfii-
gung stellte.

Ostdeutschland besitzt heute ein regional, fachlich und
institutionell differenziertes Angebot an Universititen
und Fachhochschulen. Mittels attraktiver Studienange-
bote ist es ihnen in den letzten Jahren gelungen, dass sich
hier auch der Anteil der Studierenden aus den alten Lan-
dern weiter erhoht hat.

So zeigte in diesem Jahr das Hochschulranking des Cen-
trums fiir Hochschulentwicklung (CHE), dass im Urteil
der Studierenden der Ingenieurwissenschaften (Fécher
Maschinenbau, Elektro- und Informationstechnik und
Bauingenieurwesen) die TU Chemnitz, die TU Dresden
und die Uni Rostock Spitzenplitze belegen. Auch im geis-
teswissenschaftlichen Bereich liegt mit der Universitit
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Tabelle 7
Hochtechnologieregionen I
Berlin-Adlershof — Stadt fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Medien
Schwerpunkte Mikrosystemtechnik, Photonik und Optische Technologien, Informations-

Einrichtungen und Institute

Investitionen

Unternehmensgriindungen

Arbeitsplitze

Vernetzung

Besonderheit

und Medientechnologie, Umwelt,- Bio- und Energietechnologie sowie
neue Materialien und Verfahren.

12 auBerhochschulische Institute mit 1 500 Mitarbeitern, die rd. 125 Mio.
Euro umsetzen, von denen ein Viertel eingeworbene Drittmittel sind.

Universitit mit iiber 500 Mitarbeitern, 120 Professoren und 7.000 Studen-
ten.

Bisher 1,3 Mrd. Euro, im Wesentlichen 6ffentliche Gelder. Weitere Inves-
titionen bis 2010 in der GréBenordnung von 1 bis 2 Mrd. Euro geplant.

Seit 1990 Griindung von 370 wissenschaftsnahen Unternehmen mit
3 220 Mitarbeitern.

Im Wissenschafts- und Wirtschaftspark arbeiten mittlerweile rd. 5 300 Men-
schen.

Mit direktem Bezug zur Stadt fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Medien ar-
beiten iiber 10 000 Beschiftigte, darunter 4 160 bei Gewerbe- und Dienst-
leistungsbetrieben.

Die auBleruniversitiren Forschungseinrichtungen in Adlershof gingen
2003 insgesamt 986 Kooperation mit Einrichtungen aus 44 Lindern ein.

Stereokamera HRSC von Institut fiir Planetenforschung des Deutschen
Zentrums fiir Luft- und Raumfahrttechnik, als Beitrag zur internationalen

»Mars-Express“-Mission.

Greifswald eine ostdeutsche Hochschule — aufgrund lehr-
bezogener Perspektive und kurzer Studienzeiten — bei den
Studierenden ganz vorn. An diesen Hochschulen ist — ne-
ben einer hohen Lehrqualitit — die Betreuungsrelation,
das heifit die Zahl der Studierenden je Professor, beson-
ders giinstig. Der Anteil der Studierenden, der in relativ
kurzer Zeit einen Abschluss schafft, ist hier iiberpropor-
tional hoch.

Im CHE-Forschungsranking deutscher Universitdten
2003 belegt mit der Humboldt-Universitdt zu Berlin eine
ostdeutsche Universitit den zweiten Platz. Dabei wird der
Universitit attestiert, dass drei Viertel ihrer einbezogenen
Fakultdten, insbesondere VWL, Biologie, Physik, Psy-
chologie, Soziologie, Geschichte und Jura, als for-
schungsstark einzuschitzen sind.

Hochschulbau

Auch in den néchsten Jahren werden erhebliche Anstren-
gungen erforderlich sein, um die Wettbewerbsfahigkeit
der Hochschulen in den neuen Landern hinsichtlich Bau-
substanz und apparativer Ausstattung zu sichern. Im Jahr
2003 wurden den neuen Lindern (ohne Berlin [Ost]) im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau rd.

224 Mio. Euro Bundesmittel zugewiesen. Unter Beriick-
sichtigung der diesbeziiglichen Aufwendungen der neuen
Lander entspricht dies einer Gesamtinvestition von rd.
548 Mio. Euro zugunsten des Baus und der Ausstattung
der Hochschulen in den neuen Landern. Damit entfiel von
den bundesweit aufgewandten Mitteln ein Anteil von
mehr als 23 Prozent auf die ostdeutschen Hochschulen
bei einem Studierendenanteil von etwa 13 Prozent (Stand
WS 2003/04).

Auch wenn der Anteil der Mittel fiir die neuen Lénder in
den letzten Jahren leicht riicklaufig ist, findet hier eine
Konsolidierung auf hohem Niveau statt im Vergleich zu
den Studierendenanteilen bzw. anderen Bezugsgrofien.
Die Bundesregierung hat den Haushaltsansatz fiir die Ge-
meinschaftsaufgabe Hochschulbau nach vielen Jahren des
Zuwachses (von 1998 bis 2003 Zunahme um 15 Prozent)
ab 2004 bei 925 Mio. Euro konsolidiert. Bei einer 50-pro-
zentigen Gegenfinanzierung durch die Léander stehen so-
mit insgesamt 1,85 Mrd. Euro zur Verfiigung.

Weitere Ausbau- und Finanzierungsoptionen ergeben sich
durch die seit 1997 bestehende Moglichkeit, durch Dritte
vorfinanzierte Vorhaben zusétzlich in den Rahmenplan
fiir den Hochschulbau aufzunehmen. Die neuen Lénder
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Tabelle 8

Hochtechnologieregionen IT

Schwerpunkte

Einrichtungen und Institute

Unternehmensgriindungen

Arbeitspliitze

Berlin-Buch — Wissenschafts- und Gesundheitszentrum

Molekularbiologie, Genomanalysen, Immundiagnostik, molekularbiologi-
sche Diagnose- und Therapieverfahren, Krebsdiagnostik, Identifizierung
und Nutzbarmachung potentieller Zielstrukturen fiir Pharmaka.

Max-Delbriick-Centrum fiir Molekulare Medizin (MDC) und Forschungs-
institut fiir Molekulare Pharmakologie (FMP). Fiir die klinische For-
schung und Umsetzung stehen die Robert-Rossle-Klinik und die Franz-
Vollhard-Klinik auf dem Campus zur Verfiigung.

Der Campus ist groBiter Standort fiir Neugriindungen und Ansiedlung bio-
medizinischer Firmen in Berlin mit gegenwiértig 39 Firmen.

Bei den Forschungsinstituten sind rd. 820 und bei den Firmen im Bereich
Biomedizin rd. 550 Personen beschéftigt.

haben hiervon in hohem MaBle Gebrauch gemacht. Durch | Forschungseinrichtungen gestarkt. Das Programm ist
Nutzung der alternativen Finanzierung kann der ge- | 2003 ausgelaufen. Die neuen Lénder einschlielich Ber-
wiinschte Ausbaustand wesentlich friiher erreicht werden. | lin waren hieran mit finanziellen Mitteln in Hohe von

Zukunftsinitiative Hochschule (ZIH)

iiber 122 Mio. Euro, das sind fast 23 Prozent der Gesamt-
mittel, beteiligt.

Zu den Schwerpunkten der Initiative gehorte unter ande-

Mit der Zukunftsinitiative Hochschule wurde die Zukunft | rem die Forderung von Lehr- und Lernsoftware an
der deutschen Hochschulen und auBerhochschulischen | Hochschulen. Ziel war die Entwicklung und breite

Tabelle 9

Hochtechnologieregionen III

Schwerpunkte

Institute und Unternehmen

Investitionen

Unternehmensgriindungen

Arbeitspliitze

Besonderheit

Biotechnologieregion Berlin-Brandenburg

Genom- und Proteomforschung, Biohybride Technologien, Tissue-En-
gineering und Bioinformatik

157 kleine und mittelstdndische Unternehmen, 7 Technologieparks und
250 Biotech-Arbeitsgruppen sowie der Pharmakonzern Schering. Diese
profitieren erheblich von den Forschungspotenzialen der zahlreichen Uni-
versitéten der Region und von Forschungseinrichtungen mit biotechnolo-
gischer Ausrichtung.

Uber wissenschaftliche Verbundvorhaben konnten in den letzten Jahren
mehr als 150 Mio. Euro an iiberregionalen Fordermitteln eingeworben
werden.

Trotz der aktuellen Krise der Biotechnologie-Branche konnte die Zahl der
Insolvenzen durch Neugriindungen ausgeglichen werden.

In diesem Cluster sind rd. 5 000 Angestellte aktiv. Bis 2010 soll die Zahl
der mit Biotechnologie verbundenen Arbeitsplédtze auf 25 000 gesteigert
werden.

»Breite Qualifizierung* in der roten und griinen Biotechnologie. Bundes-
weit einmaliges Forschungszentrum ,,Berlin Center of Genome Bioinfor-
matics®.
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Durchsetzung multimediagestiitzter Lehr- und Lernfor-
men in moglichst vielen Fiachern. Die entwickelten e-
Learning-Produkte konnten die Qualitit der Lehre ver-
bessern und erhdhten die Medienkompetenz von Lehren-
den und Studierenden gleichermal3en.

Neue Medien in der Bildung

Im Rahmen des Forderprogramms ,,Neue Medien in der
Bildung“, werden im Forderzeitraum 2001 bis 2004
100 Verbundprojekte mit insgesamt 537 Einzelprojekten
zum Einsatz Neuer Medien an Hochschulen mit insge-
samt rd. 185 Mio. Euro gefordert. Davon entfallen
rd. 45,8 Mio. Euro auf etwa 141 Einzelprojekte in den
neuen Landern.

Das Ziel der geforderten Vorhaben ist die Entwicklung
und Implementierung multimedialer Lehr- und Lernfor-
men fiir das Prisenz- und das Selbststudium sowie neuer
Angebote fiir das online-gestiitzte Fernstudium oder inno-
vativer Kombinationen aus allen diesen Angebotsformen.

In den neuen Léndern zdhlen die Humboldt-Universitét
zu Berlin mit 18 Projekten, die Technische Universitét
Dresden mit 16 Projekten und die Universitit Rostock
mit 14 Projekten zu den aktivsten Hochschulen im Rah-
men des Programms ,,Neue Medien in der Bildung®.

Im Ergebnis haben hochschuliibergreifende Konsortien in
oftmals interdisziplindrer Zusammenarbeit eine Vielfalt
von Good-Practice-Losungen unter technischen, organi-
satorischen, didaktischen und rechtlichen Aspekten ent-
wickelt. Eine vorldufige Bestandsaufnahme umfasst
130 Lehr-/Lernmodule, 90 multimediale Wissensressour-
cen und 85 Multimedia-Werkzeuge (Tools). Die Zahl von
Einzelmodulen, Kursen sowie Archiv- und Sammlungs-
materialien erhoht sich in kurzen zeitlichen Zyklen und
liegt zurzeit bei mehr als 2 000 Einheiten.

Die in den vergangenen Jahren durch Initiativen der
Hochschulen selbst, der Bundeslidnder und der Bundesre-
gierung erzielten positiven Ergebnisse gilt es, jetzt zu ver-
stetigen. Aus der von Projekten geprigten Landschaft
muss nunmehr ein Ubergang zu strukturellen Verinderun-
gen der Hochschul- und Studienorganisation gefunden
werden.

Programm zur Forderung innovativer Forschungs-
strukturen in den neuen Lindern und Berlin

Das Programm ist Bestandteil der Bund/Lénder-Verein-
barung zur Forderung der Weiterentwicklung von Hoch-
schule und Wissenschaft sowie zur Realisierung der
Chancengleichheit fiir Frauen in Forschung und Lehre
(HWP). Es wurde speziell fiir die neuen Lénder initiiert.
Seit 2001 werden Forschungsverbiinde von Hochschulen
untereinander, zwischen Hochschulen und aul3eruniversi-
tdren Forschungseinrichtungen sowie Forschungseinrich-
tungen der Wirtschaft gestirkt. Bis zum Jahr 2003 wur-
den hierfiir 71,3 Mio. Euro von Bund und Léandern — je
zur Hilfte — zur Verfiigung gestellt.

Im Rahmen des Programms zur Foérderung innovativer
Forschungsstrukturen in den neuen Lindern und Berlin
wurde von den neuen Landern eine Vielzahl von Mafinah-
men realisiert. Beispielhaft sind zu nennen:

— Brandenburg hat unter anderem Sonderforschungsbe-
reiche, Graduiertenkollegs und Kompetenznetzwerke
auf zukunftstrachtigen Forschungsgebieten vorberei-
tet.

— Mecklenburg-Vorpommern hat schwerpunktméBig
Projekt-Vorlaufphasen zur Steigerung der Drittmittel-
fahigkeit der Hochschulen gefordert. Hierzu wurde ein
Bonus-System initiiert.

Tabelle 10
Hochtechnologieregionen IV
Region Potsdam
Schwerpunkte Klima- und Kosmosforschung, Biotechnologie und Lifesciences, Geo-,

Institute und Unternehmen

Arbeitspliitze

Umwelt- und Agrarforschung sowie neue Medien.

Astrophysikalisches Institut Potsdam (AIP), Max-Planck-Institut fiir Gra-
vitationsphysik. Deutsches Institut fiir Erndhrungsforschung (DIfE), Geo-
forschungsZentrum Potsdam (GFZ), Potsdam-Institut fiir Klimafolgefor-
schung (PIK) und das Alfred-Wegener-Institut fiir Polar- und
Meeresforschung (AWI)

Im Bereich der Medienstadt Babelsberg sind etwa 120 Firmen aus der Me-
dienbranche angesiedelt, die eng mit der Hochschule fiir Film und Funk
(HFF) ,,Konrad Wolf* zusammenarbeiten.

Rund 4 000 Wissenschaftler arbeiten an Universitit, Fachhochschulen und
auBlerhochschulischen Forschungseinrichtungen sowie rd. 3 000 feste und
freie Mitarbeiter in der Medienstadt Babelsberg.
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— Sachsen fordert im Rahmen dieses Programmteils
schwerpunktmiBig den Aufbau je eines Biotechnolo-
gischen Zentrums an der TU Dresden und an der Uni-
versitét Leipzig.

— Sachsen-Anhalt ist nur durch dieses Programm in der
Lage, eine Reihe exzellenter Forschungsvorhaben, vor
allem die Bildung von Forscherarbeitsgruppen, zu rea-
lisieren.

— Thiiringen fordert schwerpunktmifBig den Aufbau von
zwolf innovativen Nachwuchsgruppen an Université-
ten. Nachwuchsgruppen werden nur an solchen Fakul-
titen eingerichtet, die etwa durch vorhandene Sonder-
forschungsbereiche den jungen Wissenschaftlern ein
exzellentes wissenschaftliches Umfeld bieten kénnen.

Im Jahr 2002 erfolgte eine Evaluierung der insgesamt
sechs Fachprogramme des HWP. Die Ergebnisse wurden
von Bund und Landern einvernehmlich positiv einge-
schitzt und bildeten die Basis fiir die strukturelle und fi-
nanzielle Ausgestaltung der Programme fiir den Zeitraum
2004 bis 2006. Danach werden fiir die Finanzierung des
Programms zur Foérderung innovativer Forschungsstruk-
turen in den neuen Léndern und in Berlin fiir den Zeit-
raum 2004 bis 2006 iiber 25,5 Mio. Euro vom Bund und
von den beteiligten Landern bereitgestellt.

Stiarkung klinischer Forschung an den medizinischen
Fakultiiten ostdeutscher Universitiiten

Im Rahmen des Regierungsprogramms ,,Gesundheitsfor-
schung: Forschung flir den Menschen® wurde im Jahr
2001 fiir den spezifischen Bereich der medizinischen For-
schung die dritte Stufe einer gesonderten Fordermaf-
nahme zur Uberwindung der Strukturprobleme und zur
Stiarkung der klinischen Forschung an den acht medizini-
schen Fakultiten ostdeutscher Universititen gestartet.
Dabei werden verschiedene Module zur strukturellen
Weiterentwicklung (z. B. vorgezogene Besetzung von
Professuren, Nachwuchsgruppen, methodische Core
Units) gefordert, die hinsichtlich der leistungsbezogenen
Ressourcenverteilung oder der Nachwuchsforderkonzep-
tion im gesamtdeutschen Vergleich als vorbildlich be-
trachtet werden konnen.

Insgesamt werden aus dem Programm zur Gesundheits-
forschung fiir zwei Forderphasen (2001 bis 2004 und
2004 bis 2007) rd. 65 Mio. Euro bereitgestellt.

Bund/Lénder-Programm zur Weiterentwicklung des
Informatikstudiums an deutschen Hochschulen (WIS)

Das fiinfjahrige Sonderprogramm startete im Jahr 2000
und wird in diesem Jahr auslaufen. Die Kosten werden zu

Tabelle 11

Hochtechnologieregionen V

Schwerpunkte

Institute und Unternehmen

Investitionen

Unternehmensgriindungen

Arbeitsplitze

Besonderheit

Region Rostock-Greifswald-Wismar

Hafenwirtschaft und moderne Schiffbauindustrie, Biotechnologie und Me-
dizintechnik sowie Plasmatechnik.

Universitdt Rostock, Ernst-Moritz-Arndt-Universitit Greifswald, Fach-
hochschule fiir Technik, Wirtschaft und Gestaltung.

BioCon Valley, die Life Sciences — Initiative des Landes Mecklenburg-
Vorpommern durch die sich rund um die Universitétsstandorte und in zahl-
reichen anderen Stddten haben leistungsfahige Forschungseinrichtungen
entwickelt haben.

Allein in das Kernsfusionsexperiment Wendelstein 7-X werden bis 2010
knapp 342 Mio. Euro investiert.

Das Rostocker Innovations- und Griinderzentrum (RIGZ) unterstiitzt be-
reits seit 1991 vorrangig innovative Unternehmen und Unternehmensgriin-
dungen im Hightech Bereich. In der Region von Rostock und Greifswald
gibt es mittlerweile tiber 75 Biotech-Unternehmen.

In den Biotech-Unternehmen der Region sind ca. 1 400 hoch qualifizierte
Mitarbeiter und an den Wissenschaftseinrichtungen des Landes weitere
800 Wissenschaftler titig.

Greifswald ist im Bereich der plasmatechnischen Verfahren eines der be-
deutendsten Kompetenzzentren Deutschlands. Das Max-Planck-Institut
fiir Plasmaphysik baut bis 2010 das einzigartige Kernfusionsexperiment
Wendelstein 7-X auf.
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je 50 Prozent von Bund und Léndern getragen. Vom Ge-
samtetat des Programms werden rd. 11,4 Mio. Euro
(Bund: 5,7 Mio. Euro) fiir FérdermaBBnahmen in den
neuen Léndern eingesetzt. Insgesamt wurden im Jahr
2003 Mittel in Hohe von rd. 2,4 Mio. Euro bereitgestellt;
im Jahr 2004 werden es insgesamt rd. 2,2 Mio. Euro sein.

Das Programm zeigt spiirbare Verbesserungen: Die Zahl
der Studierenden in der Bundesrepublik Deutschland im
Fach Informatik stieg von rd. 59 000 im Studienjahr 1999
auf rd. 82 000 im Studienjahr 2002, die Zahl der erfolg-
reich abgelegten Abschlusspriifungen im Studienbereich
Informatik® erhohte sich von 6 023 im Studienjahr 1999
auf 6 282 im Studienjahr 2002 (eine Differenzierung der
Angaben fiir dieses Studienfach in alte und neue Lander
ist nicht moglich).

Demonstrationsprogramm ,,International
ausgerichtete Studiengiinge“

Um die Schaffung innovativer internationaler Studien-
ginge an deutschen Hochschulen anzuregen und zu be-
schleunigen, hat die Bundesregierung das Demonstra-
tionsprogramm ,,International ausgerichtete Studiengénge*
initiiert. Es fordert Bachelor- und Masterstudiengénge vor
allem in wirtschafts-, natur- und ingenieurwissenschaftli-
chen sowie kultur- und sozialwissenschaftlichen Fach-
richtungen.

Das Demonstrationsprogramm, in dem Hochschul-, Lan-
des- und Bundesseite eng zusammenwirken und das ge-
meinsam vom Deutschen Akademischen Austauschdienst
(DAAD) und der Hochschul-Rektoren-Konferenz (HRK)
umgesetzt wird, ist bis zum Jahre 2005 ausgelegt. Das
BMBF stellt dafiir insgesamt rd. 39 Mio. Euro bereit. Da-
mit wird die Einrichtung von insgesamt 62 neuen interna-
tionalen Studiengéngen gefordert. Fiir die einzelnen Stu-
diengénge stehen Fordermittel in Hohe von jeweils bis zu
510 000 Euro zur Verfiigung.

Die 62 geforderten Studiengénge wurden durch 6ffentli-
che Ausschreibung ermittelt. Darunter befinden sich
16 Studiengédnge mit einem Fordervolumen von insge-
samt rd. 10 Mio. Euro, die an Hochschulen in den neuen
Bundeslidndern realisiert werden. Im Jahre 2002 standen
dafiir rd. 1,4 Mio. Euro bereit, im Jahre 2003 waren es
insgesamt rd. 1,1 Mio. Euro. Die Foérderung durch das
Demonstrationsprogramm wurde von allen neuen Lén-
dern genutzt, seit 2003 vom Land Brandenburg nicht
mehr.

Modellversuche der Bund/Liinder-Kommission fiir
Bildungsplanung und Forschungsforderung (BLK)

Die Bundesregierung fordert seit 2001 das BLK-Modell-
versuchsprogramm ,,Entwicklung eines Leistungspunkte-
systems an Hochschulen®, das zur Weiterentwicklung der
Studienreform dient, indem es die Internationalisierung
des Studiums und die Mobilitédt der Studierenden fordert.
Das Programm ist auf drei Jahre (10/2001 bis 09/2004)

6 Ohne Promotionen.

ausgelegt. Fiir die elf Modellversuche in den neuen Lin-
dern — einschlieBlich Ost-Berlin — werden in diesem Zeit-
raum finanzielle Mittel in Hohe von insgesamt rd.
2,56 Mio. Euro (Bund: 1,28 Mio. Euro) bereitgestellt.
Nach Ablauf der Forderperiode gilt es, die Anstrengun-
gen auf den Ergebnistransfer dieses BLK-Modellver-
suchsprogramms an andere Hochschulen zu orientieren.

Auch der Modellversuch ,,Einrichtung und Erprobung des
BA/MA-Studiengangs  ,Europdische = Medienwissen-
schaft® (2. Stufe, MA)“ an der Universitit Potsdam
(09/2003 bis 08/2005) befindet sich derzeit noch in der
Forderung des Bundes. Er bezieht sich auf aktuelle und
kiinftige Arbeitsmarkt- und Berufsentwicklungen. Fiir
den genannten Zeitraum werden vonseiten des Bundes
Mittel in Hohe von insgesamt rd. 349 000 Euro bereitge-
stellt.

Im Rahmen der BLK-Modellversuchsprogramme werden
in den Jahren 2000 bis 2005 Vorhaben in den neuen Lan-
dern mit finanziellen Mitteln in Hohe von insgesamt
rd. 2,5 Mio. Euro gefordert. Damit partizipieren die
neuen Lénder auch hier iiberproportional, denn ihnen flie-
Ben voraussichtlich rd. 50 Prozent der Gesamtmittel des
Bundes zu.

Fiir den Forderschwerpunkt Fernstudium werden in den
Jahren 2002 bis 2005 iiber 1,5 Mio. Euro fiir Vorhaben in
den neuen Lindern bereitgestellt. Damit werden die Ver-
bundsysteme multimedial gestiitzten Lehrens und Ler-
nens — auch in Verkniipfung mit Lehrangeboten des Pra-
senzstudiums — weiterentwickelt.

Forderung von wissenschaftlichem Nachwuchs

Die Fordermoglichkeiten des wissenschaftlichen Nach-
wuchses in Deutschland sind vielfaltig. Sie vollziehen
sich in der Regel iiber Mittlerorganisationen. Beispielhaft
sind hier die der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) zu nennen. Durch die Einrichtung von Graduier-
tenkollegs wird die Attraktivitdt der Hochschulen in den
neuen Léndern fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs
gesteigert. Hier konnen Doktoranden im Rahmen eines
systematisch angelegten Studienprogramms ihre Promo-
tion vorbereiten und mit ihrer Dissertation in einem um-
fassenden, von den beteiligten Hochschullehrern getrage-
nen Forschungszusammenhang arbeiten.

Derzeit gibt es an den ostdeutschen Hochschulen (ein-
schlieBlich Berlin) insgesamt 58 Graduiertenkollegs. Die
Aufwendungen fiir diese Einrichtungen werden zu
58 Prozent vom Bund und zu 42 Prozent von den Léndern
getragen. Bund und Lander haben sich 2003 darauf ver-
standigt, den Hochstsatz der Doktorandenstipendien in
Graduiertenkollegs in Ost und West auf kiinftig einheit-
lich 1 000 Euro (statt bisher 921 Euro in den alten und
895 Euro in den neuen Bundesldndern) anzuheben.

Juniorprofessur

Mit der Juniorprofessur soll erreicht werden, dass junge
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bereits im Al-
ter von Anfang 30 selbststdndig und unabhéngig lehren
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Tabelle 12

Hochtechnologieregionen VI

Region Dresden-Freiberg-Chemnitz

Schwerpunkte

Institute und Unternehmen

Investitionen

Arbeitspliitze

Besonderheit

Mikrosystemtechnik, Informationstechnik und Werkstoffforschung sowie
Automobil- und Maschinenbau. Life Sciences sollen zukiinftig ebenfalls
Schwerpunkt bilden.

Internationale Unternehmen, wie AMD, Infineon und Motorola Zahlreiche
Institute und Forschungseinrichtung, arbeiten eng mit den Unternehmen
zusammen und bilden die Grundlage fiir Innovationen.

Beispielhaft ist das Maskentechnologiezentrum AMTC (Advanced Mask
Technology Center), das zusammen von Infineon, AMD und Dupont Pho-
tomasks geschaffen wurde.

Allein in das AMTC wurde von den beteiligten Unternehmen rd. 500 Mio.
Euro investiert. Mit 80 Mio. Euro fordert die Bundesregierung ein Ver-
bundprojekt fiir die Entwicklung der Maskentechnologie sowie alternati-
ver Lithographieverfahren. Im Rahmen des Biotechnologie-Programms
des Landes Sachsen werden insgesamt 200 Mio. Euro investiert.

Im Zusammenhang mit der 300-mm-Wafertechnologie sind in der Region
rd. 11 000 neue Arbeitsplatze geschaffen worden.

Entwicklung der 300-mm-Wafertechnologie durch Infineon, Motorola und
Wacker, mit Unterstiitzung zahlreicher internationaler Forschungspartner.
Dieser Silizium-Waferstandard ist mittlerweile weltweit akzeptiert.

Tabelle 13

Hochtechnologieregionen VII

Schwerpunkte

Institute und

Arbeitspliitze

Besonderheit

Region Erfurt-Jena-Ilmenau

Optische und feinmechanische Industrie, deren Technologien in den Be-
reichen Medizin, Biotechnologie, Bildverarbeitung und Optoelektronik
weiterentwickelt und angewandt werden.

Drei Universitaten (Jena, Ilmenau, Erfurt), vier Fachhochschulen, zehn
Unternehmen auferhochschulische Forschungseinrichtungen, moderne
Technologie und Griinderzentren sowie wirtschaftsnahe Forschungsein-
richtungen.

OptoNet, ein von der Bundesregierung geforderten Kompetenzzentrum im
Bereich der Optischen Technologie soll die Region Jena-Erfurt zum ,,Op-
tik-Valley* Deutschlands entwickeln.

Im Raum Jena beschéftigen 120 Unternechmen der Optischen Technologie
8 500 Mitarbeiter. Bis 2010 wird mit einem deutlichen Anstieg des Ar-
beitskréftebedarfs ausgegangen.

Einzigartige Ballung von Forschungseinrichtungen: Zentrum fiir OPTO-
MATRONIK, Jenaer Fraunhofer-Institut fiir Angewandte Optik und Fein-
mechanik (IOF),Institut fiir Physikalische Hochtechnologie Jena (IPHT),
Wissenschafts-Campus Beutenberg, Biolnstrumentezentrum. Zukiinftig
soll die Weiterentwicklung des Arbeitsfeldes Optomatronik zu einem Zen-
trum ,,UltraOptics* fithren.
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und forschen konnen. Dazu wird die Erstausstattung der
entsprechenden Lehrstiihle vom BMBF mit einem Betrag
von 60 000 bzw. 77 000 Euro unterstiitzt. In den neuen
Léandern wurden bis einschlieBlich 31. Dezember 2003 an
14 Hochschulen insgesamt 160 Stellen mit finanziellen
Mitteln des Bundes in Hohe von rd. 10,5 Mio. Euro ge-
fordert (rd. 23 Prozent der Gesamtfordersumme). Hervor-
zuheben ist dabei die Humboldt-Universitit zu Berlin mit
50 geforderten Stellen.

Fiir das Jahr 2004 wurden in den neuen Lindern insge-
samt 16 Hochschulen Bewilligungen iiber insgesamt rd.
5,2 Mio. Euro zur Einrichtung von weiteren 82 Stellen er-
teilt. Die Mehrzahl der neuen Lénder hat die Juniorpro-
fessur bereits im Landeshochschulrecht verankert.

Programm ,,angewandte Forschung an FHS im
Verbund mit der Wirtschaft“ (FH?)

Das FH3-Programm wurde im Gegensatz zur bisherigen
Forderpolitik mit einer themenoffenen Einzelprojektfor-
derung in die Férderung KMU-relevanter regionaler Ver-
bundprojekte iiberfiihrt. Auf Dauer soll erreicht werden,
dass sich die forschungsnahen und an den Bediirfnissen
der Wirtschaft orientierten Ausbildungsleistungen der
Fachhochschulen fiir die Innovationsoftensive durch Ver-
netzung mit Fachprogrammen, Unterstiitzung von Exis-
tenzgriindungen, Aufgreifen neuer Technologiefelder syn-
ergetisch in die Innovationsstrategie der Bundesregierung
einbringen.

Im Rahmen des FH3-Programms wird vor allem die inter-
disziplindre und hochschuliibergreifende Zusammenar-
beit gefordert, bei der die Fachhochschulen mit Partnern
aus der Wirtschaft, Wissenschaft, Forschungseinrichtun-
gen sowie mit Partnern aus anderen Bereichen kooperie-
ren.

Jéhrlich kommen etwa 38 Prozent der gestellten Antrage
aus den 35 Fachhochschulen der neuen Lénder (inklusive

Berlin). Bezogen auf die 126 westdeutschen Fachhoch-
schulen konnen die ostdeutschen Antrige in etwa dem
gleichem Verhiltnis finanziert werden. Im Jahr 2003
stellte der Bund fiir das Programm 10,7 Mio. Euro zur
Verfiigung. Fiir 114 neue Vorhaben konnten fiir die Haus-
haltsjahre 2003 bis 2005 insgesamt 11,6 Mio. Euro bewil-
ligt werden, davon 3,24 Mio. Euro (27,9 Prozent) fiir
Fachhochschulen der neuen Lénder.

Ein Beleg fiir die erfolgreiche Entwicklung der Fach-
hochschulen in den neuen Landern ist unter anderem die
Zahl der dort Studierenden. Wie aus der amtlichen Statis-
tik hervorgeht, stiegen die Zahlen der Studierenden an
den ostdeutschen Fachhochschulen (einschlieSlich Ber-
lin) von rd. 19000 im Studienjahr 1991/92 auf iiber
103 500 Studierende im Wintersemester 2003/2004.

In der vom Bund in Auftrag gegebenen Studie ,,For-
schungslandkarte Fachhochschulen® wurde festgestellt,
dass die Fachhochschulen der ostdeutschen Lénder hin-
sichtlich der Anzahl forschender Professoren in der Rela-
tion zur Gesamtheit aller Professoren wesentlich besser
abschneiden als die westdeutschen Fachhochschulen. Hin-
sichtlich der Anzahl durchgefiihrter FuE-Projekte sind
zwei ostdeutsche Fachhochschulen unter den ,,Top 5.
Auch bei den Drittmitteleinnahmen sind mit 11 Fachhoch-
schulen unter den ,,Top 30° iiberproportional viele ost-
deutsche vertreten. Eine West-Ost-Wanderung zeigt sich
ebenfalls bei Promotionen. Die Mehrheit westdeutscher
Fachhochschulabsolventen strebt die Promotion an ost-
deutschen Universititen an. Die Betreuung ist dort offen-
bar intensiver als an westdeutschen Universititen.

EXIST - Existenzgriinder aus Hochschulen

Seit 1998 unterstiitzt die Bundesregierung im Rahmen
des Programms ,EXIST — Existenzgriindungen aus
Hochschulen® regionale Netzwerke, in denen Studie-
rende, Absolventen und Hochschulmitarbeiter zur Griin-

Tabelle 14
Hochtechnologieregionen VIII
Region Nordharz-Borde
Schwerpunkte Landwirtschaftsnahe Anwendungen von Maschinenbau, chemischer In-

Institute und Unternehmen

Investitionen

Unternehmensgriindungen

dustrie und Nahrungsmittelindustrie und neue Industriezweige, wie Infor-
mationstechnologie, Pharmazie, FlieBstofftechnik.

Hochschule Harz, HS fiir Angewandte Wissenschaften, Fachhochschule
Magdeburg-Stendal und weitere Bildungseinrichtungen. Aulerdem For-
schungszentren wie das Institut fiir Pflanzengenetik und Kulturpflanzen-
forschung in Gatersleben.

InnoPlanta, Pflanzenbiotechnologie, und NinA, Naturstoff-Innovations-
netzwerk Altmark, werden von der Bundesregierung mit zusammen
30 Mio. Euro gefordert.

Zahlreiche Griinderzentren bieten jungen Firmen hervorragende Startbe-
dingungen.
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dung eines eigenen Unternehmens motiviert werden und
die ndtige Ausbildung und Beratung dafiir erhalten. Ziel
ist es unter anderem, eine Kultur der unternehmerischen
Selbststidndigkeit in Lehre, Forschung und Verwaltung an
den Hochschulen dauerhaft zu etablieren und die Zahl in-
novativer Unternehmensgriindungen aus akademischen
Einrichtungen zu steigern.

EXIST besteht inzwischen aus insgesamt 26 EXIST-Re-
gionen, von denen die Bundesregierung derzeit 15 Regio-
nen fordert. Die Ausstattung des Programms beléduft sich
fiir den Zeitraum 1998 bis 2005 auf iiber 53 Mio. Euro.
Davon entfallen fast 34 Mio. Euro auf die urspriinglich
ausgewidhlten 5 EXIST-Modellregionen (Laufzeit 1998
bis 2005) und fast 10 Mio. Euro auf die nachfolgend aus-
gewidhlten 10 EXIST-Transferregionen (je Netzwerk
1 Mio. Euro, Laufzeit 2002 bis 2005). Bis 2008 sind wei-
tere 35,6 Mio. Euro vorgesehen.

Im Rahmen von EXIST-Seed werden seit Dezember 1999
mit einem Volumen von insgesamt {iber 6 Mio. Euro zu-
dem individuelle Griindungsvorhaben an Hochschulen
ausgewihlter EXIST-Regionen in der Frithphase — vor Er-
stellung eines Businessplans — gefordert. Im Rahmen eines
Postgraduiertenkollegs (EXIST-HighTEPP) wird ferner
der wissenschaftliche Nachwuchs im Bereich Entrepre-
neurship und der Management-Nachwuchs von Hightech-
Unternehmen in H6he von 1,6 Mio. Euro unterstiitzt.

Diese Maflnahmen haben groflen Erfolg. Trotz der gegen-
wiartig schwachen konjunkturellen Lage gehen mittler-
weile anndhernd 1 000 innovative Unternehmensgriindun-
gen auf die gegenwirtig geforderten 15 EXIST-Regionen
zuriick. Die Erfahrung bei EXIST-Seed zeigt, dass ca.
95 Prozent der geforderten Griindungsideen in Unterneh-
mensgriindungen miindeten, bei 60 realisierten Griindun-
gen schon 200 Arbeitsplidtze geschaffen wurden. Die
EXIST-Regionen werden mithilfe des EXIST-Sachver-
standigenbeirats, dem namhafte Vertreter aus Wirtschaft
und Finanzwelt, den Hochschulen und der Wissenschaft
angehdren, regelméfig begutachtet.

Verwertungsoffensive

Im Rahmen der Verwertungsoffensive unterstiitzt die
Bundesregierung den Aufbau einer flichendeckenden
Verwertungsinfrastruktur im Forschungsbereich. Dadurch
werden Patent- und Verwertungsagenturen (PVA) in
Dresden, [lmenau, Magdeburg, Potsdam und Rostock ge-
fordert sowie ergénzende Dienstleistungen wie zum Bei-
spiel Patentierungshilfen bereitgestellt. Im vergangenen
Jahr wurden hierfiir rd. 3,6 Mio. Euro ausgezahlt; fiir die-
ses Jahr sind fiir diese Arbeiten in den neuen Lindern rd.
2,3 Mio. Euro vorgesehen. Die Verwertungsoffensive
wird bis Ende 2006 fortgesetzt. Insgesamt sind seitens
des Bundes fiir den Zeitraum 2004 bis 2006 im Rahmen
der Verwertungsinitiative etwa 6,3 Mio. Euro eingeplant
worden. Durch die Lander erfolgt eine Co-Finanzierung.

3.2

Da aufgrund der im Jahr 2001 erfolgten Berliner Bezirks-
reform sowohl geographisch als auch fiskalisch keine

Ausbau ostdeutscher Forschungszentren

stringente Unterscheidung zwischen Ost- und Westberlin
mehr moglich ist, wurde Berlin bei den folgenden Haus-
haltszahlen den 6stlichen Bundesldndern zugerechnet.

Die im Jahr 2003 fiir die institutionelle Forderung der
Forschung in den neuen Léndern (einschlieBlich Berlin)
verausgabten Mittel in Hohe von 775,8 Mio. Euro (1998:
656,0 Mio. Euro) wurden fiir den weiteren Aufbau und
die Modernisierung der ostdeutschen Forschungszentren
eingesetzt: Fiir die Helmholtz-Zentren 250,2 Mio. Euro
(Steigerung gegentiiber 1998 um 5,7 Prozent), die Fraun-
hofer-Gesellschaft rd. 78,0 Mio. Euro (Steigerung gegen-
iiber 1998 um 26,6 Prozent), fiir die Max-Planck-Gesell-
schaft 127,7 Mio. Euro (Steigerung um 33,3 Prozent
gegeniiber 1998) und fiir die Einrichtungen der ,,Wissen-
schaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz* (WGL)
170,7 Mio. Euro (Steigerung gegeniiber 1998 um
5,3 Prozent). Im Jahr 2004 sind allein fiir die institutio-
nelle Forderung der Forschung in den neuen Léndern
(ohne Berlin) iiber 519,0 Mio. Euro vorgesehen, was ei-
ner Steigerung von mehr als 32,0 Prozent gegeniiber 1998
entspricht.

Bei der Forderung der einzelnen Wissenschaftsorganisa-
tionen ergibt sich folgendes Bild:

Mit finanzieller Unterstiitzung durch die Bundesregie-
rung und die Lander konnte der Aufbau der Einrichtun-
gen der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) in den neuen
Landern abgeschlossen werden. In den zuriickliegenden
Jahren hat die MPG hier 18 Institute, eine Forschungs-
stelle und ein Teilinstitut gegriindet, davon fiinf Institute
auf dem Gebiet der Geisteswissenschaften, fiinf Institute
und eine Forschungsstelle im biologisch-medizinischen
Bereich, acht Institute im chemisch-physikalisch-techni-
schen Bereich und das zugleich der Hermann von Helm-
holtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF)
assoziierte Teilinstitut des Max-Planck-Instituts fiir Plas-
maphysik in Greifswald. Damit ist die MPG in der Ge-
samtheit der neuen Lénder anndhernd proportional mit
dem gleichen Potenzial an Forschungseinrichtungen ver-
treten wie in den alten Landern.

An Investitionsmitteln wurden allein 530 Mio. Euro fiir
Neubauten in den neuen Bundesldndern ausgegeben. In-
zwischen flie3t ein Viertel der jahrlichen Betriebsmittel
der MPG in Hoéhe von rd. 200 Mio. Euro in die neuen
Lander. Damit werden 1 700 Planstellen finanziert, zu-
sammen mit Drittmitteln und Stipendiaten ergibt dies Ar-
beitsplétze fiir 4 000 hoch qualifizierte Beschéftigte.

Die Institute in den neuen Landern sind fest integriert in
die Entwicklungsperspektiven der Max-Planck-Gesell-
schaft fiir die ndchsten flinf bis zehn Jahre, hier insbeson-
dere in die bereits begonnenen bzw. noch in der Planung
befindlichen neuen Programme und Vorhaben. So sind
z. B. an dem Programm ,,International Max Planck Re-
search Schools* von derzeit 29 laufenden Research
Schools acht Max-Planck-Forschungseinrichtungen in
den neuen Landern beteiligt.

In den inzwischen 18 Fraunhofer-Instituten und -Einrich-
tungen in den neuen Landern sind heute iiber 1 730 Mit-
arbeiter beschéftigt, mit steigender Tendenz. Erfreulich
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ist auch die zunehmende Vernetzung mit dem wissen-
schaftlichen Nachwuchs an den Hochschulen. Fast
900 Diplomanden und studentische Hilfskréfte sind in
den dortigen Fraunhofer-Instituten in Projekte integriert.
Seit 1992 wurden von den Fraunhofer-Instituten in den
neuen Landern insgesamt 848 Mio. Euro in Projekten ein-
geworben, darunter 434 Mio. Euro durch Auftrige aus
der Wirtschaft und 326 Mio. Euro an 6ffentlichen Pro-
jektertragen. Bezogen auf Wirtschaftsstruktur und Auf-
tragsforschung haben sich die Institute der FhG in Ost
und West mittlerweile angeglichen.

Als jiingstes Institut der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) in
den neuen Landern wurde zum 1. Januar 2004 das Fraun-
hofer-Institut fiir Digitale Medientechnologie gegriindet.
In Verbindung mit entsprechenden Studiengédngen an der
TU Ilmenau und regionalen Unternehmen forscht das
Fraunhofer-Institut an Technologien der Unterhaltungs-
elektronik und entwickelt unter anderem im Bereich der
virtuellen Akustik Losungen fiir den Einsatz der Klang-
feldsynthese in Alltagsapplikationen. Dariiber hinaus
werden Methoden zur automatischen Erkennung und
Charakterisierung von Multimediainhalten (Musikauf-
nahmen, gesungene Melodien und Musikinstrumente)
entwickelt. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Ent-
wicklung von Infrastrukturen und Businessmodellen fiir
den Vertrieb virtueller Giiter wie MP3-Dateien und Com-
puterspielen.

Als Anerkennung fiir kreative und innovative For-
schungsarbeiten auf diesem Gebiet erhielt das Fraunho-
fer-Institut fiir Digitale Medientechnologie den Thiiringer
Forschungspreis 2004 im Bereich Angewandte For-
schung.

In Golm bei Potsdam baut die FhG aktuell den Instituts-
teil Medizinische Biotechnologie des Fraunhofer-Instituts

fiir Biomedizinische Technik in St. Ingbert auf. Gebildet
wird dieser aus zwei Arbeitsgruppen, die derzeit noch an
den Standorten Berlin und Bergholz-Rehbriicke arbeiten,
aber demnéchst in einem Neubau am Standort Golm kon-
zentriert werden. Bearbeitet werden Themen der moleku-
laren und zelluldren Biotechnologie mit Anwendungen in
der medizinischen Diagnostik und Therapie, sowie der bi-
ologisch/pharmakologischen Forschung und Analytik.
Der Institutsteil hat sich regional bereits sehr gut vernetzt.
Beispiele sind die InnoRegio Initiative ,,BioHyTec* und
der BioProfile-Verbund ,,Nutrigenomforschung®, beides
Verbiinde, die im Land Brandenburg beheimatet sind. Zu
den Firmen der Region wurden enge Kontakte aufgebaut,
in zahlreichen Projekten innerhalb dieser Verbiinde wird
bereits erfolgreich mit KMU zusammengearbeitet.

Die Orientierung auf eine wirtschaftsnahe Forschung ist
entscheidend fiir den Erfolg der FhG in den neuen Léan-
dern. So kann das auf den Gebieten der Laser- und Ober-
flachentechnik arbeitende Fraunhofer-Institut fiir Werk-
stoff- und Strahltechnik in Dresden durch die enge
Zusammenarbeit mit Anlagen- und Systemanbietern sei-
nen Kunden Problemldsungen aus einer Hand anbieten.

Rund die Hilfte der Unternehmen und 60 Prozent der Ar-
beitsplédtze der gesamten optischen Industrie Thiiringens
befinden sich in der Region Jena. In diesem Umfeld
schlieft das Fraunhofer-Institut fiir Angewandte Optik
und Feinmechanik in Jena die Liicke zwischen vorwie-
gend grundlagenorientierter Forschung und der Anwen-
dung.

Beispielhaft fiir innovative Entwicklungen ist auch das
Fraunhofer-Institut fiir Photonische Mikrosysteme in
Dresden. Das Institut entwickelt Mikro-Opto-Elektro-
Mechanische Systeme (MOEMS), z. B. fiir die Entwick-
lung und Herstellung von mikromechanischen Spiegel-

Tabelle 15
Hochtechnologieregionen IX
Region Leipzig-Halle-Merseburg
Schwerpunkte Umwelttechnik, medizinische und Pflanzen-Biotechnologie und die tradi-

Institute und Unternehmen

Internationale Vernetzung

tionell angesiedelte chemische Industrie.

Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH (UFZ) hat sich als deut-
sches Kompetenzzentrum fiir die Erforschung der Wechselwirkungen zwi-
schen Menschen und Umwelt in genutzten und gestdrten Landschaften
etabliert.

Im Bereich der medizinischen und Pflanzen-Biotechnologie arbeiten ne-
ben den universitdren Einrichtungen das sédchsische Institut fiir Ange-
wandte Biotechnologie, zwei Max-Planck-Institute, das Institut fiir Pflan-
zenbiochemie und die Forschungsstelle ,,Enzymologie der Proteinfaltung*
der Max-Planck-Gesellschaft.

Das UFZ ist Initiator und Griindungsmitglied des PEER-Netzwerk, eines
Verbundes der sieben grofiten europdischen Umweltforschungszentren.
Unter anderem koordiniert das UFZ ein integriertes Projekt mit 53 Part-
nern aus 26 Landern.
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arrays. Diese Flachenlichtmodulatoren werden fiir ver-
schiedene Anwendungen in der Halbleitertechnologie bis
zur Medizintechnik entwickelt.

Im Bereich der Maskenherstellung konnen mit diesem
Chiptyp z. B. die Masken fiir die 130-nm-CMOS-Tech-
nologie in neuen Genauigkeitsklassen und mit niedrige-
ren Durchlaufzeiten erzeugt werden. Damit ist diese
Technologie essentiell fiir die Etablierung der nichsten
Chip-Generationen.

Das Fraunhofer-Institut fiir Werkzeugmaschinen und Um-
formtechnik in Chemnitz ist eines der erfolgreichsten In-
stitute der Fraunhofer-Gesellschaft und richtet sich stark
am Automobilbau und am Maschinenbau aus. Das Insti-
tut fithrt umfassende Untersuchungen und Entwicklungen
zur gesamten Prozesskette der Umformtechnik durch,
von den Anlagen und Verfahren des Werkzeug- und For-
menbaus iiber das weite Gebiet der Umformverfahren bis
zur dazugehorigen Maschinentechnik. Dabei entwickelt
es sich dynamisch und engagiert sich stark in der Bildung
von Netzwerken im Freistaat Sachsen. Ein Beispiel dafiir
ist das Kompetenzzentrum Maschinenbau, das gegenwér-
tig 30 Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Ko-
operationspartner mit zusammen etwa 4 000 Mitarbeitern
bei einem Jahresumsatz von rd. 500 Mio. Euro vereint.

Die Fraunhofer-Institute in den neuen Léndern vernetzen
sich auch zunehmend mit der europdischen Scientific
Community und dem europdischen Markt. Bezogen auf
die neuen EU-Beitrittsldnder nutzen viele Institute ihre
traditionell guten Kontakte zur Anbahnung erster erfolg-
reicher Kooperationen.

Der Aufbau der Helmholtz-Zentren in den neuen Bundes-
landern ist in eindrucksvoller Weise gelungen. Die jiingst
erfolgten Begutachtungen haben dies bestétigt: Im For-
schungsbereich Erde und Umwelt wurden sowohl die
vom GeoForschungsZentrum Potsdam als auch vom Um-
weltforschungszentrum Leipzig-Halle geleiteten Pro-
gramme als die zwei besten bewertet. Im Forschungsbe-
reich Gesundheit wurde eine derartige Spitzenstellung
den Programmen zur Erforschung des Nervensystems
und zur Krebsforschung bescheinigt, an denen jeweils das
Max-Delbriick-Centrum in Berlin-Buch beteiligt ist. In
der Begutachtung des Forschungsbereichs Energie wurde
im Programm Fusionsforschung die Arbeit zum Fusions-
reaktor Wendelstein 7-X in Greifswald als international
herausragend und besonders viel versprechend beurteilt.
Das Teilinstitut in Teltow der GKSS-Forschungszentrum
Geesthacht GmbH zeichnet verantwortlich fiir wichtige
Beitrdge zu den Forschungsthemen ,,Regenerative Medi-
zin“ und ,,Functionalized Materials“, die in den For-
schungsbereichen ,,Gesundheit™ und ,,Schliisseltechnolo-
gien von den Gutachtern als herausragende Arbeiten
gewertet wurden.

Beispielhaft ist das GeoForschungsZentrum Potsdam
(GFZ) mit seinen fast 600 Beschiftigten, das inzwischen
zu den weltweit filhrenden Institutionen der geowissen-
schaftlichen Forschung gehdrt. Nach den tiberzeugenden
Ergebnissen der deutschen Geo-Forschungssatelliten
CHAMP des GFZ hat die US-Raumfahrtagentur NASA
zwei baugleiche Forschungssatelliten beim deutschen

Hersteller in Auftrag gegeben, die inzwischen mit einer
bisher unerreichten Genauigkeit das Schwerkraftfeld der
Erde vermessen. Rund 80 Prozent dieser Technologie
stammen aus dem GFZ.

Ein Forschungsfeld mit erheblichem Zukunftspotenzial
ist die Nutzung des unterirdischen Raums. Hier leistet das
GFZ grundlegende Beitrdge zur ErschlieBung der Erd-
warme als wirtschaftliche regenerative Energiequelle und
die Untersuchung unterirdischer Speicher zur Sequestrie-
rung von CO, und anderen Treibhausgasen.

Das GFZ hat die Koordination einer Arbeitsgruppe der
Helmbholtz-Gemeinschaft zur Bewiéltigung von Naturka-
tastrophen iibernommen. Vom GFZ aus wird auch der
weltweite Einsatz der deutschen Einsatzgruppe fiir Erdbe-
benkatastrophen gesteuert.

Seit der Griindung des Max-Delbriick-Centrums fiir Mo-
lekulare Medizin (MDC) in Berlin-Buch 1992 hat sich
der Campus Berlin-Buch als ein einzigartiger Ort fiir kli-
nische Forschung in Deutschland weiterentwickelt. Das
MDC hat mit den benachbarten Kliniken eine einzigartige
Form der klinischen Kooperation aufgebaut. Es ist als
wichtiger Standort in der medizinischen Genomforschung
zentral am Nationalen Genomforschungsnetz beteiligt.

Gegriindet mit der besonderen Verantwortung fiir die
Umweltprobleme im Osten Deutschlands sowie in Mittel-
und Osteuropa hat sich das Umweltforschungszentrum
Leipzig-Halle GmbH (UFZ) inzwischen als deutsches
Kompetenzzentrum fiir die Erforschung der Wechselwir-
kungen zwischen Mensch und Umwelt in genutzten und
gestorten Landschaften etabliert. International fiihrende
Arbeitsgruppen haben sich beispielsweise in den Berei-
chen Biodiversitéitsforschung und 6konomische Umwelt-
forschung etabliert.

Die GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH
(GKSS) baut die hervorragend bewerteten Beitrdge ihres
Standortes Teltow zum Forschungsbereich Gesundheit
bevorzugt aus. Dazu soll das von GKSS und Gruppen des
Forschungszentrums Karlsruhe vorgeschlagene Thema
»Regenerative Medizin®“ zu einem eigenstindigen Pro-
gramm in der HGF weiterentwickelt werden. AuBerdem
wird ein Kooperationsnetzwerk mit Kliniken, Industrie-
partnern und weiteren Forschungseinrichtungen etabliert,
welches von GKSS koordiniert wird. Wichtige Partner in
der Region sind die Universitit Potsdam und das MDC in
Berlin-Buch sowie die Chirurgische Klinik am Standort
Benjamin Franklin der Charité.

Hervorgegangen aus dem ehemaligen Institut fiir Hoch-
energiephysik der Akademie der Wissenschaften der DDR,
ist der Standort Zeuthen des Helmholtz-Zentrums DESY
mit seinen rd. 125 Mitarbeiter/innen ein traditionsreiches
Institut mit starker regionaler Ausstrahlung. Durch Sanie-
rung sowie Um- und Neubauten in den letzten Jahren ent-
stand ein Forschungsstandort, der mit seiner sehr moder-
nen technischen Infrastruktur voll integriert ist in die
Forschungsprogramme ,,Elementarteilchenphysik* und
»Forschung mit Photonen” von DESY in Hamburg. Da-
neben ist DESY Zeuthen mit dem internationalen Neutri-
noteleskop am Siidpol hervorragend an Entwicklung, Bau
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und Betrieb sowie Datenauswertung der weltweit ersten
Teleskope fiir hochenergetische Neutrinos im Helmholtz-
Programm ,,Astroteilchenphysik* beteiligt.

Ziel des der Helmholtz-Gemeinschaft assoziierten Max-
Planck-Instituts fiir Plasmaphysik (IPP) in Greifswald, ei-
nem Teilinstitut des gleichnamigen Instituts in Garching,
ist es, die physikalischen Grundlagen fiir ein Kraftwerk
zu entwickeln, das — dhnlich wie die Sonne — aus der Ver-
schmelzung von Wasserstoffisotopen zu Helium Energie
gewinnt.

Mit der gemeinsamen Forderung der ,,Blaue Liste Ein-
richtungen (BLE)“, die sich 1995 in der Wissenschaftsge-
meinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL) zusam-
mengeschlossen haben, verfiigen Bund und Léinder iiber
ein wissenschaftspolitisches Forderinstrument, mit dem
flexibel und schnell auf neue wissenschaftliche und wis-
senschaftspolitische Anforderungen reagiert werden
kann.

Derzeit befinden sich in den neuen Léndern 36 For-
schungseinrichtungen in der gemeinsamen Bund/Lander-
Forderung. Fiir ihre Finanzierung haben Bund und Lén-
der 2004 insgesamt 393 Mio. Euro bereitgestellt. Die
Institute haben sich in fachlich ausgerichteten Sektionen
zusammengeschlossen, in denen sie ihr gemeinsames Po-
tenzial nutzen. Auch durch Verbiinde wird die problemo-
rientierte und interdisziplindre Zusammenarbeit zwischen
Leibniz-Instituten, anderen Forschungseinrichtungen und
Universitdten, wie zum Beispiel der Materialforschungs-
verbund Dresden, gestérkt.

Sowohl im gesamtstaatlichen und gesamtgesellschaftli-
chen Interesse als auch fiir die weiterhin dringend not-
wendige Intensivierung des Ausbaus der industriebezoge-
nen FuE-Potenziale in den neuen Bundesldndern kommt
den Leibniz-Instituten fiir den weiteren Aufbau Ost eine
tragende Bedeutung zu. Thematisch vielfach auf dem
Sektor zwischen rein erkenntnisorientierter Grundlagen-
forschung und produktorientierter Forschung angesiedelt,
sind sie als ausgewiesene Kompetenzzentren mit vielfach
internationaler Bedeutung ein strukturell dynamischer
Standortfaktor fiir die wirtschaftliche Entwicklung und
die vermehrte Ansiedlung forschungs- und wissensinten-
siver Wirtschaftszweige in den neuen Landern. Viele die-
ser Institute bilden damit heute zusammen mit den be-
nachbarten Hochschulen Kristallisationspunkte fiir die
Entstehung von wissenschaftlichen Kompetenzzentren
und innovativen Kernen.

Der Aufbau der wissenschaftlich-technischen Infrastruk-
tur ist in den neuen Landern im Wesentlichen abgeschlos-
sen. Die neuen Forschungseinrichtungen brauchen einen
Vergleich mit denen der alten Lander sowohl quantitativ
als auch qualitativ nicht zu scheuen.

‘Wehrtechnische Forschungs- und Technologie-
vorhaben der Bundeswehr

Die Bundeswehr leistet mit ihren Vorhaben und Auftra-
gen einen Beitrag zur Starkung der ostdeutschen For-
schungsstandorte.

Das SWInstBw ist in den ,,Wissenschaftsstandort Berlin*
eingebunden. Es trégt als Teil der deutschen und interna-
tionalen Wissenschaftslandschaft ganz mafgeblich zur
Weiterentwicklung des Wissenschaftszweiges der Mili-
tarsoziologie in den neuen Bundesldndern bei. Die uni-
versitdre Forschung weist bis heute keinen auf Streit-
kréfte bezogenen Forschungsbereich ,,Militdrsoziologie*
auf.Mit der Verlegung des Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts der Bundeswehr (SWInstBw) von Miinchen nach
Strausberg im Jahr 1994 wurde ein besonderer Beitrag
zur Integration der Bundeswehr in die Gesellschaft auch
auf wissenschaftlicher Ebene verbunden. Das SWInstBw
betreibt im Auftrag der Bundesregierung sozialwissen-
schaftliche Forschung fiir die Bundeswehr und stellt mit
dieser Aufgabe zugleich eine Einrichtung der Ressortfor-
schung des Bundes dar.

Das Militdrgeschichtliche Forschungsamt (MGFA) wurde
im Jahr 1994 von Freiburg nach Potsdam verlegt. Es hat
sich seither kontinuierlich bei der Entwicklung des neuen
Wissenschaftsstandortes Potsdam eingebracht und ist
mittlerweile voll in das wissenschaftliche und regionale
Umfeld von Potsdam und Brandenburg integriert. Der
Standort hat sich fiir das Haus als Gliicksgriff erwiesen.
Gerade die ostdeutschen Themen haben der Grundlagen-
forschung und historischen Bildung gemeinsam mit dem
Engagement in regionalen Projekten und einer kommuni-
kativen Presse- und Offentlichkeitsarbeit vor Ort die Ak-
zeptanz des Hauses bei den in Potsdam ansdssigen Wis-
senschaftseinrichtungen, den Behoérden und zunehmend
auch in den lokalen Medien sowie bei einer breiteren Of-
fentlichkeit gefordert.

Im ehemaligen Ostteil Berlins wird derzeit das Institut fiir
medizinischen Arbeits- und Umweltschutz der Bundes-
wehr aufgebaut. Es wird 40 zivile und militérische Mitar-
beiter umfassen. Wesentliche Aufgaben des Instituts sind
die Bereitstellung von Expertensachverstand und Spezial-
diagnostikkapazitit zu Fragestellungen des medizini-
schen Arbeits- und Umweltschutzes in der Bundeswehr
und die Forschung zu Pathomechanismen, Prévention,
Diagnostik, Therapie und Epidemiologie von arbeits- und
umweltbedingten Erkrankungen unter militarspezifischen
Bedingungen. Im Jahr 2003 wurden an zivilen Einrich-
tungen (Universitdten und Firmen) in den neuen Bundes-
landern wehrmedizinische Forschungsauftrige mit einem
finanziellen Gesamtauftragsvolumen von ca. 1,70 Mio.
Euro durchgefiihrt.

3.3 Entwicklung des Forschungspersonals

in den neuen Landern

Die in diesem Abschnitt dargestellte Entwicklung des
Forschungspersonals bezieht sich auf Forscher im enge-
ren Sinne sowie das technische und sonstige FuE-Perso-
nal. Alle Angaben sind in Vollzeitdquivalenten und bezie-
hen sich auf das aktuellste Jahr, fiir das Daten verfiigbar
sind. Im Unterschied zu vorangegangenen Verdffentli-
chungen wird nun — aufgrund der Berliner Bezirksreform
im Jahr 2001 — keine Unterscheidung zwischen
Berlin (Ost) und Berlin (West) mehr getroffen. Vielmehr
wird die Entwicklung in den neuen Landern — einschliel3-
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lich Berlins — mit derjenigen in den alten Léndern ohne
Berlin verglichen.

Das Forschungspersonal in den offentlich geforderten
Forschungseinrichtungen der neuen Lénder inklusive
Berlins stieg kontinuierlich von 18 057 Beschéftigten im
Jahr 1993 auf 20 521 Beschéftigte im Jahr 2002 (nach-
richtlich darunter Berlin: 8 592 im Jahr 1993, 8 364 im
Jahr 2002). Demgegeniiber ist in den alten Landern ohne
Berlin im gleichen Zeitraum ein Riickgang von 52 940
Beschiftigten im Jahr 1993 auf 51 361 im Jahr 2002 zu
verzeichnen. Damit iibersteigt in diesem Bereich auch die
,»FuE-Dichte* (FuE-Personal/l 000 Einwohner) in den
neuen Landern inkl. Berlins im Jahr 2002 mit 1,2 den
Wert von 0,8 fiir die alten Lander.

Beim Forschungspersonal der Hochschulen lésst sich hin-
gegen eine andere Entwicklung als bei den aufleruniversi-
taren Forschungseinrichtungen feststellen. Hier verzeich-
nen die neuen Léander inkl. Berlins einen leichten
Riickgang von 24 600 im Jahr 1995 auf 23 200 im Jahr
2001 (nachrichtlich darunter Berlin: 9 400 im Jahr 1995,
7 947 im Jahr 20017, wohingegen sich das Forschungs-
personal an den Hochschulen in den alten Landern — ohne
Berlin — zwischen 1995 (76 072) und 2001 (78 205) er-
hohte. Die ,,FuE-Dichte” ist 2001 jedoch in den neuen
Landern — einschlieBlich Berlins — mit 1,4 nach wie vor
hoher als in den alten Landern (2001: 1,2).

Anders sieht es hingegen im Bereich der Wirtschaft aus:
Hier stieg das Forschungspersonal in den neuen Léndern
inklusive Berlin von 31 998 Beschiftigten im Jahr 1993
auf 36 340 Beschéftigte im Jahr 2002, was einer Steige-
rung von 13,5 Prozent entspricht. Dagegen stieg in den
alten Landern das Forschungspersonal im genannten Zeit-
raum nur um 1,7 Prozent.

Die Steigerung des Wertes des Forschungspersonals in
den neuen Landern inkl. Berlin kann jedoch nicht dariiber
hinwegtduschen, dass diese im Bereich der Wirtschaft
—1im Vergleich zu den alten Ladndern — ungeniigend ist
und sich der Abstand zwischen neuen und alten Léndern
diesbeziiglich noch nicht verringert hat. Auch hat dabei
die iiberaus starke FuE-Expansion in (West-) Berlin die
trendméBig nachlassende FuE-Tétigkeit in der Summe
der iibrigen Ostlichen Bundeslander mehr als kompen-
siert.

Dies spiegelt den noch immer grolen Abstand des For-
schungspotenzials zwischen den beiden Teilen Deutsch-
lands im Bereich der Industrieforschung wider, der durch
die vergleichsweise geringe Stellung forschungs- und
wissensintensiver Wirtschaftszweige, den geringen In-
dustriebesatz und die nur wenigen forschenden Unterneh-
men in den neuen Léndern bedingt ist.

Insgesamt fehlt es nach wie vor an forschungsintensiven
GroBunternehmen in den neuen Léndern. Die Industrie-
strukturen zwischen Ost- und Westdeutschland sind sehr
unterschiedlich: Wahrend 9 Prozent der FuE-Beschiftig-
ten in den alten Lindern in kleinen Unternehmen (unter
250 Beschiftigte) tdtig sind, sind dies in den neuen Lén-
dern 53 Prozent. Umgekehrt: GroBunternehmen (mehr als

7 Vergleichswerte fiir den Hochschulsektor liegen erst ab 1995 vor.

2 000 Beschiftigte) beanspruchen 70 Prozent des FuE-
Personals im Westen, in den neuen Lindern aber nur
34 Prozent.

4 Verkehrsinfrastrukturinvestitionen

41 Qualifizierter Ausbau der

Verkehrsinfrastruktur

Aus dem Bundeshaushalt wurden im Zeitraum 1991 bis
2003 in die Schienenwege des Bundes, die Bundesfern-
und die Bundeswasserstraflen sowie im Rahmen des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) insgesamt
rd. 143 Mrd. Euro investiert. Auf die neuen Léander ent-
fallen hiervon rd. 57 Mrd. Euro, was einem Anteil von
rd. 40 Prozent entspricht.

Die Verkehrsinfrastrukturinvestitionen wurden in den
vergangenen Jahren auf ein Niveau von iber
11 Mrd. Euro im Jahr gebracht. Die neuen Lénder enthal-
ten davon rd. ein Drittel.

Das von der Europdischen Kommission im Mérz 2001 ge-
nehmigte Operationelle Programm Verkehrsinfrastruktur
des Bundes fiir den Zeitraum 2000 bis 2006 ist Bestandteil
der Ziel-1-Forderung der EU fiir die neuen Bundesldnder
im Rahmen der EU-Strukturfonds. Die Mittelausstattung
umfasst rd. 3,2 Mrd. Euro, davon werden 1,66 Mrd. Euro
aus dem EFRE finanziert.

Diese Investitionen kommen ausschlie8lich in den neuen
Bundesldandern zum Einsatz. Damit werden u. a. folgende
Projekte gefordert

— Ausbau der Eisenbahnstrecke Berlin—Frankfurt/O.
(Brandenburg)

— Neubau des City-Tunnels Leipzig (Sachsen)

— Ausbau von Abschnitten der Eisenbahnstrecke
Halle-WeiBlenfels im Bereich der Siidanbindung Halle
(Sachsen-Anhalt)

— Ausbau von Abschnitten der Eisenbahnstrecke Pader-
born—Chemnitz (Mitteldeutschland-Verbindung) in
den Bereichen Erfurt-Glauchau—Schénbornchen und
Knoten Gera (Thiiringen)

— Bau der A 17 zwischen Dresden und der Grenze zur
tschechischen Republik (Sachsen)

— Neubau von Abschnitten der Bundesstrale B 6 neu
(Sachsen-Anhalt)

— Neubau von Abschnitten der A 71 (Thiiringen)

— Neubau von Abschnitten der A 113, B 96 und B 96a
zur Anbindung des BBI (Brandenburg)

— Neubau der BundesstraBe B 96n (Riigenzubringer)
zwischen der Anschlussstelle Stralsund von der A 20
bis nach Bergen (ohne 2. Strelasundquerung) (Meck-
lenburg-Vorpommern)

— Ausbau eines Abschnittes des Elbe-Havel-Kanals
(Sachsen-Anhalt)

Die wichtigsten ,,Projekte EU-Osterweiterung® sind im
Bau bzw. in Teilen bereits fertig gestellt (siche Ab-
schnitt 4.2).
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Abbildung 4

Investitionsausgaben aus dem Bundeshaushalt in die Schiene, Stralle und Wasserstrafle
sowie im Rahmen der GVFG
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Alle grenziiberschreitenden Bundesautobahnverbindun-
gen befinden sich im Bau bzw. unter Verkehr. Die deut-
schen Abschnitte der leistungsbestimmenden Schienen-
verbindungen Berlin—Warschau und Berlin—Prag sind
ebenfalls im Bau oder abschnittsweise fertig gestellt. Der
Ausbau der iibrigen Schienenverbindungen befindet sich
in der Planung. Alle bisher fertig gestellten bzw. im Bau
befindlichen Projekte wurden bzw. werden von der EU
gefordert (TEN-Zuschiisse oder EFRE).

4.2 Schwerpunkt neue Lander im

Bundesverkehrswegeplan

Der Bundesverkehrswegeplan 2003 sieht fiir die neuen
Bundeslidnder im Zeitraum 2001 bis 2015 einen Anteil fiir
alle Verkehrstriger am vordringlichen Bedarf von
rd. 35 Prozent vor. Fiir Neubau und Erweiterung von
Bundesfernstrafien liegt der Anteil bei rd. 32 Prozent. Ge-
messen an der Einwohnerzahl sowie an den Lénderfla-
chen wird deutlich, dass die neuen Bundesldnder damit
iiberproportional bedient werden.

Mit den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit (VDE) ist es
gelungen, die teilungsbedingte Infrastrukturliicke schon
zu einem groflen Teil zu schlieBen, gleichwohl besteht
weiterhin ein Nachholbedarf. Der BVWP 2003 steht am
Beginn der zweiten Hilfte des Aufbauprozesses und be-
stimmt die weiteren Ziele und Aufgaben. Jetzt riickt der
Bau von Ortsumgehungen stirker in den Mittelpunkt fiir
den Aufbau Ost. Die grolen Verkehrsnetze entfalten ihre
Wirksamkeit erst dann, wenn sie mit einer Verkehrsbe-

schleunigung in der Fliache einhergehen. Zusétzlich wird
die Verkehrsinfrastruktur aber auch durch weitere GroB-
projekte vervollstindigt werden, u. a. durch die Verldnge-
rung der A 14 von Magdeburg nach Schwerin und den
Bau der A 72 von Chemnitz nach Leipzig. Aus diesem
Grund wird der ostdeutsche Anteil an den nicht zu den
VDE gehorenden Teilen des BVWP gegeniiber 1992 um
3,3 Prozent erhoht. Damit wird ein verldssliches Signal
fur den Aufbau Ost, an die ostdeutsche Wirtschaft und an
Investoren gegeben.

Die Erweiterung der EU nach Osten wird durch eine
Reihe von Projekten des Vordringlichen Bedarfs im
BVWP 2003 konkret unterstiitzt. 24 Projekte — davon
8 Schienen-, 13 Straen- und 3 Wasserstralenprojekte
mit herausgehobener Bedeutung sind als Projekte ,,EU-
Osterweiterung® besonders genannt.

Die Verkehrsinfrastruktur des Bundes wird unter Beriick-
sichtigung der vorgesehenen Maflnahmen den aus der Ost-
erweiterung der EU resultierenden Anforderungen grund-
sdtzlich gerecht. Ein dariiber hinausgehendes generelles
Ausbauerfordernis ist nicht ableitbar.

4.3  Verkehrsprojekte Deutsche Einheit

ziigig umgesetzt

Kernstiick des Zusammenwachsens der alten und neuen
Bundeslinder sind die 17 Verkehrsprojekte Deutsche Ein-
heit (VDE), von denen 9 Projekte auf die Schiene, 7 auf
die Autobahn und 1 auf die Wasserstral3e entfallen. Im
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Zeitraum von 1991 bis 2003 wurden rd. 20 Prozent des
Gesamtvolumens (ohne GVFG) aller Verkehrsinvestitio-
nen auf die VDE konzentriert. Die VDE umfassen ein In-
vestitionsvolumen von iiber 36 Mrd. Euro, von dem bis
Ende 2003 mehr als 23 Mrd. Euro (64 Prozent) realisiert
wurden. Alle 17 VDE sind im Bau bzw. einige Projekte
bereits fertig gestellt.

Bundesschienenwege

Von den neun Projekten der Bundesschienenwege wurden
im Zeitraum von 1991 bis 2003 bereits sechs in Betrieb
genommen.

— VDE Nr. 2, Hamburg—Berlin (1. Baustufe)

— VDE Nr. 3, Uelzen—Stendal (zunichst nur eingleisig
elektrifiziert)

— VDE Nr. 4, Hannover—Berlin

— VDE Nr. 5, Helmstedt-Magdeburg—Berlin
— VDE Nr. 6, Eichenberg—Halle sowie

— VDE Nr. 7, Bebra—Erfurt.

Im Zuge des VDE 9 wurde der Abschnitt Leipzig—Riesa
ebenfalls fertig gestellt sowie zusammenhéngende Ab-
schnitte des VDE Nr. 1. Ferner ist das VDE 8.3, Ber-
lin—Halle/Leipzig bis auf die noch fehlende Leit- und
Sicherungstechnik zum Erreichen der Ausbaugeschwin-
digkeit von 200 km/h im Wesentlichen abgeschlossen.

Trotz der schwierigen Haushaltssituation bleibt der Wei-
terbau der VDE 8.1 und 8.2 gesichert. Neben den bereits
in Bau befindlichen Abschnitten der beiden Neubaustre-
cken sollen weitere Abschnitte — wie u. a. Sonneberg
und Thiiringer Wald — rechtzeitig vor Ablauf des verlan-
gerten Baurechts begonnen werden. Der Abschnitt
Grobers—Leipzig mit dem Flughafenbahnhof Leipzig-
Halle wurde im Juni 2003 in Betrieb genommen. Insge-
samt wurden in die VDE der Schiene bisher mehr als
11 Mrd. Euro investiert.

Bundesfernstrafien

In die VDE Stra3e wurden bis zum Jahresende 2003 ins-
gesamt rd. 10,8 Mrd. Euro investiert. Somit konnten bis
jetzt rd. 1440 km der geplanten 2 000 km Autobahnen
fertig gestellt werden, das entspricht rd. 72 Prozent des
gesamten geplanten Netzes; weitere 320 km befinden sich
im Bau.

Die Fahrbahn der A 2 vom Kreuz Hannover-Ost bis zum
Dreieck Werder ist bis auf einen kurzen Abschnitt bei
Braunschweig grunderneuert und sechsstreifig unter Ver-
kehr. Fertig gestellt ist dariiber hinaus die vierstreifig neu
gebaute A 14 von Magdeburg bis Halle, das erste voll-
standig dem Verkehr iibergebene VDE Strafle. Auch beim
Neubauprojekt A 20 — Ostseeautobahn — sind seit Jahres-
ende 2003 die Abschnitte von Schonberg bis zur AS Trib-
sees sowie von nordlich Neubrandenburg bis zum AK
Uckermark durchgiingig befahrbar. Der sechsstreifige
Ausbau der A 9, Berlin bis Niirnberg, sowie grofe Teile
der A 4, Eisenach bis Gorlitz, sind vollstandig bzw. grof3-

tenteils fertig gestellt. Im Wesentlichen koénnen die VDE
Stralle bis zum Jahr 2005 realisiert werden. Die endgiil-
tige Fertigstellung der restlichen Teilstrecken ist im Rah-
men des Fiinfjahrplanes 2005 bis 2010 vorgesehen.

Bundeswasserstrafien

Beim VDE 17, der Wasserstralenverbindung von Hanno-
ver liber Magdeburg bis Berlin, wurde knapp die Hilfte
des Investitionsvolumens von 2,3 Mrd. Euro realisiert. Im
Oktober 2003 wurde das WasserstraBenkreuz Magdeburg
als Kernstiick dieses Projektes frei gegeben. Behutsam
und umweltvertraglich sollen die Wasserstralenverbin-
dungen so ausgebaut werden, dass der Verkehr mit GroB-
motorgiiterschiffen bis 2 000 t und Schubverbanden mit
2 Leichtern bis 3 500 t moglich wird. Damit wird eine
Standortverbesserung der Binnenhédfen Berlin, Branden-
burg, Wustermark und Magdeburg sowie weiterer an den
Wasserstrallen liegender Zentren erreicht. Aullerdem wer-
den die Bedingungen fiir den Containerverkehr in der Re-
lation Hamburg—Magdeburg—Berlin deutlich verbessert.
Damit konnen auch die stark belasteten West-Ost-Achsen
der Straflen und Schiene entlastet werden.

4.4 Zukunft der Verkehrsinfrastruktur-

investitionen

Auch in der Zukunft werden die neuen Lénder einen
Schwerpunkt der Investitionstétigkeit im Bereich der
Bundesverkehrswege bilden. Neben der klassischen
Haushaltsfinanzierung sollen kiinftig Mittel aus der stre-
ckenbezogenen Gebiihr fiir die Benutzung von Autobah-
nen — LKW-Maut — verwendet werden.

Nach intensiven Verhandlungen zur Erhebung der Maut
konnten mit Abschluss der Vereinbarung vom 29. Februar
2004 die Voraussetzungen zur Fortsetzung des Projektes
,,LKW-Maut Deutschland* mit dem Toll Collect Konsor-
tium geschaffen werden. Die Einfiihrung der LKW-Maut
wird in zwei Stufen zum Januar 2005 und Januar 2006 er-
folgen.

5 Stadte- und Wohnungsbau
5.1 Stabilisierungsprozess der Bauwirtschaft

Im Jahre 2003 wurde in den neuen Bundeslindern ein
reales Bauvolumen in Héhe von 43,5 Mrd. EUR erwirt-
schaftet, das entspricht einer Verminderung des Bauvolu-
mens um 2,9 Prozent. Immerhin wurde der Kapazitétsab-
bau gegeniiber dem Vorjahr deutlich verlangsamt.

Eine Ursache des andauernden Riickgangs der Bauinves-
titionen ist der strukturelle Bereinigungsprozess in den
neuen Bundeslindern. Eine iibermiBige Forderpolitik
und unternehmerische Fehlentscheidungen hatten hier in
der ersten Halfte der 90er-Jahre zur Bildung von erhebli-
chen Uberkapazititen und Leerstinden sowohl im Wirt-
schaftsbau als auch im Wohnungsbau beigetragen. Ent-
scheidend fiir die Zukunft der Bauwirtschaft wird sein,
dass speziell in den neuen Bundeslédndern der Abbau der
Uberkapazititen zu einem Ende kommt und die Bauakti-
vitidten wieder auf einen vornehmlich vom langfristigen
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Bedarf bestimmten Entwicklungspfad einschwenken.
Hier sind durchaus Stabilisierungstendenzen in Sicht.

Im Bauhauptgewerbe wiesen die Konjunkturindikatoren
zwar noch durchgingig negative Verdnderungsraten
gegeniiber den vergleichbaren Vorjahreswerten auf:
Beschiftigung — 8,2 Prozent, geleistete Arbeitsstunden
— 6,7 Prozent, Auftragseinginge — 9,4 Prozent. Anderer-
seits deuten die splirbaren Zuwichse bei den Genehmigun-
gen fiir Wohnimmobilien (+ 6,0 Prozent) und Gewerbeim-
mobilien (+ 25,5 Prozent) eine gewisse Stabilisierung an.
Bemerkenswert ist, dass sich die Genehmigungen fiir
Fabrik- und Werkstattgebdude mit einem Plus von
95,5 Prozent nahezu verdoppelt haben.

Auch die Entwicklung des Indikators ,,Bauinvestitionen
je Einwohner® ldsst eine Abschwéchung des Schrump-
fungsprozesses erwarten. Wahrend in den neuen Bundes-
landern die Bauinvestitionen je Einwohner 1995 infolge
des Abbaus des Nachholbedarfs und der massiven &ffent-
lichen Forderung um 75 Prozent iiber dem Westniveau la-
gen, hat der Kontraktionsprozess zwischenzeitlich dazu
gefiihrt, dass das Westniveau 2003 real (in Preisen von
1995) — trotz des nach wie vor bestehenden {iberpropor-
tional hohen Bedarfs an Infrastrukturinvestitionen — um
nur noch 8§ Prozent iiberschritten wurde.

Die Bundesregierung unterstiitzt diesen Stabilisierungs-
prozess nicht nur durch investive Impulse und ein breit
gefiachertes Forderinstrumentarium, sondern ebenso
durch eine Verbesserung der bauwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen (z. B. Verschlankung des Vergabe-
rechts, Priifung eines Priqualifikationsverfahrens fiir
Bauunternehmen, Stirkung von Public Private Partner-
ships, Vereinfachung von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren etc.).

Abbildung 5

5.2 Stadtebauforderung, Stadtumbau Ost

Die Stidtebauférderung wird im Jahr 2004 grundsétzlich
auf dem bisherigen Niveau fortgefiihrt, jedoch wirkt sich
die vom Haushaltsgesetzgeber beschlossene Umsetzung
der Einsparungsvorschldge der Ministerpréasidenten Koch
und Steinbriick auch auf die Bundesfinanzhilfen zur Stad-
tebauforderung aus. Insgesamt stehen 2004 fiir die Stad-
tebauforderung in den neuen Landern Bundesfinanzhilfen
(Verpflichtungsrahmen) in Hohe von 348 Mio. Euro zur
Verfiigung (bundesweit sind es 529 Mio. Euro). Das sind
aufgrund der Einsparungen 9,44 Prozent weniger Mittel
als im Vorjahr.

Die Aufstellung des Bundesprogramms 2004 war bei der
Fertigstellung dieses Berichts voll im Gang, sodass die
Kommunen in Kiirze die Bewilligungsbescheide der Lén-
der erhalten

Programm Stadtumbau Ost

Mit dem Programm Stadtumbau Ost hat die Bundesregie-
rung gezielt auf die wohnungswirtschaftlichen und stadte-
baulichen Probleme in den neuen Léndern reagiert. Ca.
1 Million Wohnungen standen in den neuen Landern im
Jahr 1998 leer. Im Jahr 2002 lag der Leerstand bei
1,077 Mio. Wohnungen®; damit hat sich der rasante An-
stieg der Leerstdnde in den 90er-Jahren bis 2002 erheb-
lich verlangsamt. Eine Befragung von 61 Wohnungsun-
ternehmen im Jahr 2003 hat sogar ergeben, dass der
Anstieg des Leerstandes fast zum Stillstand gekommen
ist. Ursachen des Leerstands sind riicklaufige Einwohner-
zahlen, der Neubau von Wohnungen und die Abwande-

8 1-Prozent-Stichprobe des Statistischen Bundesamtes, Mikrozensus
Zusatzerhebung aus dem Jahr 2002.

Finanzhilfen des Bundes fiir die Stidtebauforderung
von 1990 bis 2004
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rung der Einwohner in andere Regionen oder ins Stadt-
umland.

Ziel des Programms Stadtumbau Ost ist die Reduzierung
des Angebotsiiberhangs an Wohnraum und eine hohe At-
traktivitdt der Stddte. Kommunen und Wohnungswirt-
schaft werden bei der Aufwertung von Stadtquartieren
und dem Riickbau leerstehender, langfristig nicht mehr
benotigter Wohngebéude unterstiitzt. Dafiir stellt die Bun-
desregierung in acht Jahren Fordermittel in Hohe von rd.
insgesamt 1,02 Mrd. Euro zur Verfiigung. Die Fordermit-
tel des Bundes werden von Landern und Gemeinden kofi-
nanziert, sodass fiir StadtumbaumalB3nahmen von 2002
bis 2009 insgesamt bis zu 2,5 Mrd. Euro bereitstehen.

Fordervoraussetzung fiir die Inanspruchnahme des Pro-
gramms Stadtumbau Ost sind integrierte stidtebauliche
Entwicklungskonzepte. Gegenstand dieser kommunalen
Konzepte sind Problemanalysen sowie auf der Grundlage
von stddtebaulichen Leitbildern entwickelte Aufwer-
tungs- und Riickbaustrategien. Die Erarbeitung solcher
Konzepte hat der Bund mit dem im Jahr 2002 durchge-
fithrten Wettbewerb Stadtumbau Ost in iiber 260 Kom-
munen mit rd. 16 Mio. Euro geférdert.

Im ersten Programmjahr 2002 wurden 197 Gemeinden in
das Bundesprogramm Stadtumbau Ost aufgenommen.
Insgesamt 256 Gemeinden erhielten im Programmjahr
2003 Fordermittel fiir 418 Mallnahmen (dabei handelt es
sich um 251 Riickbau-, 108 Aufwertungs- sowie
59 Riickbau- und Aufwertungsmafnahmen). Der Stadt-
umbau zielt auf eine Stirkung der Innenstddte und die
Verbesserung der Lebensverhéltnisse. Deshalb wird ne-
ben dem Riickbau die stidtebauliche Aufwertung gefor-
dert. Dazu zéhlen beispielsweise die Modernisierung von
Wohnungen, die Verbesserung des Wohnumfeldes und
die Anpassung der Infrastruktur. Von den Bundesmitteln
wurden im Jahr 2003 56 Prozent fiir den Riickbau und
44 Prozent fiir die Aufwertung eingesetzt. Insgesamt ent-
fielen jedoch — mit den Mitteln der Lander und Kommu-
nen — 54 Prozent des Programmvolumens auf Aufwer-
tungsmafinahmen (MaBnahmen im Programmbereich
Aufwertung werden von Bund, Landern und Kommunen
mit je 33,3 Prozent gefordert und im Programmbereich
Riickbau von Bund und Léndern mit 50 Prozent).

Nach Angaben der Lander wurden per 30. April 2004 mit
Mitteln des Programms Stadtumbau Ost 29 758 Wohnein-
heiten und mit Mitteln von Landesprogrammen weitere
14 215 Wohneinheiten riickgebaut. In der Gesamtsumme
sind somit in den neuen Léndern ca. 44 000 Wohneinhei-
ten riickgebaut worden. Fiir insgesamt 95 000 Wohnun-
gen wurde die Riickbauforderung bewilligt. Damit liegt
die Umsetzung des Programms voll im Zeitplan, um das
Ziel, den Riickbau von rd. 350 000 Wohnungen in acht
Programmjahren, zu ereichen.

Zu diesem Ergebnis hat auch beigetragen, dass die Bun-
desregierung in der Verwaltungsvereinbarung Stédte-
bauforderung fiir 2003 Hemmnisse abgebaut hat, welche
anfangs das Anlaufen des Programms erschwerten. Das
betrifft insbesondere die Erméchtigung der Lénder, auch
mehr als 50 Prozent der Mittel fiir den Riickbau einzuset-

zen und die bessere Verzahnung der Altschuldenhilfe mit
dem Programm Stadtumbau Ost.

Die Bundesregierung hat mit dem im November 2003
durchgefiihrten Kongress ,,Zwei Jahre Stadtumbau Ost*
eine erste Bilanz zum Programm gezogen. Auf dem Kon-
gress wurde die Umsetzung des Programms mit allen am
Stadtumbau beteiligten Akteuren diskutiert. AuBerdem
wurden in zwei Fachveranstaltungen ,,Stadtumbau Ost
auf gutem Weg* im Oktober 2003 und Januar 2004 trag-
fahige Losungen aus der Praxis fiir die mit Leerstand ver-
bundenen wohnungswirtschaftlichen Probleme einem
breiten Fachpublikum bekannt gemacht.

Um den Erfahrungsaustausch zum Stadtumbau, der be-
reits mit dem Wettbewerb Stadtumbau Ost initiiert wurde,
weiterhin zu unterstiitzen und fiir die Fortentwicklung des
Programms zu nutzen, wurde im Januar 2004 die Bundes-
transferstelle Stadtumbau Ost” eingerichtet. Erster Ar-
beitsschwerpunkt der Bundestransferstelle ist die Ent-
wicklung eines datengestiitzten Monitoringsystems fiir
die Erfolgskontrolle des Programms.

Zusammenwirken des Programms Stadtumbau Ost
mit anderen Stiidtebauforderungsprogrammen am
Beispiel des Programms Stiidtebaulicher
Denkmalschutz

Mit ihren unterschiedlichen Schwerpunkten sollen sich
die Programme der Stadtebaufdrderung ergidnzen und
eine integrierte Stadtentwicklung ermoglichen. Das gilt
auch fiir das Programm Stadtumbau Ost, mit dem im Jahr
2003 256 Stidte unterstiitzt wurden. Von diesen Stédten
wurden 37 Stddte auch im Programm Soziale Stadt,
150 Stiddte im Programm Stédtebauliche Sanierungs- und
Entwicklungsmafinahmen sowie 69 Stiadte im Programm
Stiadtebaulicher Denkmalschutz gefordert.

Ob das integrierte Zusammenwirken des Programms
Stadtumbau Ost mit anderen Programmen erreicht wurde,
hat der Bund am Beispiel des Stddtebaulichen Denkmal-
schutzes untersuchen lassen!?.

Dabei ging es vor allem um die Frage, ob die Férderung
des Riickbaus von Wohnungen im Stadtumbau-Pro-
gramm die mit dem Stddtebaulichen Denkmalschutz an-
gestrebte Erhaltung historischer Stadtkerne beeintrach-
tigt. Die Untersuchung fiihrte zu folgenden Ergebnissen:

In den Programmstidten des Stddtebaulichen Denkmal-
schutzes hat beim Stadtumbau Ost die Aufwertung ein
iiberdurchschnittliches Gewicht. Zwar iiberwiegen auch
dort insgesamt die mit Stadtumbaumitteln geforderten
Riickbaumafnahmen, dennoch werden prozentual mehr
Aufwertungsmafinahmen durchgefiihrt als in den Stadt-
umbaustddten insgesamt.

9 Aktuelle Informationen zum Programm und zur Bundestransferstelle
konnen unter www.stadtumbau-ost.info abgerufen werden.

19) Die Untersuchung wurde von Herbst 2003 bis Frithjahr 2004 vom In-
stitut fiir Regionalentwicklung und Strukturplanung im Auftrag des
Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau- und Wohnungswesen durch-
gefiihrt.
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Tabelle 16

Programmstidte Stadtumbau Ost 2003

Programmstidte im Jahr 2003
Stadtumbau Ost: 256 Stadte
Stadtebaulicher Denkmalschutz: 154 Stadte

Stadtumbau Ost und Stddtebaulicher Denkmalschutz: 69 Stidte

Tabelle 17

Riickbau und Aufwertung in Stidten

Riickbau und Aufwertung nach Mafinahmen im Jahr 2003 in %

Stidte im Programm Riickbau Aufwertung
Stadtumbau Ost 63 % 37 %
Stadtumbau Ost/ Stadtebaulicher Denkmalschutz 59 % 41 %

Eine wichtige Frage ist, ob bei RiickbaumaBnahmen in
den Erhaltungsgebieten des Programms Stddtebaulicher
Denkmalschutz der Abriss stiadtebaulich wertvoller Alt-
bausubstanz eine Rolle spielt. Dies wiirde sowohl dem
Ziel ,,Erhaltung historischer Stadtkerne* des Programms
Stadtebaulicher Denkmalschutz als auch dem Ziel des
Programms Stadtumbau Ost ,,Stirkung der Innenstidte
und Erhalt innerstidtischem Altbaus* widersprechen. In
den Programmstidten des Stidtebaulichen Denkmal-
schutzes wird vor allem der Riickbau am Stadtrand gefor-
dert. 25 Prozent der in beiden Programmen geforderten
Stiadte (17 Stadte) sehen allerdings auch Riickbaumal-
nahmen in der Innenstadt vor. In jeder dieser Stidte sollen
jedoch im Durchschnitt nur 33 Wohneinheiten in Altbau-
ten abgerissen werden. Die Untersuchungen zeigen, dass
die beiden Programme auch in der Praxis in der Regel
nicht zu widerspriichlichen Ergebnissen fiihren und sich
in sinnvoller Weise ergidnzen kdnnen. Dennoch sind in
jingster Vergangenheit vor allem in Gebieten, die allein
im Stadtumbau-Programm gefordert werden Beispiele zu
beobachten, wo innerstiddtische historische Bausubstanz
abgerissen wird. Die Bundesregierung wird deshalb auch
zukiinftig den Umgang mit Altbausubstanz sorgfaltig be-
obachten.

Soziale Stadt

Ziel des bundesweiten Programms ,,Die soziale Stadt® ist
die nachhaltige Verbesserung der Lebenssituation der
Menschen in benachteiligten Stadtquartieren durch eine
aktiv und integrativ wirkende Stadtentwicklungspolitik.
In diesem Jahr gewéhrt der Bund bundesweit Finanzhil-
fen in Hohe von 72,4 Mio. Euro. Auf die neuen Léander
mit Berlin (Ost) entfallen hiervon rd. 14,7 Mio. Euro. Im
Programmjahr 2004 werden dort 71 Maflnahmen in

54 Gemeinden gefordert. Um die Wirkung der Finanzhil-
fen zu verstirken, ist die Bundesregierung bestrebt, die
Stiadtebauforderung mit anderen Forderprogrammen zu
biindeln. Ein besonders erfolgreiches Beispiel dafiir ist
das Programm ,,Entwicklung und Chancen junger Men-
schen in sozialen Brennpunkten (E&C)“ der Bundesre-
gierung. Mit diesem Programm werden auch im Jahr
2004 kinder- und jugendhilfespezifische Maflnahmen in
den Gebieten der ,,Sozialen Stadt™ gefordert.

Die Implementierung des Programms Soziale Stadt
konnte 2003 abgeschlossen werden. Das damit beauf-
tragte Deutsche Institut fiir Urbanistik (Difu) legte in ei-
nem im Juni 2003 veréffentlichten Abschlussbericht dar,
dass das Programm in den geforderten Gebieten eine po-
sitive Aufbruchstimmung bewirken konnte. Mit der im
Dezember 2003 eingerichteten Bundestransferstelle ,,So-
ziale Stadt” wird der bundesweite Informations- und Er-
fahrungsaustausch zwischen allen an der Programmum-
setzung Beteiligten und Engagierten weiter ausgebaut.
Dazu dient vor allem die Fortfithrung, Aktualisierung und
Weiterentwicklung des Internetforums www.soziale-
stadt.de, das sich zu einer tragenden Sdule des bundes-
weiten Netzwerks zur Sozialen Stadt entwickelt hat.

Verankerung Stadtumbau und
Soziale Stadt im BauGB

Der Stadtumbau wie auch die MaBnahmen der Sozialen
Stadt stellen dauerhafte, groe stidtebauliche Herausfor-
derungen dar. Deshalb wurden diese beiden neuen Aufga-
ben im Baugesetzbuch (BauGB) verankert. Das Gesetz
zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien
(Europarechtsanpassungsgesetz Bau — EAG Bau) vom
24. Juni 2004 hat im Zweiten Kapitel des Baugesetzbuchs
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(Besonderes Stddtebaurecht) zwei neue Teile ,,Stadtum-
bau“ (§§ 171a bis 171d BauGB) und ,,Soziale Stadt*
(§§ 171e) eingefiigt.

Die Regelungen zum Stadtumbau stellen das konzeptio-
nelle und konsensuale Vorgehen in den Mittelpunkt. Un-
ter Einbeziehung der Beteiligten ist ein stddtebauliches
Entwicklungskonzept zu erstellen. Damit wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass Stadtumbau ein Prozess
ist, der wesentlich vom Erfolg des kooperativen Zusam-
menwirkens abhingt. Mit der neuen Vorschrift zur ,,Sozia-
len Stadt” soll insbesondere die Verankerung geeigneter
Beteiligung- und vor allem Mitwirkungsmoglichkeiten
und eine bessere Biindelung des Einsatzes der investiven
Mittel aus der Stadtebauférderung mit Mitteln fiir nicht-
investive MaB3nahmen aus anderen Programmen erreicht
werden.

Zukunft der Stiidtebauforderung

Die Stadtebauférderung und insbesondere das Programm
Stadtumbau Ost werden sich auch kiinftig nicht allein auf
Wachstumskerne konzentrieren. Es bleibt eine wichtige
Aufgabe der Stidtebauforderung, Stidte und Gemeinden
zu unterstiitzen, die in besonderer Weise vom wirtschaft-
lichen Strukturwandel und vom Bevdlkerungsriickgang
betroffen sind. Vor allem das Programm Stadtumbau Ost
soll Stédten helfen, den Wandel zu bewiltigen, damit sie
gestirkt und attraktiv aus dem Anpassungsprozess her-
vorgehen.

Derzeitig fordern die alten Lénder einen hoéheren Anteil
an den Bundesfinanzhilfen zur Stidtebauforderung. Ziel
der Bundesregierung ist, dem vor allem dadurch Rech-
nung zu tragen, dass der Bund den alten Léndern zusatzli-
che Mittel zur Verfiigung stellt. Deshalb stellt der Bund
den alten Landern 2004 erstmals zusétzliche Mittel in
Hohe von 40 Mio. Euro fiir das neue Programm Stadtum-
bau West bereit. Die Bauminister aller 16 Lander haben
dartiber hinaus im Dezember 2003 einstimmig beschlos-
sen, dass die beiden allgemeinen Stidtebauférderungs-
programme, die in den alten und in den neuen Léandern
gelten, ab 2005 in drei Jahresschritten auf das gleiche Ni-
veau gebracht werden. Das wird dazu fithren, dass bis
zum Jahr 2007 insgesamt 8,8 Mio. Euro von der Stédte-
bauférderung Ost zur Stidtebauforderung West umge-
schichtet werden. Der Deutsche Bundestag hat die Bun-
desregierung aufgefordert, bis zum 31. Dezember 2004
einen stddtebaulichen Bericht vorzulegen. In diesem Be-
richt soll insbesondere der zukiinftige Forderbedarf in den
alten und neuen Léndern dargelegt werden.

5.3  Altschuldenregelung

Die AHG-Novelle vom 28. August 2000 (BGBI. I
S. 1304) enthilt eine Verordnungserméchtigung als Hér-
tefallregelung (§ 6a AHG) zugunsten der von zunehmen-
dem Wohnungsleerstand betroffenen Wohnungsunterneh-
men. Ziel der am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen
Altschuldenhilfeverordnung vom 15. Dezember 2000
(BGBI I S. 1734) ist es, einen Beitrag zur Stabilisierung
von Wohnungswirtschaft und Wohnungsmarkt zu leisten.

Hierzu kann den Wohnungsunternehmen, die durch eine
Leerstandsquote von mindestens 15 Prozent in ihrer wirt-
schaftlichen Existenz gefahrdet sind, eine zusitzliche
Entlastung auf abgerissenen Wohnraum von hdochstens
77 Euro/m? gewéhrt werden. Die Wohnungsabrisse miis-
sen Bestandteil eines tragfdhigen Unternehmenssanie-
rungskonzepts sein, das auch stiddtebauliche Aspekte be-
riicksichtigt. Der Bund stellt hierfiir von 2001 bis 2010
insgesamt rd. 930 Mio. Euro bereit. Die Bundesregierung
hat im Haushaltsentwurf 2005 eine weitere Aufstockung
um 200 Mio. Euro vorgesehen.

5.4 Verlangerung der Investitionszulage Bau

Die Modernisierung und Instandsetzung von Mietwoh-
nungen in den neuen Lidndern wird seit 1999 durch das
Investitionszulagengesetz 1999 gefordert (Zulage 15 Pro-
zent der Aufwendungen, soweit diese in den Jahren 1999
bis 2004 614 Euro pro Quadratmeter nicht {ibersteigen).
Von 1999 bis 2001 wurde auBlerdem die Anschaffung
oder Herstellung von neuen Wohngebduden in Sanie-
rungs-, Erhaltungssatzungs- und Kerngebieten bis zu ei-
nem Hochstsatz von 2 045 Euro je m? Wohnfldche gefor-
dert. Bis 2001 galt ein nicht forderfiahiger Selbstbehalt
von 2 556 Euro der insgesamt begiinstigten Aufwendun-
gen pro Jahr und Antrag (das heif3t: nicht pro Wohnung).

Im Zuge des Programms ,,Stadtumbau Ost* ist eine Ande-
rung des Investitionszulagengesetzes 1999 ab dem 1. Ja-
nuar 2002 vorgenommen worden: Zusétzliche hohere
Forderung fiir die Modernisierung von Mietwohnungen
bei Altbauten (vor 1949 errichtet) und denkmalgeschiitz-
ten Gebauden der Jahre 1949 bis 1959 innerhalb von Sa-
nierungs-, Erhaltungssatzungs- und Kerngebieten (Forder-
satz 22 Prozent, forderungsfahige Kosten 1200 Euro/m?
Wohnflache, unter Beriicksichtigung eines nicht forderfa-
higen Selbstbehalts von 50 Euro je m? Wohnflache). Au-
Berhalb der Gebiets- und Gebdudekulisse bleibt es bei der
bisherigen Forderung, allerdings wurde auch hier ab dem
1. Januar 2002 der neue, nicht forderfiahige Selbstbehalt
von 50 Euro je m? Wohnflache eingefiihrt.

Die Investitionszulage fiir die Modernisierung selbst ge-
nutzter Wohnungen wurde zum Jahresende 2001 einge-
stellt, da im Eigentumsbereich mittlerweile ein iiberwie-
gend guter Erhaltungs- und Ausstattungsstandard erreicht
ist. Durch diese MaBlnahmen wurde die Investitionszu-
lage stirker auf die stddtebaulichen Erfordernisse des
Stadtumbaus ausgerichtet. Die Forderung von gewerbli-
chen und wohnungswirtschaftlichen Investitionen nach
dem Investitionszulagengesetz 1999 ist bis zum Jahres-
ende 2004 befristet.

Wihrend fiir die gewerbliche Investitionszulage nicht zu-
letzt aufgrund der erforderlichen EU-Abstimmungen be-
reits frithzeitig eine Entscheidung iiber eine Verlangerung
bis 2006 getroffen wurde, wurde die Entscheidung iiber
die Investitionszulage fiir Wohnungsmodernisierung hier-
von getrennt. BMVBW und BMF haben gemeinsam eine
Wirkungsanalyse zur Investitionszulage fiir die Moderni-
sierung von Mietwohnungen in Auftrag gegeben, die die
Grundlage fiir eine Entscheidung iiber eine eventuelle
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Verldngerung bilden soll. Das Gutachten, das Anfang Juni
2004 vorgelegt wurde, analysiert die Wirkungen der In-
vestitionszulage und zeigt eine Reihe von Handlungsal-
ternativen fiir die Zukunft auf. Die Ergebnisse des For-
schungsprojekts  werden  gegenwértig von  der
Bundesregierung gepriift.

5.5  Grunderwerbsteuerbefreiung bei
Fusionen von Wohnungsunternehmen

in den neuen Bundeslandern

Fusionen von Wohnungsunternehmen und Wohnungsge-
nossenschaften in den neuen Landern sollen befristet vom
1. Januar 2004 bis 30. Juni 2006 von der Grunderwerb-
steuer befreit werden (Bundestagsdrucksache 15/1407).
Davon wird ein maligeblicher Beitrag zum Stadtumbau
Ost und zur Vermeidung von Unternehmensinsolvenzen
angesichts des hohen Wohnungsleerstandes erwartet. Ei-
nem entsprechenden Gesetzesbeschluss hat der Bundesrat
bereits zugestimmt. Das EU-Notifizierungsverfahren ist
eingeleitet.

5.6

Mit der Aufhebung des Verbots der Verwertungskiindi-
gung in den neuen Lindern zum 1. Mai 2004 gilt nun-
mehr im gesamten Bundesgebiet einheitliches Mietrecht.
Aufgrund der Verdnderungen des Wohnungsmarktes in
Ostdeutschland war die Beibehaltung des bei der Wieder-
vereinigung berechtigten Verbots nicht langer gerechtfer-
tigt. Die von einer Kiindigung betroffenen Mieter sind
durch das geltende Mietrecht weitgehend geschiitzt.

Verwertungskiindigung

5.7

Fiir die Modernisierung des Wohnungsbestandes steht ein
vielféltiges Angebot an zinsgiinstigen Krediten der Kre-
ditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) zur Verfiigung:

Am 22. April 2003 startete das im Rahmen der Kanzlerini-
tiative vom 14. Mérz 2003 zur Stiitzung der Konjunktur
angekiindigte Wohnraum-Modernisierungsprogramm 2003
der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau. Das Darlehnpro-
gramm gibt allen Wohnungseigentiimern bundesweit ge-
zielte Anreize zur Modernisierung und Instandsetzung
von eigengenutztem oder vermietetem Wohnraum. In den
neuen Bundesldndern wird dariiber hinaus der Riickbau
von dauerhaft leer stehenden Wohnungen zur Unterstiit-
zung des Stadtumbaus Ost gefordert. Das Programm leis-
tet gleichzeitig einen Beitrag zur Stirkung der Innenstédte.
Seit Programmstart wurden mehr als 83 000 Kredite in
Hoéhe von rd. 3,1 Mrd. Euro fiir Modernisierungsinvestiti-
onen an 298 000 Wohnungen zugesagt.

Modernisierung des Wohnungsbestandes

Am 23. Januar 2001 wurde fiir das gesamte Bundesge-
biet das KfW-CO,-Gebdudesanierungsprogramm gestar-
tet. Das Programm, fiir das der Bund bis zum Jahre 2005
rd. 1 Mrd. Euro Haushaltsmittel zur Verfiigung stellt,
schafft fiir zahlreiche Bauherren zusitzliche finanzielle
Anreize zur CO,-Reduzierung. Mit einem Volumen von
rd. 5 Mrd. Euro zinsverbilligter Darlehen der KfW wer-
den MaBnahmenpakete insbesondere zur Heizungsmo-
dernisierung, Wiarmeddmmung oder Fenstererneuerung

an rd. 350 000 Woh-nungen des Wohnungsbestandes ge-
fordert. Seit Programmstart wurden bis 31. Juli 2004 rd.
60 000 Kredite iiber 3,2 Mrd. Euro fiir Modernisierungs-
investitionen in 166 000 Wohnungen vergeben. Ab dem
6. Mai 2003 konnen aus dem neuen Programmteil Darle-
hen mit Teilschulderlass fiir die Sanierung auf das ener-
getische Niveau eines ,Niedrigenergichauses im Be-
stand“ (d. h. nach der Sanierung muss das Neubau-
Niveau der Energieeinsparverordnung erreicht sein) so-
wie Darlehen fiir den Austausch von Gas-, Ol- und Koh-
leeinzeldfen, Kohle- und Nachtspeicherheizungen sowie
fiir den Einbau von Gas- und Olbrennwertkesseln in
Kombination mit Solaranlagen beantragt werden. Zu-
dem erfolgt eine Forderung des Neubaus von so genann-
ten Energiesparhiusern (einschlieBlich der in der Koaliti-
onsvereinbarung genannten Passivhéuser).

Seit Ausschopfung des vom Bund finanzierten Kreditvo-
lumens in Hoéhe von 0,51 Mrd. Euro im Jahr 1996 wird
das CO,-Minderungsprogramm der KfW aus Eigenmit-
teln der KfW finanziert. Mit dem Programm werden Ein-
zelmafBnahmen insbesondere der Warmedammung und
Heizungserneuerung gefordert; seit dem Jahr 2000, d. h.
nach Auslaufen des KfW-Wohnraum-Modernisierungs-
programms II, ist es auch fiir die neuen Lander gedftnet.
Bis Ende 2003 wurden jéhrlich rd. 14 Prozent der Kredite
aus diesem Programm an Darlehensnehmer aus den
neuen Bundeslidndern vergeben.

Seit Programmstart wurden bis zum 31. Dezember 2003
235 140 Kredite iiber 6,9 Mrd. Euro fiir CO,-mindernde
MaBnahmen an rd. 620 000 Wohnungen zugesagt.

5.8

Im Mirz 2003 haben Bundesregierung und KfW das
KfW-Infrastrukturprogramms Sonderfonds ,,Wachstums-
impulse” (erwartetes Darlehensvolumen 6,5 Mrd. Euro)
gestartet. Ziel war es, einen Beitrag zur Stirkung der Bin-
nennachfrage zu leisten und die Kommunen bei der
Durchfithrung von Infrastrukturmafinahmen finanziell zu
unterstitzen.

KfW-Infrastrukturprogramm

Das KfW-Infrastrukturprogramm Sonderfonds ,,Wachs-
tumsimpulse® ermoglicht eine zinsgiinstige langfristige
Finanzierung kommunaler InfrastrukturmaBnahmen. Die
Fordermdglichkeiten reichen von Investitionen in die all-
gemeine Verwaltung (z. B. eGovernment) und die kom-
munale Verkehrsinfrastruktur bis hin zu Mallnahmen in
die soziale Infrastruktur (z. B. Schulen, Kindergérten,
Krankenhduser). Durch Zuschiisse des Bundes wird der
Zinssatz fiir den Investor in den ersten drei Jahren der
Laufzeit besonders giinstig gestaltet. Die langfristige
Zinsfestschreibung gibt den Investoren eine sichere Kal-
kulationsgrundlage. Fiir Investitionen in den Fordergebie-
ten der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regio-
nalen  Wirtschaftsstruktur  steht innerhalb des
Sonderfonds ,,Wachstumsimpulse* eine Sondertranche
von 2 Mrd. Euro zur Verfiigung, deren Zinssatz noch at-
traktiver gestaltet ist. Bis Ende August 2004 wurden be-
reits ca. 6,4 Mrd. Euro ausgereicht und damit ein Investi-
tionsvolumen von insgesamt rd. 20 Mrd. Euro unterstiitzt.
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6 Arbeitsmarktpolitik

6.1 Entwicklung von Beschiftigung
und Arbeitslosigkeit

Bei schwacher wirtschaftlicher Entwicklung ging die
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten in
den neuen Ladndern im Jahr 2003 weiter zuriick. Mit
5,22 Mio. lag sie im Juni 2003 um 168 000 (3,1 Prozent)
niedriger als ein Jahr zuvor. Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig beschiftigten Ménner lag im Juni 2003 mit
2,63 Mio. um 3,3 Prozent niedriger und die Zahl der
Frauen sank um 3,0 Prozent auf 2,60 Mio.

Die Anzahl der Arbeitslosen lag im Jahresdurchschnitt
2003 mit 1,63 Mio. um 61 000 hoher als ein Jahr zuvor.
Die Arbeitslosenquote betrug 18,5 Prozent bezogen auf
alle zivilen Erwerbspersonen, nachdem sie im Jahr 2002
bei 17,7 Prozent gelegen hatte. Damit ist die Arbeitslo-
senquote in den neuen Landern weiterhin mehr als dop-
pelt so hoch wie in den alten Landern (8,4 Prozent).

Die Arbeitslosenquote der Méanner stieg von 17,5 Prozent
im Jahresdurchschnitt 2002 auf 18,6 Prozent im Jahr
2003 und diejenige der Frauen von 17,9 Prozent auf eben-
falls 18,6 Prozent. Damit liegen die auf alle zivilen Er-
werbspersonen bezogenen Arbeitslosenquoten der Mén-
ner und der Frauen erstmals seit der Wiedervereinigung
gleichauf, nachdem die auf alle zivilen Erwerbspersonen
bezogene Arbeitslosenquote der Frauen bisher stets hoher
als diejenige der Méanner gelegen hatte.

Das erstmalige Gleichziehen der Arbeitslosenquoten von
Mainnern und Frauen seit der Wiedervereinigung ist eine
Folge des intensiven strukturellen Wandels vor allem in
der Bauwirtschaft und in den Baunebengewerken. Dieser
Prozess konnte durch den Zuwachs im verarbeitenden
Gewerbe nicht ausreichend kompensiert werden. Diesen
Tendenzen ist gezielte Aufmerksamkeit zu widmen, auch
im Hinblick auf die mit den Instrumenten des SGB unter-
stiitzte Entwicklung von Humankapital.

6.2

Die Bundesregierung hat die Reformen am Arbeitsmarkt
auf der Grundlage der Vorschlidge der Kommission ,,Mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt* und den beiden
ersten Gesetzen fiir moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt im Jahr 2003 konsequent fortgesetzt. Mit den
Ende 2003 von Bundesrat und Bundestag beschlossenen
Dritten und Vierten Gesetzen fiir moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt sind die weit reichenden Reformen
des Arbeitsmarktes als wichtiger Bestandteil des Zu-
kunftsprogramms fiir Deutschland ,,Agenda 2010 ge-
setzgeberisch umgesetzt. Damit hat die Bundesregierung
mit mehreren aufeinander bezogenen Gesetzgebungsver-
fahren den rechtlichen Rahmen fiir eine neue Ordnung am
Arbeitsmarkt geschaffen. Das zentrale Leitmotiv der Ar-
beitsmarktreformen ist das Konzept des aktivierenden So-
zialstaates. Im Mittelpunkt steht ein gewandeltes Ver-
standnis der Aufgabenteilung von Staat und Biirgerinnen
und Biirgern. Die Reformen am Arbeitsmarkt stellen im
zentralen Lebensbereich der Erwerbsarbeit nach dem
Grundsatz ,,Fordern und Fordern‘ eine neue Balance zwi-

Reformen am Arbeitsmarkt

schen staatlich organisierter Daseinsvorsorge einerseits
und der Eigeninitiative der Biirgerinnen und Biirger ande-
rerseits her.

Dass die Reformen in die richtige Richtung weisen, hat
das Frithjahrsgutachten 2004 der fiihrenden wirtschafts-
wissenschaftlichen Forschungsinstitute bestitigt. Die
Wissenschaftler kommen zu dem Ergebnis, ,,... dass die
in Angriff genommene Arbeitsmarktreform alles in allem
als ein Schritt in die richtige Richtung® zu bewerten ist.
,»Die Arbeitsmarktreformen konnten dazu beitragen, die
Effizienz der Arbeitsvermittlung und die Intensitit der
Arbeitssuche zu erhdhen sowie die Dauer der Arbeitslo-
sigkeit zu verringern.” Deutschland hat damit seine Re-
formfahigkeit nachdriicklich unter Beweis gestellt.

Die ,,neue” Arbeitsmarktpolitik basiert auf den vier Ge-
setzen fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
und dem Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt.

Das Erste und Zweite Gesetz fiir moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt tragen zur ErschlieBung neuer Be-
schiftigungsmoglichkeiten bei und unterstiitzen die
Schaffung neuer Arbeitsplitze.

Die Bundesregierung hat mit dem von ihr initiierten Ge-
setz zu Reformen am Arbeitsmarkt das Kiindigungs-
schutzgesetz und das Teilzeit- und Befristungsgesetz ge-
andert, um insbesondere in kleinen und neu gegriindeten
Unternehmen Neueinstellungen zu fordern. Die Anwen-
dungsschwelle des Kiindigungsschutzgesetzes wurde ge-
andert. In Betrieben mit zehn oder weniger Arbeitneh-
mern gilt das Kindigungsschutzgesetz nicht fiir
Arbeitnehmer, die ab Januar 2004 neu eingestellt werden.
Bereits beschiftigte Arbeitnehmer in Betrieben mit mehr
als fiinf Arbeitnehmern behalten ihren bisherigen Kiindi-
gungsschutz. Der neue Schwellenwert soll Handwerker
und kleine Gewerbetreibende ermutigen, auf eine giins-
tige Auftragslage schneller als bisher mit Neueinstellun-
gen zu reagieren und damit Arbeitsuchenden bessere Be-
schéftigungschancen erdffnen.

Fiir Existenzgriinder ist die befristete Beschiftigung von
Arbeitnehmern erleichtert worden (Anderung des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes). In den ersten vier Jahren
des Bestehens eines neu gegriindeten Unternechmens kon-
nen befristete Arbeitsvertrige ohne Sachgrund bis zur
Dauer von vier Jahren abgeschlossen werden. Dabei wird
berticksichtigt, dass in der schwierigen Aufbauphase ei-
nes Unternehmens der wirtschaftliche Erfolg besonders
ungewiss und die Entwicklung des Personalbedarfs
schwer abschétzbar ist. Damit erhalten vor allem die in
den neuen Bundesldndern zahlreichen Neugriindungen
iiber einen langeren Zeitraum erleichterte Startbedingun-
gen.

Das Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt begrenzt zu-
dem die Hochstdauer des Bezugs von Arbeitslosengeld
mit dem Ziel, den Weg in den Vorruhestand, der bisher
von den Beitragszahlern in wesentlichem Umfang mitfi-
nanziert worden ist, abzuschneiden, um auf diese Weise
dazu beizutragen, dass die tatsdchliche Lebensarbeitszeit
in Deutschland steigt und das durchschnittliche Renten-
eintrittsalter von jetzt etwa 60 Jahren angehoben wird.
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Das Dritte Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt setzt den rechtlichen Rahmen, die friihere
Bundesanstalt fiir Arbeit zu einem modernen Dienstleis-
ter am Arbeitsmarkt, der Bundesagentur fiir Arbeit, um-
gestalten zu konnen. Es beinhaltet Regelungen zu struktu-
rellen Verdnderungen in Organisation und Steuerung der
Bundesagentur. Dies soll zur Weiterentwicklung der Ar-
beitsverwaltung in Richtung einer kundenorientiert arbei-
tenden Dienstleistungseinrichtung mit zeitgeméafBen Fiih-
rungsstrukturen fithren. Die im Gesetz geregelte
Vereinfachung des Leistungsrechts der Arbeitslosenversi-
cherung und der arbeitsmarktpolitischen Instrumente er-
moglicht es dem Personal der Bundesagentur fiir Arbeit,
sich verstirkt auf die Vermittlung von Arbeitslosen zu
konzentrieren. Zugleich bringt die Verringerung der Re-
gelungsdichte einen erheblichen Beitrag zur Entbiirokra-
tisierung. Dadurch entstehen fiir alle Kundengruppen we-
sentliche Vereinfachungen und mehr Transparenz.

Mit dem Vierten Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt werden die Arbeitslosenhilfe und die Sozial-
hilfe fir Erwerbsfihige zu einer neuen Leistung — der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld IT) —
zusammengefiihrt, um die Eingliederungschancen der
Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger in un-
geforderte Beschiftigung zu verbessern. Mit diesem Ge-
setz wird das ineffiziente Nebeneinander von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe beseitigt. Die Einfiihrung einer
einheitlichen Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ist der
zentrale Baustein der ,,neuen” Arbeitsmarktpolitik. Im
Mittelpunkt des neuen Leistungssystems steht die
schnelle und passgenaue Vermittlung in Arbeit nach dem
Grundsatz ,,Fordern und Fordern®. Kernelement der
neuen Leistung ist deshalb das Fallmanagement. Im Rah-
men des Fallmanagement wird die konkrete Bedarfslage
des Betroffenen erhoben, darauf aufbauend ein individu-
elles Angebot unter aktiver Mitarbeit des Hilfebediirfti-
gen geplant und gesteuert. Die neue Leistung stellt eine
ausreichende materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit in
Abhéngigkeit vom Bedarf zur Verfiigung. Damit wird
dem Betroffenen und den mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Angehorigen ein der Wiirde des
Menschen entsprechendes Leben ermdglicht und der Le-
bensunterhalt im Rahmen des soziokulturellen Existenz-
minimums gesichert.

Die neue Leistung wird kiinftig von zwei Tragern, den
Agenturen fiir Arbeit und den Kommunen, erbracht.

Die kommunalen Trager sind u. a. zusténdig fiir:
— die Leistungen fiir Unterkunft und Heizung,
— die Kinderbetreuungsleistungen,

— die Schuldner- und Suchtberatung,

— die psychosoziale Betreuung und

— die Ubernahme von nicht von der Regelleistung um-
fassten einmaligen Bedarfen.

Die Bundesagentur fiir Arbeit ist zustidndig fiir alle {ibri-
gen Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende,
insbesondere

— alle arbeitsmarktlichen Eingliederungsleistungen (wie
Beratung, Vermittlung, Forderung von ABM, Forde-
rung von Arbeitsgelegenheiten, Forderung der Berufs-
ausbildung und der beruflichen Weiterbildung) sowie

— die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
(Arbeitslosengeld 11, Sozialgeld) und fiir die Sozial-
versicherung.

Bundesweit sollen bis zu 69 Kommunen die Mdglichkeit
erhalten, im Rahmen einer Experimentierklausel die ,,Op-
tion kommunale Trigerschaft wahrzunehmen und damit
alleiniger Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
zu werden.

Aber auch ohne Option ist die Mitarbeit der Kommunen
auf jeden Fall erforderlich und sichergestellt. Die beson-
deren Stirken beider Partner werden durch die Zusam-
menarbeit der Agenturen fiir Arbeit und der Kommunen
in Arbeitsgemeinschaften zur Erbringung von Eingliede-
rungsleistungen und in der gezielten Aktivierung von Be-
schéftigungspotenzialen in den in der Region erkennba-
ren oder sich entwickelnden Wachstumskernen den
betroffenen Menschen zugute kommen.

Im Ergebnis der Reform werden die Kommunen durch
die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
eine Nettoentlastung in Hohe von 2,5 Mrd. Euro erfahren.
Um eine regional ausgewogene Verteilung dieser Entlas-
tung herzustellen, werden die den neuen Léndern jahrlich
vom Bund zuflieBenden Sonderbedarfs-Bundesergin-
zungszuweisungen bis 2009 um 1 Mrd. Euro erhoht.
Nach Abzug der auch von den neuen Landern abzugeben-
den Umsatzsteuerpunkte bleiben ihnen hiervon 850 Mio.
Euro. Damit werden auch die durch die strukturelle Ar-
beitslosigkeit (hoherer Anteil Arbeitslosenhilfebezicher)
entstehenden Sonderlasten beriicksichtigt.

Am 12. Juli 2004 wurde in einem Gesprach des Bundes-
kanzlers mit den ostdeutschen Ministerpriasidenten ver-
einbart, dass die Mittel fiir die Eingliederung von Lang-
zeitarbeitslosen vorrangig in Regionen mit einer
Arbeitslosenquote von iiber 15 Prozent eingesetzt wer-
den. Im Jahre 2005 stehen fiir die neuen Bundesldnder
42 Prozent der Eingliederungsleistungen im Rahmen der
Grundsicherung fiir Arbeitssuchende zur Verfiigung.

7 Ausbildungschancen verbessern,
Jugendarbeitslosigkeit bekdmpfen

Erst eine gute Ausbildung und der Einstieg in das Berufs-
leben bietet jungen Menschen die Moglichkeit zu zeigen,
was wirklich in ihnen steckt und erdffnet die Chance auf
eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben.

Daher hat die Erhéhung der Ausbildungschancen und die
Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit fiir die Bundesre-
gierung oberste Prioritit.

71 Sicherung eines ausreichenden
Ausbildungsplatzangebotes

Innerhalb des deutschen Berufsbildungssystems kommt
der dualen Berufsausbildung traditionell ein hoher Stel-
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lenwert zu. Nach wie vor stellt diese Form der berufli-
chen Qualifizierung fiir den iiberwiegenden Teil der
16- bis 20-jdhrigen Jugendlichen den Einstieg in das Be-
rufs- und Arbeitsleben dar.

Sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesldndern
hat die Zahl der ausbildenden Betriebe weiter abgenom-
men. Vom Riickgang am stirksten betroffen sind kleine
und mittelstindische Betriebe mit weniger als 50 Be-
schéftigten, die gegeniiber grolen Unternechmen auch
iiberproportional von Insolvenzen betroffen waren. In den
neuen Lindern stellt das verarbeitende Gewerbe neben
dem Dienstleistungssektor den Hauptbereich der betrieb-
lichen Ausbildung. Hier muss es zukiinftig gelingen, wie
auch in den Bereichen des Gesundheits- und Sozialwe-
sens sowie in Forschungs- und Entwicklungseinrichtun-
gen, die bisherig erkennbaren positiven Trends und An-
sitze in der Entwicklung der Zahl der betrieblichen
Ausbildungsplétze zu verstetigen. Nur so konnen die in
den neuen Léindern vor allem im Bereich der Bauwirt-
schaft beobachteten riicklaufigen Trends kompensiert
werden.

Die Bundesregierung hélt die duale Berufsausbildung
— trotz der gegenwértigen Schwierigkeiten, ein der Nach-
frage entsprechendes Ausbildungsplatzangebot bereit
stellen zu kdnnen — fiir eine zukunftsfeste Form der beruf-
lichen Qualifizierung, die fiir die meisten Absolventen
eine verldssliche Chance auf eine erste qualifizierte Be-
rufstitigkeit erdffnet und der Wirtschaft den benétigten
Fachkréftenachwuchs sichert. Allerdings sind zur Zu-
kunftssicherung der dualen Ausbildung weitere Struktur-
reformen und Modernisierungen erforderlich. Die Bun-
desregierung wird daher die bereits in der vergangenen
Legislaturperiode begonnenen Reformen zur Modernisie-
rung und Flexibilisierung der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung mit Nachdruck fortsetzen und dazu u. a. das
Berufsbildungsgesetz novellieren.

Die Bundesregierung wird im Rahmen der ,,Ausbildungs-
offensive 2004* ihre Programme zur Strukturverbesse-
rung der Ausbildung weiterfithren. Oberste Prioritét hat
dabei das Ziel, Betriebe und Unternehmen neu oder wie-
der fiir die duale Berufsausbildung zu gewinnen und da-
mit zusitzliche Ausbildungsplitze zu akquirieren.

Bis Ende Dezember 2003 konnte insbesondere durch die
von der Bundesagentur fiir Arbeit gemeinsam mit den
Kammern abgestimmten Nachvermittlungsaktionen die
Anzahl der nicht vermittelten Jugendlichen in den alten
Landern um 47,5 Prozent auf 11 695 Jugendliche, in den
neuen Léndern und Berlin um 64 Prozent auf 4 578 Ju-
gendliche reduziert werden. Einen wichtigen Beitrag
hierzu haben vor allem in den neuen Léndern auch das
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit
durch Ausbildung, Qualifizierung und Beschiftigung Ju-
gendlicher, das Sonderprogramm zum Einstieg arbeitslo-
ser Jugendlicher in Beschéftigung und Qualifizierung
(JUMP Plus) und das Bund/Lénder-Ausbildungsplatzpro-
gramm Ost geleistet.

In diesem Jahr werden iiber 600 000 Nachfrager und
Nachfragerinnen nach einer dualen Berufsausbildung er-

wartet. In der Vermittlungsstatistik der Bundesagentur fiir
Arbeit waren jedoch Ende April 2004 knapp 27 000 be-
triebliche Ausbildungspldtze weniger gemeldet als zum
gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. Diese Entwicklung ver-
deutlicht, dass die Aufgabe, allen einen Ausbildungsplatz
suchenden Jugendlichen ein Angebot unterbreiten zu
konnen, auch in diesem Jahr unverminderte Anstrengun-
gen aller Beteiligten erfordern wird.

Bundesregierung, Wirtschaft und Gewerkschaften haben
auf dem zweiten Ausbildungsgipfel im Oktober 2003 ver-
einbart, weiterhin gemeinsame Anstrengungen zur Ver-
besserung der Ausbildungsplatzsituation zu unternehmen.
In einer Arbeitsgruppe auf Staatssekretdrsebene, an der
auch hochrangige Vertreter und Vertreterinnen der Spit-
zenverbinde der Wirtschaft, der Gewerkschaften sowie
der Kultusminister- und Wirtschaftsministerkonferenz
teilnehmen, wurden in den nachfolgenden Bereichen zu-
sitzliche MaBnahmen zur Sicherung eines dauerhaften
Ausbildungsplatzangebotes und zur strukturellen Weiter-
entwicklung der beruflichen Aus- und Weiterbildung er-
griffen bzw. eingeleitet:

— Ausbildungsausgleich in der Region; Etablierung ei-
nes Berufsbildungsdialogs;

— Bereichsiibergreifende Konzeption von Berufsausbil-
dungsvorbereitungsmalinahmen; Verbesserung der
Ausbildungsreife;

— Durchléssigkeit der beruflichen Bildung;
— Strategie fiir eine Ausbildungsoffensive 2004;

— Verbesserung der statistischen Datengrundlage der be-
ruflichen Bildung.

Die Bundesregierung wird im Rahmen der ,,Ausbildungs-
offensive 2004 ihre Programme zur Strukturverbesse-
rung der Ausbildung weiterfithren. Oberste Prioritit hat
dabei das Ziel, Betriebe und Unternehmen neu oder wie-
der fiir die duale Berufsausbildung zu gewinnen und da-
mit zusdtzliche Ausbildungsplitze zu akquirieren. Um
eine hohere Schlagkraft sowie eine bessere Kooperation
der Programme und Aktionen zu erzielen, wurden die
Programme unter einem Dach zusammengefiihrt.

Dies betrifft die Programme KAUSA! zur Gewinnung
ausléndischer Betriebsinhaber und Betriebsinhaberinnen
fir die betriebliche Ausbildung, ,,Regiokom Ost* zum
Aufbau von Ausbildungsnetzwerken und Ausbildungs-
verbiinden in den neuen Léndern, Ausbildungsplatzent-
wickler Ost zur Gewinnung zusétzlicher Ausbildungsbe-
triebe und Ausbildungsplitze, das Patenschaftsprogramm
fiir Sponsoring und Anbahnung von Patenschaften fiir
Ausbildung sowie das im letzten Quartal 2003 begonnene
Programm STARegio!? (Foérderung von Ausbildungsver-
biinden, -netzwerken und externen Ausbildungsmanage-
ment in Westdeutschland). Die Dachkoordinierung der

1) KAUSA Koordinierungsstelle Ausbildung in auslédndischen Unter-
nehmen; zu den Zielsetzungen und Aktivitdten der einzelnen Pro-
gramme sieche www.kausa.de und www.regiokom.de und die dort ab-
rufbaren Informationen.

12) STARegio Strukturverbesserung der Ausbildung in den Regionen.
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Aktivitéten liegt bei KAUSA. Die Programmtréger stim-
men u. a. ihre Jahresarbeitspline miteinander ab und
arbeiten auf Bundes- und Regionalebene auch operativ
verstirkt zusammen. Sie bleiben dabei vorerst forder-
rechtlich selbststiandig.

Mit dem Programm ,,Regio-Kompetenz-Ausbildung™ hat
die Bundesregierung regionale, lokale und branchenspe-
zifische Netzwerke fiir betriebliche Ausbildung initiiert
und unterstiitzt diese gezielt. Dieses Programm hat zu ei-
ner Vielzahl von stabilen Kooperationsbeziehungen in
den neuen Lindern gefiihrt und damit die Basis fiir eine
Verbesserung der Ausbildungssituation gelegt. Mehr
noch, aus den in RegioKompetenz geschaffenen Struktu-
ren haben sich faktisch Instrumente der regionalen Wirt-
schaftsforderung herausgebildet, was in seiner Wechsel-
wirkung wiederum zu positiven Effekten hinsichtlich der
Ausbildung fiihrt. In der Praxis ,,vor Ort* arbeitet Regio-
Kompetenz eng mit den Ausbildungsplatzentwicklern zu-
sammen.

Die Bundesregierung und die Spitzenverbiande der deut-
schen Wirtschaft haben am 16. Juni 2004 in Anwesenheit
von Bundeskanzler Gerhard Schroder in Berlin einen
,Nationalen Pakt fiir Ausbildung und Fachkréftenach-
wuchs in Deutschland“ geschlossen. Fiir die Bundesre-
gierung haben den Pakt der Bundesminister fiir Wirt-
schaft und Arbeit, Wolfgang Clement, und die
Bundesministerin fiir Bildung und Forschung, Edelgard
Bulmahn, unterzeichnet, fiir die Wirtschaft der Prasident
des Deutschen Industrie- und Handelskammertages, Lud-
wig Georg Braun, der Prisident der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbénde, Dieter Hundt, der
Prisident des Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks, Dieter Philipp, und der Prisident des Bundesver-
bandes der Deutschen Industrie, Michael Rogowski.

Mit dem Ausbildungspakt verpflichten sich die Partner, in
enger Zusammenarbeit mit den Léndern jedem ausbil-
dungswilligen und ausbildungsfahigen jungen Menschen
ein Ausbildungsangebot zu machen. Die Spitzenverbénde
der Wirtschaft haben zugesagt, in diesem und in den bei-
den folgenden Jahren jeweils 30 000 neue Ausbildungs-
platze einzuwerben. In dem Pakt hat die Wirtschaft auB3er-
dem zugesagt, in diesem und den beiden folgenden
Jahren jeweils 25 000 Plitze fiir betriebliche Einstiegs-
qualifizierungen zur Verfiigung zu stellen. Damit erhalten
Jugendliche mit eingeschrinkten Vermittlungschancen
eine Chance zum Einstieg in eine Ausbildung. Der Pakt
hat eine Laufzeit von drei Jahren.

Mit dem Sonderprogramm zur Einstiegsqualifizierung Ju-
gendlicher flankiert die Bundesregierung die betriebliche
Einstiegsqualifizierung. Die Agenturen fiir Arbeit kénnen
den Betrieben die Vergiitung, die sie den Jugendlichen
zahlen, bis zu 192 Euro monatlich nachtraglich erstatten
und einen pauschalierten Anteil am Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag iibernehmen. Das Programm beginnt am
1. Oktober 2004 und hat eine Laufzeit von drei Jahren. Es
hat ein Volumen von insgesamt knapp 270 Mio. EUR.

Damit werden auch die Bemiihungen der sich entwickeln-
den Wirtschaft in den neuen Bundesldndern zur Verringe-

rung der prognostizierten Lehrstellenliicke nochmals
wirksam unterstiitzt.

7.2  Sofortprogramm gegen die

Jugendarbeitslosigkeit

Um den jungen Menschen zusétzliche Chancen der Aus-
bildung, Qualifizierung und Beschiftigung zu geben,
wurde 1999 das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium
um das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslo-
sigkeit — Ausbildung, Qualifizierung und Beschéftigung
Jugendlicher (Jugendsofortprogramm JUMP) ergénzt.
Hierfiir wurden jahrlich — einschlieBlich der Mittel aus
dem Europdischen Sozialfonds (ESF) — rd. 1 Mrd. Euro
im Haushalt der Bundesagentur fiir Arbeit zur Verfiigung
gestellt.

Das Jugendsofortprogramm ist zum Ende des Jahres 2003
beendet worden. Dabei ist sichergestellt, dass z. B. die
auBerbetriebliche Ausbildung nach Artikel 4 JUMP-Pro-
gramm, sofern ein Ubergang in eine betriebliche Ausbil-
dung nicht gelingen sollte, in den kommenden Jahren bei
den durchfiihrenden Bildungstragern zum Abschluss ge-
bracht werden kann. Dariiber hinaus wurden bewéihrte
Elemente mit dem Job-AQTIV-Gesetz vom 10. Dezem-
ber 2001 in das gesetzliche Regelinstrumentarium nach
dem Sozialgesetzbuch III aufgenommen. Ab dem Jahr
2004 konnen danach unter anderem die ausbildungsvor-
bereitende Mallnahme ,,Arbeit und Qualifizierung fiir
(noch) nicht ausbildungsgeeignete Jugendliche (AQJ)“,
das ,,Nachholen des Hauptschulabschlusses* sowie ,,Be-
schéftigung begleitende Hilfen gefordert werden. Zur
Forcierung des Ubergangs von auBerbetrieblicher in be-
triebliche Ausbildung kénnen den Bildungstragern Ver-
mittlungspramien geleistet und bei berufsvorbereitenden
BildungsmafBnahmen voriibergehend die Lehrgangskos-
ten weiter gezahlt werden, wenn eine Nachbesetzung
nicht moglich ist.

Nach dem Riickgang im Jahr 1999 um 6 300 Jugendliche
ist die Jugendarbeitslosigkeit in den neuen Léndern im
Jahresdurchschnitt wieder angestiegen. Im Jahr 2003 wa-
ren in den neuen Léndern im Jahresdurchschnitt 187 674
Jugendliche unter 25 Jahren arbeitslos; dies sind gering-
fiigig weniger als im Jahr 2002. Die Arbeitslosenquote!?
sank von 17,4 Prozent im Jahre 1998 auf 16,1 Prozent im
Jahr 2003 und lag damit stets unter der Arbeitslosenquote
aller Altersgruppen.

Fir das Jugendsofortprogramm wurden im Jahr 2003
— einschlieBlich der Mittel aus dem Européischen Sozial-
fonds (ESF) — rd. 925 Mio. Euro fiir laufende und neue
Fille aufgewendet. Davon entfielen rd. 500 Mio. Euro auf
MaBnahmen in den neuen Lédndern. Die seit dem Jahr
2001 vereinbarte Zielvorgabe von 50 Prozent der finan-
ziellen Mittel fiir die neuen Lander wurde mit einem An-
teil von 54,1 Prozent deutlich iibertroffen.

Von Januar bis Ende Dezember 2003 waren insgesamt
179 900 Eintritte in MaBBnahmen des Programms zu ver-

13) Bezogen auf die abhéngigen zivilen Erwerbspersonen.
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zeichnen. Der Gesamtbestand an Teilnehmerinnen und
Teilnehmern betrug zum Ende des Jahres rd. 89 500.

Nach Artikel 2 des Jugendsofortprogramms (Férderung
von lokalen und regionalen Projekten zur Ausschopfung
und Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsangebo-
tes) wurden im Rahmen von insgesamt 232 im Jahr 2003
eingerichteten Mafnahmen 20.623 zusitzliche betriebli-
che Ausbildungsstellen gewonnen, darunter 16 833 in den
alten Landern, 3 790 in den neuen Lindern und in Berlin.
Seit Anfang 1999 sind bisher aus mehr als 1 200 MafBnah-
men (alte Lander: 1 033; neue Lénder und Berlin: 179)
insgesamt mehr als 87 000 Ausbildungsplitze entstanden,
davon in den alten Ldndern mehr als 73 000 und in den
neuen Léndern und Berlin knapp 14 000 Plétze.

In der Zeit vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2003
begannen insgesamt 3 428 Jugendliche eine auflerbetrieb-
liche Ausbildung nach Artikel 4 des Jugendsofortpro-
gramms. Der Gesamtbestand an Teilnehmerinnen und
Teilnehmern, die sich in der auBerbetrieblichen Ausbil-
dung nach Artikel 4 befanden, belief sich Ende Dezember
2003 auf 6 367 (davon in den alten Landern: 1 911, in den
neuen Léndern: 4 456).

Dartiiber hinaus befanden sich Ende Dezember 2003 noch
weitere Jugendliche in anderen MaBnahmen des Jugend-
sofortprogrammes:

Tabelle 18

Forderung von Jugendlichen

Lohnkostenzuschiisse bei
Arbeitsaufnahme

35 080 Jugendliche

Qualifizierungs/Arbeitsbe- 12 381 Jugendliche

schaffungsmafinahmen

TrainingsmafBinahmen 4 737 Jugendliche
Forderung berufliche Wei- 7 378 Jugendliche
terbildung

Ferner erhielten 4 361 Jugendliche, davon mehr als 4 000
in den neuen Léandern, Mobilititshilfen gemdB Arti-
kel 11a des Programms.

7.3 Sonderprogramm des Bundes zum
Einstieg arbeitsloser Jugendlicher in
Beschiftigung und Qualifizierung —

JUMP Plus

Mit dem Sonderprogramm zum Einstieg arbeitsloser Ju-
gendlicher in Beschiftigung und Qualifizierung — JUMP
Plus — soll Jugendlichen eine Perspektive auf dem Ar-
beitsmarkt geboten werden. In Zusammenfithrung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fiir Erwerbsfahige zum

1. Januar 2005 wird zukiinftig fiir die Gruppe der 15- bis
unter 25-Jahrigen ein verpflichtendes Arbeits- oder Qua-
lifizierungsangebot unterbreitet werden. Das Sonderpro-
gramm stellt im Rahmen des geltenden Rechts einen Vor-
griff auf die neue Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
(SGB 1II) dar. Mit dem Sonderprogramm sollen bis zu
100 000 Jugendliche unter 25 Jahren, die Sozialhilfe oder
Arbeitslosenhilfe beziehen, sowie langzeitarbeitslos oder
von Arbeitslosigkeit bedroht sind, gefordert werden.
Gleichzeitig werden Mittel fiir die Einstellung von zu-
sétzlichen Sachbearbeitern fiir eine bessere Betreuung zur
Verfiigung gestellt. Durch das am 1. Juni 2004 gestartete
Programm wurden bis zum 30. Juni 2004 bereits
60 311 Jugendliche gefordert, darunter 28 747 in den
neuen Landern. Das Sonderprogramm endet zum 31. De-
zember 2004. Ab dem 1. Januar kénnen die Mafinahmen
im Rahmen der Grundsicherung fiir Arbeitssuchende er-
bracht werden.

7.4 Bund/Léander-Ausbildungsplatz-

programm Ost

Nach den Programmen im Rahmen der Gemeinschafts-
initiativen Ost engagieren sich Bund und neue Lénder seit
1996 in spezifischen Ausbildungsplatzprogrammen fiir
die neuen Lander. Diese Programme werden jéhrlich neu
zwischen dem Bund und den neuen Léandern entspre-
chend der Ausbildungsplatzentwicklung vereinbart und je
zur Halfte finanziert. Die Durchfiihrung der Programme
erfolgt seitens der Lander entsprechend ihrer landesspezi-
fischen Gegebenheiten auf dem Arbeits- und Ausbil-
dungsmarkt.

Fiir die Ausbildungsplatzprogramme einschlieBlich der
Gemeinschaftsinitiativen hat der Bund von 1999 bis 2003
nahezu 500 Mio. Euro zur Verfiigung gestellt. Im Jahr
2004 sind fiir die laufenden Programme weitere 85 Mio.
Euro vorgesehen. Die Bundesregierung hatte mit der Ein-
fihrung der Ausbildungsplatzabgabe vorgesehen, die
Verantwortung fiir die Berufsausbildung im dualen Sys-
tem wieder in die Wirtschaft zuriickzuverlagern. Sie hat
jedoch einem dreijahrigen freiwilligen Ausbildungspakt
mit der Wirtschaft, welcher eine Selbstverpflichtung der
privaten und offentlichen Unternehmen zu mehr Ausbil-
dungsplitzen einschlieit, den Vorrang eingerdumt. Ein
Ausbildungsplatzprogramm Ost mit 14 000 Stellen ist
Element dieses Ausbildungspaktes.

7.5  Forderung uberbetrieblicher

Berufsbildungsstitten

Die tiberbetrieblichen Berufsbildungsstitten leisten einen
wesentlichen Beitrag zur Sicherung der Ausbildungsfa-
higkeit insbesondere von kleinen und mittleren Unterneh-
men, vor allem im Handwerk, aber auch in der Bau- und
Landwirtschaft. Mittlerweile konnte durch das Engage-
ment von Bund, neuen Lindern und Wirtschaft eine mit
den alten Léndern vergleichbare ausgewogene Angebots-
struktur erstellt werden.
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Von Bundesseite wurden in den neuen Léndern inzwi-
schen rd. 100 nach modernsten Gesichtspunkten errichtete
iiberbetrieblichen Ausbildungsstitten {iber 10 500 Aus-
bildungsplétze fiir den langfristigen Bedarf gefordert. Zu-
sitzlich wurden dort rd. 6 000 Theoriepldtze und rd.
1 700 Internatsplidtze mit Bundesférderung eingerichtet.
In den vergangenen Jahren sind hierfiir durch den Bund
rd. 890 Mio. Euro fiir die neuen Bundeslénder bereitge-
stellt worden.

Mit der Forderung der iiberbetrieblichen Berufsbildungs-
einrichtungen der gewerblichen Wirtschaft wurden in den
neuen Lindern wichtige Voraussetzungen fiir eine mo-
derne und qualifizierte Aus- und Weiterbildung der Mit-
arbeiter sowie der Fithrungs- und Fachkrifte geschaffen.
Vor allem das Handwerk ist im Bereich der beruflichen
Aus- und Fortbildung aktiv. Der beschleunigte technische
Fortschritt und die sich vollziehenden 6konomischen Ver-
anderungen machen neben einer fundierten und zeitgema-
Ben Ausbildung im Dualen System auch eine entspre-
chende Fort- und Weiterbildung der Fach- und
Fihrungskréfte notwendig.

Die rasante technische und 6konomische Entwicklung in
allen Bereichen der Wirtschaft erfordert vor allem neue
und schnellere Wege im Bereich des Wissens- und Tech-
nologietransfers. Die Bundesregierung fordert daher als
Anschubfinanzierung zeitlich befristet die Einrichtung
und Unterhaltung von Technologie-Transferstellen bei
den Bildungszentren des Handwerks und Handels. Im
Jahr 2002 waren in den neuen Lindern 14 Technologie-
stellen'¥) mit 35 TT-Beauftragten in der Férderung. Dafiir
wurden Zuschiisse fiir Personal- und Sachkosten von
712 000 Euro gezahlt.

Die ab 2005 absehbare demographische Entwicklung mit
erheblich zuriickgehenden Schulabgéngerzahlen und ent-
sprechend deutlich weniger Bewerbern und Bewerberin-
nen um eine Ausbildung im dualen System stellen auch
die iiberbetrieblichen Berufsbildungsstitten in den neuen
Landern vor neue Herausforderungen. Verstarkt wird dies
durch den schnellen technischen Wandel, der neue Lehr-
und Lerninhalte in einem breiten Spektrum von Berufen
nach sich zieht. Die Bundesregierung beriicksichtigt diese
Anforderungen in einem neuen Forderkonzept, dass seit
dem 1. Juli 2001 fiir die Férderung von iiberbetrieblichen
Berufsbildungsstitten und deren Weiterentwicklung zu
Kompetenzzentren gilt.

Sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesldandern
hat die Zahl der ausbildenden Betriebe weiter abgenom-
men. Vom Riickgang am stirksten betroffen sind kleine
und mittelstindische Betriebe mit weniger als 50 Be-
schiftigten, die gegeniiber grolen Unternechmen auch
tiberproportional von Insolvenzen betroffen waren. In den
neuen Lindern stellt das verarbeitende Gewerbe neben
dem Dienstleistungssektor den Hauptbereich der betrieb-
lichen Ausbildung. Hier muss es zukiinftig gelingen, wie

14) Rostock, Neubrandenburg, Schwerin, Neuruppin, Berlin, Potsdam,
Frankfurt an der Oder, Magdeburg, Cottbus, Halle, Niedersachswer-
fen, Leipzig, Erfurt, Dresden, Gera, Suhl, Chemnitz.

auch in den Bereichen des Gesundheits- und Sozialwe-
sens sowie in Forschungs- und Entwicklungseinrichtun-
gen, die bisherig erkennbaren positiven Trends und An-
sitze in der Entwicklung der Zahl der betrieblichen
Ausbildungsplitze zu verstetigen. Nur so konnen die in
den neuen Léndern vor allem im Bereich der Bauwirt-
schaft beobachteten, riickldufigen Trends kompensiert
werden.

Forderung von Lehrstellen durch die Bundeswehr

Seit 1998 bietet die Bundeswehr neben ihrer originiren
Ausbildungsaufgabe eine zusitzliche Mdoglichkeit der zi-
vilberuflichen Qualifizierung, die bereits vor dem Wehr-
dienst ansetzt, das so genannte ,,Schaumburger Modell”
bzw. ,,Berliner Modell”. Die Modelle beruhen auf der Be-
reitschaft von Industrie, Handwerk (Schaumburger Mo-
dell) und o6ffentlicher Verwaltung (Berliner Modell), iiber
den eigenen Bedarf hinaus ausbildungswillige junge
Menschen zivilberuflich zu qualifizieren. Hierzu unter-
stiitzt die Bundeswehr die zivilen Betriebe bzw. die Ver-
waltung durch Zahlung eines festen Ausbildungszuschus-
ses in Hohe von derzeit 250 Euro monatlich.

Diese Ausbildungsangebote bieten jungen Schulabsol-
venten mit Mittlerer Reife neben einem interessanten Be-
ruf die Moglichkeit, anschlieBend erste fachliche Berufs-
erfahrungen in den Streitkrdften zu sammeln. Jeder
Bewerber fiir einen solchen Ausbildungsplatz erhalt
— nach entsprechender Eignungsuntersuchung — eine Ein-
planungsperspektive fiir eine mindestens vierjéhrige be-
rufsnahe Tatigkeit als Soldatin oder Soldat auf Zeit nach
Ausbildungsende.

Zurzeit werden bundesweit jahrlich 200 Ausbildungs-
plitze in dieser Form finanziell gefordert. Von diesen
200 Ausbildungspliatzen werden im Jahr 2004 125 Platze,
also mehr als die Hilfte, dem Zentrum fiir Nachwuchsge-
winnung Ost fiir den Bereich der neuen Bundeslénder zu-
gewiesen.

Das Schaumburger/Berliner Modell dient im Verbund mit
anderen Projekten der Kooperation von Bundeswehr und
Handwerk nicht nur der Nachwuchsgewinnung fiir die
Streitkréfte, sondern auch der gezielten Arbeitmarktspoli-
tik.

Im Jahre 2003 hat die Bundeswehr eine Qualifizierungs-
initiative fiir Unteroffiziere und Mannschaften gestartet,
die auch mafigebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft
in den neuen Bundesldndern hat. Ziel ist, dass jede langer
dienende Soldatin und jeder linger dienende Soldat in der
Bundeswehr einen — im Vergleich zur Eintrittsqualifika-
tion — héheren Grad an zivilberuflicher Qualifikation er-
wirbt. Dies wiederum fiihrt zu einem erheblichen Qualifi-
zierungsbedarf, der nicht durch die Bundeswehr allein,
sondern nur in enger Kooperation mit der Wirtschaft ge-
deckt werden kann. Die Bundeswehr geht diesen Weg in
enger Kooperation mit der Wirtschaft in der Erkenntnis,
dass beide, Wirtschaft und Bundeswehr, an der bestmog-
lichen Ausbildung junger Menschen ein gemeinsames In-
teresse haben.
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8 Politik fur Zusammenhalt und Gerechtig-
keit zwischen den Generationen und in
der Gesellschaft

8.1 Familien im Zentrum

Familie ist und bleibt fiir die meisten Menschen die ge-
wiinschte Lebensform. Politik muss dafiir sorgen, dass
der Lebensplan Familie fiir moglichst viele Menschen ge-
lingen kann. Verlédssliche Rahmenbedingungen fiir Fami-
lien, die als gerecht empfunden werden und den Familien
eine notwendige Planungssicherheit geben, sind wesentli-
che Voraussetzung dafiir. Da Lebenssituationen von Fa-
milien sehr unterschiedlich sind, gibt es ein differenzier-
tes System der Familienforderung. So brauchen Familien
nicht nur finanzielle Unterstiitzung, sondern insbesondere
auch eine bessere Balance von Familie und Arbeitswelt
und ein bedarfsgerechtes, qualitativ hochwertiges und fle-
xibles Kinderbetreuungsangebot. Dariiber hinaus miissen
Eltern in ihren vielfdltigen Erziehungsaufgaben unter-
stiitzt werden. Familien erwarten diese Unterstiitzung und
ein aufgeschlossenes gesellschaftliches Klima, kurz: eine
breite gesellschaftliche Allianz.

Balance von Familienleben und Arbeitswelt

Vor dem Hintergrund dieser gesellschaftlichen Herausfor-
derungen hat die Bundesregierung, unterstiitzt von der
Bertelsmann AG, im Sommer 2003 die ,,Allianz fiir die
Familie” gegriindet. Grundlage der Zusammenarbeit ist
die Uberzeugung, dass es in gemeinsamer Verantwortung
von Politik, Arbeitgebern, Gewerkschaften und Gesell-
schaft liegt, eine bessere Balance von Familien- und Er-
werbstétigkeit als Teil einer nachhaltigen Familienpolitik
herzustellen. Mit diesem Ziel sind unter dem Dach der
Allianz mittelfristig angelegte Initiativen gebiindelt. Die
Partner aus Wirtschaft, Politik und Gewerkschaften haben
vereinbart, sich im Rahmen ihrer Moglichkeiten fiir eine
familienfreundliche Arbeitswelt und Unternehmenskultur
einzusetzen.

Gemeinsames Handeln von Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft kann besonders auf lokaler Ebene die Rahmen-
bedingungen fiir Familien verbessern. Die bundesweite
Initiative ,,Lokale Biindnisse fiir Familie® unterstiitzt Zu-
sammenschliisse, die vor Ort konkrete Projekte fiir mehr
Familienfreundlichkeit umsetzen, durch kostenlose Bera-
tungsangebote eines Servicebiiros. MalBinahmen lokaler
Biindnisse sind zum Beispiel die Einrichtung flexibler
Kinderbetreuungsangebote oder die Abstimmung von
Fahrplinen, Offnungszeiten, Arbeitszeiten und Kinderbe-
treuungszeiten mit den Tagesabldufen von Familien.

Qualititsorientierter und bedarfsgerechter
Ausbau der Kinderbetreuung

Die Tagesbetreuung von Kindern gehdrt fiir die Bundes-
regierung zu den zentralen Aufgaben in dieser Legislatur-
periode. Ziel ist es, in den neuen Landern den hohen Be-
treuungsgrad zu erhalten sowie in den alten Landern fiir
die unter Dreijéhrigen Kinder das Betreuungsangebot zu
erweitern. Dabei setzt die Bundesregierung auf ein diffe-
renziertes Angebot — in guter Qualitdt, zeitlich flexibel,

bezahlbar und vielfiltig. Die Bundesregierung stellt bei
Hartz IV eine Entlastung der Kommunen in Héhe von
2,5 Mrd. Euro sicher. Diese Entlastung kann von den
Kommunen in Héhe von 1,5 Mrd. Euro zum bedarfsge-
rechten Ausbau der Kinderbetreuung genutzt werden.

Insbesondere in den neuen Landern gibt es bereits jetzt
landesrechtliche Regelungen, die ein hohes Betreuungs-
niveau sicherstellen, wihrend vor allem in den alten Bun-
desldndern zahlreiche Angebote erst noch geschaffen
werden miissen. Es wird daher deutlich gemacht, dass
weitergehendes Landesrecht durch den bundesrechtlichen
Rahmen unberiihrt bleiben soll. Insgesamt ist die hervor-
ragende Betreuungssituation in den neuen Landern zu be-
tonen. Thr Erhalt und Ausbau ist ein Erfolg der Bemiihun-
gen der letzten Jahre (vgl. Tabelle 19).

Die Bundesregierung leistet damit einen Beitrag zur Inno-
vationsfihigkeit unseres Landes. Gute Kinderbetreuung
und frilhe Forderung ermdglichen Kindern echte Chan-
cengleichheit in Bildung und Erziehung. Eltern werden
darin unterstiitzt, familidre und berufliche Verpflichtun-
gen miteinander zu vereinbaren. Der qualitdtsorientierte
Ausbau der Kinderbetreuung trigt entscheidend zur Ver-
besserung der Lebensbedingungen von Familien bei.

Zielgenaue finanzielle Forderung von Familien

Bei allen Eltern wird u. a. der generelle Betreuungsbedarf
ihres Kindes im Rahmen des Familienleistungsausgleichs
durch das Kindergeld als Steuervergiitung oder den im
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung zuséitzlich
zum Kinderfreibetrag gewéhrten Freibetrag fiir Betreu-
ungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf in Héhe
von 1 080 Euro je Elternteil (§ 32 Abs. 6 EStG) beriick-
sichtigt. Zusitzlich konnen seit dem Jahr 2002 bei er-
werbstétigen Eltern Betreuungskosten fiir Kinder unter
14 Jahren steuerlich beriicksichtigt werden (§ 33¢c EStG).
AuBerdem konnen seit dem Jahr 2003 die Kosten fiir
haushaltsnahe Beschéftigungsverhidltnisse von der Steu-
erschuld abgezogen werden. Mit diesen Regelungen wird
die Balance von Familie und Erwerbstitigkeit erleichtert
und auch der Situation von Eltern in den neuen Bundes-
landern Rechnung getragen, die eine hohere Erwerbsbe-
teiligung von Miittern zu verzeichnen haben.

Zum 1. Januar 2004 wurde der steuerliche Entlastungsbe-
trag fir alleinstehende Alleinerziechende mit Kindern, fiir
die Freibetrdge fiir Kinder oder Kindergeld zustehen, in
Hohe von 1308 Euro eingefiihrt. Hierdurch werden die
besonderen Belastungen so genannter echter Alleinerzie-
hender in verfassungsrechtlichem Rahmen im Steuerrecht
berticksichtigt.

Eltern mit geringem Einkommen sind fiir den Lebensun-
terhalt ihrer Kinder derzeit oft auf ergédnzende Sozial-
hilfe bzw. ab 1. Januar 2005 auf Arbeitslosengeld II an-
gewiesen. Deshalb sollen gering verdienende Eltern, die
mit ithrem Einkommen zwar ihren eigenen Unterhalt si-
cherstellen konnen, nicht aber den Unterhalt fiir ihre
Kinder, ebenfalls ab dem 1. Januar 2005 einen Kinderzu-
schlag von bis zu 140 Euro pro Monat erhalten kdnnen
(§ 6a Bundeskindergeldgesetz). Der Kinderzuschlag ist
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Tabelle 19

Verfiigbare Plitze in Tageseinrichtungen fiir Kinder 2002

. Pl.iitze pro 1.0 0 lefer-e nz der %-Anteil der Differenz zu
. .. Plitze Kinder der je- |Platz-Kind-Rela- <. .
Plitze fiir ... o . . Ganztagspliitze | 1998 in Prozent-
absolut weilig. Alters- tion zu 1998 in .
an allen Plitzen punkten
gruppe Prozentpunkten
Westliche Bundeslénder ohne Berlin
unter 3-Jéhrige 50.775 2,2 +0,6 72,1 - 1,1
3- bis 6'4-Jéhrige 2.088.176 88,1 +0,8 24,2 +7,0
6'2- bis unter 176.830 7,3 + 1,4 80,6 -19
10-Jahrige
Ostliche Bundeslidnder ohne Berlin
unter 3-Jéhrige 108.944 37,0 +2,2 97,8 + 1,1
3- bis 6'%-Jahrige 341.328 105,1 -83 98,1 +0,5
6':- bis unter 186.865 68,5 + 14,5 70,1 -96
10-Jahrige

Quelle: StBa: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe 2002 — Tageseinrichtungen fiir Kinder; Berechnungen der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder-

und Jugendhilfestatistik

eine dem Arbeitslosengeld II vorgelagerte einkommens-
abhéngige Leistung, die zusammen mit dem Kindergeld
und dem Wohngeld den durchschnittlichen Arbeitslosen-
geld-1I-Bedarf von Kindern abdeckt. Das eigene Ein-
kommen des Kindes, und dazu zdhlen auch die Unter-
haltsleistungen, wird gegengerechnet. Die konkrete
Einkommensgrenze der Eltern ist abhdngig von den per-
sonlichen Gegebenheiten im Einzelfall, d. h. von der
Hohe des Arbeitslosengeld-1I-Bedarfs der Eltern. Uber-
steigt das Erwerbseinkommen der Eltern ihren eigenen
Bedarf, vermindert sich der Kinderzuschlag fiir jede
10 Euro, die Eltern dariiber hinaus verdienen, um 7 Euro.
Ein Kinderzuschlag wird fiir maximal drei Jahre gewahrt.

8.2

Durch zahlreiche MaBBnahmen und Programme sollen die
beruflichen Chancen von Frauen verbessert werden. Die
bundesweiten Programme tragen in den neuen Léndern
speziell dazu bei, dass Frauen die Chancen des Wandels
hin zu modernen Tétigkeitsstrukturen nutzen kdnnen. Sie
ergénzen die vielféltigen anderen Maflnahmen der Bun-
desregierung, die allgemein auf eine Stirkung von Bil-
dung, Forschung und Innovationen und damit auf die He-
rausbildung einer zukunftsfahigen Wirtschaft in den
neuen Bundeslédndern abzielen.

Forderung der Chancengerechtigkeit

Gender Mainstreaming

Eines der Instrumente zur Verwirklichung der Chancen-
gerechtigkeit ist das Prinzip des Gender Mainstreaming.
Gender Mainstreaming bedeutet, bei allen Vorhaben die
unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von

Frauen und Ménnern von vornherein und regelméBig zu
beriicksichtigen. Durch die Ausrichtung an den Lebens-
realititen beider Geschlechter wird die Wirksamkeit der
MaBnahmen und Vorhaben erhoht, da sie pass- und ziel-
genauer werden. Das von der Bundesregierung im April
2004 eingerichtete GenderKompentenzZentrum an der
Humboldt-Universitdt in Berlin gibt der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern einen neuen Schub. Das Zen-
trum initiiert Forschung, biindelt Wissen und unterstiitzt
so die Einfiihrung von Gender Mainstreaming in alle Be-
reiche der Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und Verwal-
tung.

Bundesweite Agentur fiir Griinderinnen

Es ist das erklérte Ziel der Bundesregierung, die Rahmen-
bedingungen fiir Frauen als Unternehmerinnen so zu ge-
stalten, dass kiinftig jedes zweite Unternechmen in
Deutschland von einer Frau gegriindet wird. Als ressort-
iibergreifendes Gemeinschaftsprojekt wird deshalb eine
»Bundesweite Agentur fiir Griinderinnen* aufgebaut. Zu
ihren zentralen Aufgaben gehort es, Informationen iiber
MaBnahmen, Aktivititen und Qualifizierungsangebote
fiir potenzielle Griinderinnen bereitzustellen. Uber die
Zentrale Hotline der Agentur (Tel.: 01805-229022) kon-
nen Interessentinnen Beratung erhalten und Kontakte zu
Expertinnen in ganz Deutschland vermittelt bekommen.

Mentoring von Unternehmerin zu Unternehmerin

Mit dem Projekt, das sich an junge Unternehmerinnen
richtet, die mit ihrem Unternechmen expandieren wollen,
wird erstmalig bundesweit ein ehrenamtliches Mentoring
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von Unternehmerin zu Unternehmerin angeboten. Trager
der MafBnahme ist die Kéte-Ahlmann-Stiftung, die von
Mitgliedern des Verbandes Deutscher Unternehmerinnen
(VDU) gegriindet wurde. Nach der Entwicklung des Mo-
dells in Nordrhein-Westfalen soll die bundesweite Ein-
fihrung auch Kooperationen mit Wirtschaftsforderein-
richtungen, Kammern und Verbdnden ermoglichen. Ziel
ist es, den Beitrag von Unternehmerinnen fiir die Wirt-
schaft, ihre Leistungen und ihre Kompetenz sichtbar zu
machen.

8.3 Chancen fiir Jugendliche in den neuen

Bundeslandern verbessern

Ziel der Bundesregierung ist es, Kinder und Jugendliche
zu stirken. Ein wichtiger Schwerpunkt der Kinder- und
Jugendpolitik ist es deshalb, der jungen Generation in den
neuen Bundeslédndern insbesondere durch den Abbau von
Benachteiligungen bessere und gerechte Chancen auf Ar-
beit und Bildung zu ermoglichen sowie Zusammenhalt
und Gerechtigkeit zu erfahren und zu leben.

Bundesinitiative ,,wir ... hier und jetzt*

Die Bundesinitiative ,,wir ... hier und jetzt“ soll dazu bei-
tragen, den Osten Deutschlands fiir Jugendliche wieder
attraktiv zu machen (www.wir-hier-und-jetzt.de). Ziel ist
der Aufbau von Netzwerken, die den Jugendlichen sozia-
le und berufliche Perspektiven aufzeigen. Umgesetzt wird
die Bundesinitiative durch die Stiftung Demokratische
Jugend und die Deutsche Kinder- und Jugendstiftung, die
sich in den neuen Lindern auf ein engmaschiges Netz lo-
kaler Akteure (Kommunen, Jugendhilfe, Schule, Arbeits-
amter, Kirchen und Vereine, lokale Wirtschaft etc.) stiit-
zen konnen. Die Ministerprisidenten der neuen Lander
sind alle Gesellschafter der Deutschen Kinder- und Ju-
gendstiftung.

Bestandteile sind insbesondere ein Forderwettbewerb zur
Berufsfrithorientierung, eine Praktikumsborse im sozia-
len Bereich, um Jugendlichen {iber Schulpraktika Berufs-
perspektiven in ihrer Heimatregion aufzuzeigen. Lokale
Ressourcen sollen aktiviert und fiir die gesellschaftliche
und wirtschaftliche Entwicklung nutzbar gemacht werden.
Durch verbindliches, arbeitsteiliges und fachiibergreifen-
des Zusammenwirken sollen Synergien geschaffen, die
Qualitét der Jugendarbeit weiter entwickelt und gesichert
und jungen Menschen Perspektiven geboten werden. Mit
dem Forderprogramm ,,Was wir wollen, bekommen wir
auch hin“ soll das biirgerschaftliche Engagement als sinn-
volle gesellschaftliche Investition flir die Gemeinschaft
und fiir die personliche, soziale und berufliche Entwick-
lung vermittelt und weiter entwickelt werden.

Mehr als 10 500 junge Erwachsene beteiligen sich in den
neuen Léndern an dem Programm. Eine iibergreifende
Kampagne kommuniziert das Anliegen und vernetzt da-
mit in insgesamt 414 Projekten bereits erfolgreich arbei-
tende Bundesprogramme zu Arbeit, Ausbildung und sozia-
ler Entwicklung wie ,,Die soziale Stadt“, ,Regiokom®,
,,TeamArbeit fiir Deutschland“, E&C und ,,Lokales Kapi-
tal fiir soziale Zwecke*.(LOS).

Entwicklung und Chancen

Das Programm zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosig-
keit wird flankiert durch die Programmplattform ,,Ent-
wicklung und Chancen junger Menschen in sozialen
Brennpunkten® (E&C). E&C ist ein Komplementérpro-
gramm zu dem Bund/Lédnder-Programm ,Die Soziale
Stadt — Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf*.
Die Programmgebiete von E&C sind identisch mit den
331 Programmgebieten, die im Rahmen des Programms
»Die Soziale Stadt* ausgewidhlt wurden und gefordert
werden. Von 234 stiddtischen Standorten, in denen E&C
umgesetzt wird, befinden sich 77 in den neuen Landern.

Ein Schwerpunkt ist das Freiwillige Soziale Trainingsjahr
(FSTJ) zur sozialen und beruflichen Integration fiir be-
sonders benachteiligte Jugendliche. Zum Stand April
2004 nahmen 1 869 Jugendliche in 84 lokalen Qualifizie-
rungsbiiros an dem Programm teil, um soziale und beruf-
liche Schliisselqualifikationen zu erwerben. Fiir die Ak-
zeptanz und die Wirksamkeit des FSTJ sprechen die
geringe Abbrecherquote und die vergleichsweise hohe
Vermittlungsrate in Ausbildung und in ldngerfristige Ar-
beitstitigkeit. Die Bilanz ist beeindruckend: Von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern am Freiwilligen Sozialen
Trainingsjahr sind 34 Prozent beruflich integriert worden,
53 Prozent der Jugendlichen sind nach Abschluss des
FSTJ als sozial integriert zu bezeichnen, lediglich
13 Prozent blieben danach arbeitslos. Das Fachkonzept
des Freiwilligen Sozialen Trainingsjahres kann deshalb
nach Beendigung des Modellversuchs im September
2004 im Rahmen der Aktivierungshilfen fortgefiihrt wer-
den.

Weitere Programmschwerpunkte im Rahmen der Pro-
grammplattform E&C sind u. a. die ,,Kompetenzagentu-
ren”, in denen fiir besonders benachteiligte Jugendliche
an 15 Standorten langfristige Strategien der individuellen
Hilfeplanung tiber mehrere Jahre entwickelt werden, und
der Programmschwerpunkt ,,Lokales Kapital fiir soziale
Zwecke* (LOS)

Zur Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeitssituation
in sozialen Brennpunkten fordert die Bundesregierung re-
gional koordinierte Initiativen mit dem ESF-Bundespro-
gramm Lokales Kapital fiir soziale Zwecke (LOS). Die
Forderung von Kleininitiativen und die damit verbundene
Aktivierung und Beteiligung von Jugendlichen vor Ort
sollen dazu beitragen, die Lebensbedingungen und Zu-
kunftschancen insbesondere von Kindern und Jugendli-
chen in sozialen Brennpunkten zu verbessern. Seit dem
Programmstart am 1. September 2003 sind in 45 ausge-
wihlten Gebieten der neuen Lander bisher 316 Projekte
begonnen worden. Bis zum Ende des Programms am
30. Juni 2006 stehen fiir diese Gebiete insgesamt iiber
12 Mio. Euro zur Verfiigung.

Demokratie und Toleranz erleben

Mit dem Aktionsprogramm ,,Jugend fiir Toleranz und De-
mokratie — gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus®, das 2001 gestartet ist und fiir
das im Jahr 2004 erneut Mittel bereitgestellt werden, will
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die Bundesregierung dazu beitragen, demokratisches Ver-
halten und ziviles Engagement bei Jugendlichen zu stér-
ken und Toleranz und Weltoffenheit zu fordern. Das Pro-
gramm gliedert sich in die drei Teile:

»XENOS — Leben und Arbeit in Vielfalt” fordert Projekte
zum Aufbau gegenseitigen Verstidndnisses, die das ge-
meinsame Lernen und Arbeiten von deutschen und aus-
landischen Jugendlichen und Erwachsenen unterstiitzen.
XENOS verkniipft arbeitsmarktbezogene MafBinahmen
mit Aktivitdten zur Bekdmpfung von Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit und Intoleranz. Fiir den Forderzeitraum
2000 bis 2006 stellt die Bundesregierung insgesamt rd.
75 Mio. Euro aus Mitteln des Européischen Sozialfonds
bereit. Mehr als die Hélfte der Mittel sind bisher in die
neuen Linder geflossen.

LENTIMON — Gemeinsam gegen Gewalt und Rechts-
extremismus® setzt das Im Jahr 2001 begonnene Pro-
gramm ,,Maflnahmen gegen Gewalt und Rechtsextremis-
mus® fort. Dafiir stehen in 2004 wiederum 10 Mio. Euro
zur Verfiigung. ENTIMON fordert MaBBnahmen zur Stér-
kung von Demokratie und Toleranz und zur Prévention
und Bekdmpfung von Rechtsextremismus und Gewalt.
Seit 2001 konnten in diesem Programmteil {iiber
2 000 Projekte gefordert werden. In die neuen Liander
flossen dabei Zuwendungen von iiber 13 Mio. Euro.

Das Programm ,,CIVITAS — Initiative gegen Rechtsextre-
mismus in den neuen Léndern® soll dazu beitragen, zivil-
gesellschaftliche Strukturen im Gemeinwesen ausschlief3-
lich in den neuen Léindern aufzubauen, zu stirken, zu
vernetzen und modellhaft weiter zu entwickeln. 9 Mio.
Euro stehen in 2004 fiir den Aufbau und das zivile En-
gagement von jungen Menschen gegen Rechtsextremis-
mus und Auslidnderfeindlichkeit zur Verfiigung. Uber
1 100 Projekte konnten in allen gesellschaftlichen Berei-
chen wie Schule und Fortbildung, Sport, Kirchen, Kin-
der- und Jugendarbeit, Sozial- und Fliichtlingsarbeit und
Medien bisher in CIVITAS gefordert werden.

8.4

Bis 2050 wird sich der Anteil der unter 20-J&hrigen von
derzeit 21 Prozent auf 16 Prozent verringern; der Anteil
der 60-jahrigen und élteren Menschen wird sich dagegen
von 22 Prozent auf 37 Prozent spiirbar erhdhen. Auf-
grund der gestiegenen Lebenserwartung sowie eines frith-
zeitigen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben hat sich fiir
viele dltere Menschen heute ein mit Aktivitit und Ge-
sundheit einhergehender Lebensabschnitt herausgebildet.
Thre Bediirfnisse und Erwartungen, vor allem aber ihre
Potenziale unterscheiden sich grundlegend von denen
hochbetagter, dlterer Menschen, die auf Schutz und Hilfe
angewiesen sind.

Senioren — gewonnene Jahre

Gesellschaftliche Aktivitit im Alter

Viele dltere Menschen suchen eine sinnvolle Aufgabe, so-
ziale Kontakte und aktive Teilhabe. Sie konnen dabei
vielfiltige Kompetenzen und Erfahrungen einbringen.
Ohne das Erfahrungswissen &lterer Menschen und ohne
die Bereitschaft, dieses Wissen einzusetzen und zu ver-

mitteln, wire unsere Gesellschaft in weiten Bereichen &r-
mer.

Mit dem Modellprogramm ,,Erfahrungswissen fiir Initia-
tiven” (EFI) der Bundesregierung soll durch eine Multi-
plikatorenschulung fiir dltere Menschen eine neue Verant-
wortungsrolle ,,Senior TrainerIn® geschaffen werden, um
Freiwilligeninitiativen jeden Alters zu unterstiitzen und
das Erfahrungswissen dlterer Menschen aufzuwerten. EFI
wird in zehn Bundeslandern durchgefiihrt. Daran beteiligt
sind Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Thii-
ringen.

An dem Prinzip des lebenslangen Lernens orientiert sich
das Modellprojekt ,,Behinderte, Senioren, Computer
(BeSeCo). BeSeCo, das vom Verband Jahresringe mit
Forderung der Bundesregierung durchgefiihrt wird, hat
zum Ziel, éltere und mobilitdtseingeschrinkte Menschen
in ihrer eigenen Wohnung an Computer und Internet zu
schulen und ihnen dadurch eine verbesserte gesellschaft-
liche Teilhabe zu ermdglichen. Das Projekt wird u. a.
auch in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern durchge-
fiihrt mit einer besonderen Schwerpunktsetzung auf Inte-
grationsansétze im landlichen Raum.

Selbstbestimmt leben im Alter

Lebensqualitdt, Selbststdndigkeit und personliche Zufrie-
denheit werden maB3geblich durch Wohnung und Wohn-
umfeld mitbestimmt. Im Rahmen der gesellschaftspoliti-
schen MafBnahmen fiir die dltere Generation fordert die
Bundesregierung modellhafte Bauvorhaben der Alten-
und der Behindertenhilfe. Die geférderten Baumodelle
sollen insbesondere dem Erhalt einer selbststdndigen Le-
bensfiihrung dienen. Vorrangiges Ziel ist es, noch vorhan-
dene Fahigkeiten zu unterstiitzen und alten Menschen
weiterhin eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu
ermdglichen. Dort, wo Hilfe- oder Pflegebediirftigkeit
eingetreten ist, gilt es, die Kompetenzen der hilfe- und
pflegebediirftigen sowie behinderten &dlteren Menschen
soweit wieder herzustellen, dass ihnen ein wiirdevolles
und weitgehend eigenverantwortliches Leben erhalten
bleibt. Die Programme Stadtumbau Ost und Soziale Stadt
(vgl. Kapitel 5.1) unterstiitzen die stddtebaulichen Bemii-
hungen nach altersgerechtem Wohnen.

In der jlingeren Vergangenheit wurden gerade auch in
Ostdeutschland  beispielgebende generationsiibergrei-
fende Modellbauvorhaben fiir Menschen mit Behinderun-
gen, etwa das Anna-Luisen-Stift im thiiringischen Bad
Blankenburg, gefordert. Eine nach wie vor wichtige, mo-
dellhafte Modernisierung eines in Plattenbauweise errich-
teten Heims wurde am stidtischen Altenpflegeheim ,,Hei-
terblick in Leipzig im Rahmen des Wettbewerbs
»Kostensparendes Bauen qualitdtsvoller Altenhilfeein-
richtungen® durchgefiihrt. Uber einige ausgewihlte Mo-
dellprojekte informiert das neu eingerichtete Portal ,,Bau-
modelle der Altenhilfe und der Behindertenhilfe* unter
www.bmfsfj.de. 19 innovative und richtungsweisende
Heime, Einrichtungen und Dienste — darunter acht aus
Ostdeutschland — werden mit Fotos, Zeichnungen,
Grundrissen und Erlduterungen anschaulich dargestellt.
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In dem Modellprogramm ,,Selbstbestimmt Wohnen im
Alter* der Bundesregierung gab es zwolf verschiedene
Projektstandorte, die so genannten Koordinierungsstellen.
Alle hatten einen unterschiedlichen inhaltlichen Schwer-
punkt. Vier lagen in den neuen Bundesldndern und be-
fassten sich mit Wohnen im ldndlichen Raum, neuen An-
sitzen im Betreuten Wohnen, Vernetzung oOrtlicher
Akteure und Plattenbausiedlungen. Insgesamt wurden
den Koordinierungsstellen fiir das mehrjéhrige Programm
2,69 Mio. Euro zur Verfiigung gestellt, wovon iiber die
Hilfte auf die vier Koordinierungsstellen der neuen Bun-
deslinder entfielen. Derzeit werden die Ergebnisse des
Modellprogramms ausgewertet und auf ihre Ubertragbar-
keit gepriift.

Hilfe und Schutz im hohen Alter

Die Qualitdt der ambulanten sowie der stationdren Be-
treuung und Pflege zu sichern, ist eine der zentralen He-
rausforderungen aller an der Pflege Beteiligten. Daher hat
die Bundesregierung den ,,Runden Tisch Pflege* ins Le-
ben gerufen. Ziel des ,,Runden Tisches™ ist es, durch
Identifizierung und Beschreibung guter Praxisbeispiele
alle Akteure, die im Bereich Pflege titig sind, zu sensibi-
lisieren und fiir den Abbau vorhandener Defizite zu ge-
winnen. Aufgabe des ,,Runden Tischs Pflege* ist es auch,
praxisorientierte Handlungsempfehlungen zu entwickeln
sowie Wege zu deren Umsetzung aufzuzeigen. In einer
Charta sollen zudem die Rechte pflegebediirftiger Men-
schen gebiindelt werden.

Das Modellprogramm ,,Altenhilfestrukturen der Zukunft*
der Bundesregierung ist im Mai 2004 mit der Veroffentli-
chung seiner Ergebnisse abgeschlossen worden. Erprobt
wurden insbesondere neue Konzepte zur Verbesserung
der Hilfen im Einzelfall, der Abstimmung oder Ergén-
zung bereits vorhandener Angebote und der Zusammen-
arbeit iiber Systemgrenzen hinweg (z. B. Altenhilfe und
Gesundheitswesen). In diesem Rahmen bildeten die be-
sonderen Bediirfnisse von demenzkranken Menschen und
ihren Angehorigen einen weiteren Schwerpunkt. Von den
im Modellprogramm ,,Altenhilfestrukturen der Zukunft
geforderten zwanzig Projekten befanden sich sechs mit
einem Fordervolumen von insgesamt rd. 1,7 Mio. Euro in
den neuen Bundesliandern. Die Ergebnisse des Modell-
programms sind in dem verdffentlichten Abschlussbe-
richt der wissenschaftlichen Begleitforschung zusammen-
gefasst. Einzelheiten finden sich auf der Internetseite des
Modellprogramms unter www.altenhilfestrukturen.de.

8.5  Zivilgesellschaft und biirgerschaftliches

Engagement

Biirgerschaftliches Engagement in Biirgerbewegungen
und Kirchengemeinden, bei Massendemonstrationen und
Runden Tischen hat 1989 zum Zusammenbruch der DDR
und zur Wiedervereinigung Entscheidendes beigetragen.
Auch bei der weiteren Entwicklung der deutschen Einheit
spielt biirgerschaftliches Engagement eine wichtige
Rolle.

Freiwilligensurvey

Die Ergebnisse des Freiwilligensurvey von 1999 zeigen
ein hohes Niveau des biirgerschaftlichen Engagements in
den neuen Bundesldndern. 28 Prozent der Biirger ab
14 Jahren sind dort iiber die Mitgliedschaft in einem Ver-
ein hinaus engagiert, haben Aufgaben oder Amter iiber-
nommen. Die Bundesregierung hat fiir 2004 erneut einen
Freiwilligensurvey in Auftrag gegeben.

Die hohe Arbeitslosigkeit und die unsichere Erwerbssi-
tuation in Ostdeutschland halten viele Menschen von un-
entgeltlichen Tétigkeiten ab. Engagement braucht einen
organisatorischen Rahmen, den vor allem Vereine, Ver-
biande und Initiativen bereitstellen. Die Organisations-
landschaft in den neuen Bundesldndern ist von Traditio-
nen, vor allem aber von Ubergiingen und Neuanfingen
gepragt. Wiahrend einige traditionelle Verbidnde im Be-
reich von Freizeit, Geselligkeit und sozialem Engagement
bis heute wichtige Kristallisationskerne des Engagements
bilden, sind Organisationen, die an Betriebe und 6ffentli-
che Einrichtungen gebunden waren, weitgehend wegge-
fallen. Neugriindungen und die Ausdehnung gesamtdeut-
scher Organisationen konnten diese Liicke nicht
unmittelbar schlief3en.

Nach wie vor sind die sich entwickelnden freiwilligen
Vereinigungen — und das biirgerschaftliche Engagement
allgemein — aber stérker als in Westdeutschland auf Un-
terstiitzung angewiesen. Die Bundesregierung fordert
Dachorganisationen wie die Bundesarbeitsgemeinschaft
der Freiwilligenagenturen und die Nationale Kontakt-
stelle fiir Selbsthilfegruppen. Beide Verbénde stellen Be-
ratungs- und Fortbildungsangebote fiir lokale Einrichtun-
gen bereit, von denen gerade auch Neugriindungen in den
ostdeutschen Bundeslandern profitieren. Eine wichtige
Plattform ist das neu gegriindete Bundesnetzwerk biirger-
schaftliches Engagement, in dem Bund, Lénder und
Kommunen, gemeinniitzige Organisationen, Kirchen,
Unternehmen und Gewerkschaften gemeinsame Projekte
entwickeln; ein weiteres Forum sind die regelmiBigen
Bund/Léander-Gesprache zum biirgerschaftlichen Engage-
ment, an denen auch Vertreterinnen und Vertreter der
neuen Bundesldnder teilnehmen.

Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) und Freiwilliges
Okologisches Jahr (FOJ)

Freiwilligendienste sind eine besondere und geregelte
Form des biirgerschaftlichen Engagements. Es gibt sie ge-
setzlich geregelt als Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) seit
1964 und als Freiwilliges Okologisches Jahr (FOJ) seit
1993. Deutschland ist das einzige Land in Europa, das be-
reits seit 40 Jahren Erfahrungen mit einem gesetzlich ge-
regelten Freiwilligendienst fiir junge Menschen machen
konnte. Bis heute haben sich mehr als 300 000 Freiwillige
im FSJ und FOJ engagiert. Insbesondere in den letzten
zehn Jahren ist die Nachfrage gerade bei jungen Men-
schen stetig gestiegen. Leisteten 1993 etwa 7 100 Freiwil-
lige ein FSJ, so hat die Bundesregierung bis 2002 die Zahl
der geforderten Einsatzstellen auf iiber 15 000 in beiden
Diensten erweitert und bis heute dieses Niveau gehalten.
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Das Freiwillige Soziale Jahr und das Freiwillige Okologi-
sche Jahr werden als Bildungsangebote fiir junge Men-
schen mit der Mdglichkeit der Berufsfeldorientierung ge-
rade in den neuen Bundesldandern zunehmend genutzt, um
in der Orientierungsphase zwischen Schule und Berufs-
entscheidung etwas Sinnvolles zu tun, dabei neue Erfah-
rungen zu sammeln und sich auch personlich weiter zu
entwickeln. Auf diese Weise wird biirgerschaftliches En-
gagement erlernt. Aus Mitteln des Kinder- und Jugend-
planes des Bundes fordert die Bundesregierung die pdda-
gogische Begleitung und die Seminarveranstaltungen, die
von den bundesweiten Trigern/Zentralstellen in eigener
Verantwortung sichergestellt werden.

Durch das FSJ/FOJ-Anderungsgesetz und die entspre-
chenden Verinderungen in FSJ-Gesetz und FOJ-Gesetz
wurden diese beiden gesetzlich geregelten Freiwilligen-
dienste mit Wirkung zum 1. Juni 2002 erheblich flexibili-
siert, sodass sich zum Beispiel auch Hauptschiilerinnen
und Hauptschiiler schon ab 15 Jahren — nach Vollendung
der Vollschulzeitpflicht — fiir ein FSJ oder FOJ entschei-
den koénnen.

Im FSJ-Jahr 2003/2004 haben mehr als 14 600 junge
Menschen mit Unterstiitzung aus KJP-Bundesmitteln an
einem FSJ im Inland teilgenommen. 2003/2004 absol-
vierten insgesamt 1 630 junge Menschen ein FOJ, davon
ca. 940 bei Einsatzstellen in den neuen Bundesldndern.
Hinzu kamen 125 FSJ-Teilnehmende im neu geschaffe-
nen FSJ-Einsatzbereich in der kulturellen Jugendbildung
und 80 FSJ-Teilnehmende im neu eingerichteten Einsatz-
bereich ,,Jugendbildung im Sport“. In den gemeinsamen
Fortbildungsangeboten und den Erfahrungsberichten ehe-
maliger junger Freiwilliger zeigt sich, dass die Briicke
zwischen Ost- und Westdeutschland fiir die jungen Frei-
willigen aus den neuen und den alten Bundesldndern
schon lange geschlagen ist. Die gemeinsamen Erfahrun-
gen in einem freiwilligen sozialen Jahr oder einem frei-
willigen Okologischen Jahr begriinden Gemeinsamkeit
und Freundschaften fiir das ganze Leben quer durch die
Republik.

Impulse fiir die Zivilgesellschaft

Die von der Bundesministerin fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, Renate Schmidt, im Mai 2003 einge-
setzte Kommission ,,Impulse fiir die Zivilgesellschaft —
Perspektiven fiir Freiwilligendienste und Zivildienst in
Deutschland®, in der neben den Spitzenverbdnden der
freien Wohlfahrtspflege auch die Sozial-, Bildungs-, Ver-
teidigungs-, Finanz-, Wirtschafts- und Arbeitsministerien
des Bundes sowie der Finanzminister eines A-Landes und
die Kultusministerin eines B-Landes vertreten waren, hat
einstimmig die (Weiter-) Entwicklung einer Kultur selbst-
verstandlicher Freiwilligkeit empfohlen. Die Kommis-
sion hat dabei betont, dass sie die Einfiihrung eines allge-
meinen sozialen Pflichtjahres sozialpolitisch fiir einen
grundsitzlich falschen Weg hielte, Eigeninitiative, Mitge-
staltung und Beteiligung aller Altersgruppen in der Zivil-
gesellschaft zu fordern. Der Bericht ,,Perspektiven fiir
Freiwilligendienste und Zivildienst in Deutschland® zeigt
den Rahmen auf, in dem sich Freiwilligendienste in

Deutschland kiinftig generationsiibergreifend weiter ent-
wickeln sollten.

Neue generationsiibergreifende Freiwilligendienste kon-
nen nicht zuletzt einen eigenen Lernort darstellen, wo en-
gagierte Menschen soziale Verantwortung iibernehmen,
aber auch ihre Fihigkeiten und Kompetenzen einbringen
und erproben oder sich personlich wie beruflich orientie-
ren konnen. Die Verkniipfung von Bildung und Orientie-
rung sowie die Ubernahme von gesellschaftlicher und so-
zialer Verantwortung schaffen die Grundlagen fiir die
Attraktivitdt neuer generationsiibergreifender Freiwilli-
gendienste fiir alle Generationen und fiir einen neuen zi-
vilgesellschaftlichen Generationenvertrag fiir Deutsch-
land.

Denn die Prognosen zur demographischen Entwicklung
bis einschlielich 2050 in Deutschland zeigen, dass sich
das zahlenméaBige Verhéltnis zwischen é&lteren und jiinge-
ren Menschen erheblich verschieben und die Bevolke-
rungszahl der Bundesrepublik Deutschland erheblich
abnehmen wird. Dieser Prozess wird Deutschland gesell-
schaftlich, politisch und wirtschaftlich entscheidend ver-
dndern. Vor diesem Hintergrund wird die Bedeutung der
klassischen Freiwilligendienste deutlich zunehmen. Die
bisherigen Freiwilligendienste ausschlieflich junger
Menschen bendtigen aber dringend neue individuelle und
institutionelle Rahmenbedingungen, um auf diese He-
rausforderungen rechtzeitig antworten zu kdnnen. Wenn
Freiwilligendienste eine Zukunft haben sollen, miissen
neue Freiwilligendienste fiir alle Altersgruppen geschaf-
fen werden. Der Evaluationsbericht der Bundesregierung,
der Aufschliisse tiber die Erfahrungen mit der neuen
Rechtslage auf Grund der Anderungsgesetze geben wird,
wird gegenwirtig erarbeitet und im August 2005 fristge-
recht vorliegen. Die Empfehlungen der Kommission ,,Im-
pulse fiir die Zivilgesellschaft zur Entwicklung genera-
tionsiibergreifender Freiwilligendienste sollen deshalb
ziigig umgesetzt werden. Auf der Grundlage modellhafter
Erprobungen werden bereits ab Herbst 2004 Vorschlage
zum Aufbau generationsiibergreifender Freiwilligen-
dienste entwickelt.

Freie Wohlfahrtspflege

Die Bundesregierung fordert mit zinslosen Darlehen seit
30 Jahren den Auf- und Ausbau der Freien Wohlfahrts-
pflege aus dem so genannten Revolvingfonds. Am
12. Dezember 1974 tibertrug die damalige Bundesregie-
rung der Bank fiir Sozialwirtschaft Koln als Fachbank der
Freien Wohlfahrtspflege die Aufgabe zur treuhdnderi-
schen Verwaltung des mit urspriinglich 245 Mio. DM
ausgestatteten Fonds. In den Jahren 1991 bis 1994 wurde
der Fonds speziell fiir den Auf- und Ausbau der Freien
Wohlfahrtspflege in den neuen Bundeslindern um
100 Mio. DM aufgestockt. Seit dem 1. Januar 2001 flie-
Ben die Mittel des Revolvingfonds ausschlielich in die
neuen Bundesldnder. Bisher wurden aus dem Revolving-
fonds insgesamt rd. 129,5 Mio. Euro in die neuen Bun-
desliander ausgezahlt. Hierdurch konnte ein Gesamtinves-
titionsvolumen von rd. 604,5 Mio. Euro ermoglicht
werden. Dem Ziel, die neuen Bundesldnder bei dem Auf-
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bau und der Entwicklung einer modernen sozialen Infra-
struktur zu unterstiitzen, fiihlt sich die Bundesregierung
nach wie vor verpflichtet.

9 Gesundheit und soziale Sicherung

9.1 Altersversorgung sichern

Die gesetzliche Rentenversicherung als Hauptsaule
der Alterssicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung hat sich als erste
Saule der Alterssicherung auch in den neuen Landern be-
wihrt. Durch die Schaffung eines fiir ganz Deutschland
einheitlichen Rentenrechts konnten zum 1. Januar 1992
mehr als vier Millionen Bestandsrenten in den neuen Lan-
dern in die lohndynamische Rentenzahlung einbezogen
und die Renten auf ein Niveau angehoben werden, das
— unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Einkom-
mensverhéltnisse — dem der westdeutschen Renten ent-
spricht. Da die Rentenanpassungen als Folge der unter-
schiedlichen Lohnentwicklungen — mit Ausnahme der
einheitlichen Anpassung zum 1. Juli 2000 — in Ost-
deutschland hoher ausfallen als in Westdeutschland, ho-
len die Renten in den neuen Léndern gegeniiber denen in
den alten Léndern auf. Dieser Aufholprozess zeigt sich
anhand der Entwicklung der so genannten Eckrenten
— die Eckrente ist die Rente, die nach 45 Versicherungs-
jahren mit Durchschnittsverdienst erworben wird — in
Ost- und Westdeutschland. Zum 1. Juli 2003 sind die
Renten in den neuen Lindern um 1,19 Prozent erhoht
worden, in den alten Landern um 1,04 Prozent. Damit hat
sich der Verhéltniswert der Eckrente in den neuen zu der
in den alten Lindern auf 87,9 Prozent (1. Juli 1990:
40,3 Prozent) erhoht.

Die durchschnittlich verfiigbaren Versichertenrenten!),
d. h. die tatséchlich ausbezahlten Renten, liegen in den
neuen Ldndern sowohl bei den Miénnern mit rd.
1 026 Euro, als auch bei den Frauen mit rd. 656 Euro be-
reits iiber den in den alten Landern mit rd. 978 Euro fiir
Mainner und rd. 478 Euro fiir Frauen (Stand: 1. Juli 2004).
Diese deutlich giinstigere Ost-West-Relation der verfiig-
baren laufenden Versichertenrenten im Vergleich zu den
verfiigbaren Eckrenten resultiert einerseits aus den Be-
sitzschutzbetragen, die im Zuge der Renteniiberleitung
gewihrt wurden, und andererseits aus den geschlossene-
ren Versicherungsbiografien der heutigen Rentnerinnen
und Rentner in den neuen Lindern. Letzteres gilt insbe-
sondere im Vergleich der Rentnerinnen in Ost- und West-
deutschland. Bei der Bewertung dieser Relation ist aller-
dings zu beriicksichtigen, dass die Renten in den neuen
Landern zumeist das einzige Einkommen darstellen. An-
spriiche aus Lebensversicherungen und anderen privaten
VorsorgemafBnahmen (z. B. Immobilienerwerb) oder An-
spriiche auf betriebliche Altersversorgung, wie sie in den
alten Landern verbreitet sind, bestehen bei der heutigen

15) Es handelt hierbei um eine Schitzung des BMGS, da die néchste
Rentenbestandsstatistik (1. Juli 2004) frithestens Anfang des Jahres
2005 veroffentlicht wird.

Rentnergeneration in den neuen Lidndern nur in einem
vergleichsweise geringen Umfang.

Die gesetzliche Rentenversicherung steht in ganz
Deutschland vor groBen finanziellen Problemen und He-
rausforderungen. Die steigende Lebenserwartung und das
gleichzeitig ungiinstiger werdende Verhéltnis zwischen
Beitragszahlern und Rentnern fithren zu einem deutlich
zunehmenden Finanzbedarf. Ohne entsprechende Mal3-
nahmen fiihrt dies zu steigenden Beitrdgen, die die Lohn-
nebenkosten erhdhen und den Faktor Arbeit verteuern.
Zusétzlich hat die konjunkturelle Schwéche zu erhebli-
chen Beitragsausfillen in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung gefiihrt. Zur Losung der aktuellen sowie der mit-
tel- und langfristigen Probleme der gesetzlichen
Rentenversicherung hat die Bundesregierung ein Mal-
nahmepaket geschniirt, das die Belastungen ausgewogen
auf alle Generationen verteilt. Dieses MaBinahmepaket
findet seine rechtliche Umsetzung mit dem Zweiten Ge-
setz zur Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
und anderer Gesetze, dem Dritten Gesetz zur Anderung
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge-
setze und dem Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Fi-
nanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz).

Eine der kurzfristigen Mafinahmen ist die Aussetzung der
Rentenanpassung in den alten und neuen Léndern im
Jahre 2004. Der Rentenangleichungsprozess wird da-
durch zwar unterbrochen, die Reformmafinahmen dndern
jedoch nichts daran, dass die Angleichung der Renten in
den neuen Léndern von der tatsdchlichen Angleichung
der Lohne und Einkommen der aktiv Beschéftigten ab-
héngig ist. Die Bundesregierung unterstellt in den Vo-
rausberechnungen langfristig eine vollstindige Anglei-
chung der Lebensverhiltnisse in den neuen Lindern an
die der alten Léander. Dies bedeutet insbesondere eine An-
gleichung der Lohne. Die mit dem RV-Nachhaltigkeitsge-
setz gednderte Anpassungsformel ist lohnbezogen, so-
dass damit automatisch auch eine Angleichung der
aktuellen Rentenwerte erreicht wird. Dariiber hinaus wird
sichergestellt, dass sich die Renten in Ostdeutschland
mindestens in der H6he dndern, wie die Renten im alten
Bundesgebiet. Diese Schutzklausel wurde fiir den Fall ei-
nes unginstigen Verlaufs der Entwicklung der Lohne in
Ostdeutschland eingefiihrt.

9.2 Umfassende Gesundheitsversorgung

Gesundheit hat einen hohen Stellenwert fiir jeden Einzel-
nen, im offentlichen Bewusstsein und fiir das System der
sozialen Sicherung. Nach der Wiedervereinigung wurde
deshalb der Entwicklung des Gesundheitswesens in den
neuen Léndern besondere Bedeutung beigemessen. In-
zwischen hat sich das Versorgungsniveau dem in den al-
ten Bundesldandern weitgehend angeglichen.

Die aktuelle Finanzsituation der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKYV) in den neuen Lindern

Bis Ende 1998 war die Verschuldung der GKV-Ost auf
ca. 0,8 Mrd. Euro angewachsen. In den Jahren 1999 bis
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2001 konnten die ostdeutschen Krankenkassen erstmals
ihre hohe Verschuldung deutlich abbauen. Diese Ent-
wicklung ist maBgeblich durch den West-Ost-Transfer im
Rahmen des gesamtdeutschen Risikostrukturausgleichs
(RSA) bedingt: Im Jahr 2002 betrug der Transfer infolge
des Finanzkraftausgleichs und der Beitragsbedarfsanpas-
sung im Zuge der stufenweisen Einfithrung des vollstin-
digen gesamtdeutschen RSA rd. 2,4 Mrd. Euro, im Jahr
2003 wird er nach derzeitigem Kenntnisstand rd. 2,9 Mrd.
Euro und in 2004 rd. 3,6 Mrd. Euro betragen.

Nach den vorlaufigen Rechnungsergebnissen des 1. Halb-
jahres 2004 ergibt sich fiir die ostdeutschen Krankenkas-
sen ein Uberschuss von rd. 0,6 Mrd. Euro, damit
rd. 25 Prozent des bundesweiten Uberschusses von fast
2,5 Mrd. Euro. Diese positive Finanzentwicklung ist auf
die ausgabenbegrenzenden und einnahmeverbessernden
Regelungen des GMG zuriickzufiihren, wenn gleich diese
Regelungen zwischen den neuen und alten Landern unter-
schiedlich wirken. So ist in den beiden Rechtskreisen eine
Reduzierung der Leistungsausgaben je Mitglied um
3,5 Prozent zu verzeichnen, wéhrend bei den beitrags-
pflichtigen Einnahmen in den neuen Lindern eine gerin-
gere Steigerungsrate von 0,3 Prozent im Vergleich zu den
alten Landern (1,7 Prozent) erzielt wurde. Das positive
Finanzergebnis von 0,6 Mrd. Euro fiihrt zu einer deutli-
chen Verbesserung der finanziellen Situation der Kran-
kenkassen in den neuen Lindern.

Der durchschnittliche allgemeine Beitragssatz lag zum
1. August 2004 in den neuen Lindern bei 14,03 Prozent
und damit 0,24 Prozentpunkte unter dem Niveau in den
alten Landern. Dieser Unterschied ist insbesondere auf
das giinstigere Beitragssatzniveau der AOK Sachsen
(12,9 Prozent) zuriickzufiihren.

Das Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung (GMG)

Die zum 1. Januar 2004 in Kraft getretene Gesundheitsre-
form umfasst strukturelle Reformen sowie eine Neuord-
nung der Finanzierung in der GKV. Die strukturellen
MaBnahmen werden Qualitdt und Wirtschaftlichkeit der
Versorgung vor allem im Bereich der grolen Volkskrank-
heiten, die die hochsten Kosten verursachen, verbessern.
Die Neuordnung der Finanzierung ist ein wesentlicher
Schritt zur kurz- und mittelfristigen Senkung der Lohnne-
benkosten und zur finanziellen Konsolidierung der GKV.

— Beitragssiitze sinken

Mittlerweile profitieren bereits iber 26 Millionen Ver-
sicherte von gesunkenen Beitrdgen. Die meisten An-
gestellten-Ersatzkassen (mit Ausnahme der Techniker
Krankenkasse) die Bundesknappschaft, einige Be-
triebskrankenkassen und Innungskrankenkassen (da-
runter auch die IKK Sachsen und die IKK Thiiringen)
sowie zwei grofle Allgemeine Ortskrankenkassen ha-
ben bereits Beitragssatzsenkungen durchgefiihrt bzw.
beschlossen. Der durchschnittliche allgemeine Bei-
tragssatz, der zum Jahreswechsel ohne die Reform-
maBnahmen nach einem Defizit von 2,9 Mrd. Euro in
2003 nochmals deutlich angestiegen wire, ging zum
1. Januar 2004 bundesweit von 14,32 auf 14,27 Prozent

(Ost: 14,04; West: 14,32) zuriick; zum 1. August 2004
lag er bei 14,22 Prozent (Ost: 14,03; West: 14,27). Die
Bundesregierung erwartet, dass die Krankenkassen
vorhandene Spielrdaume fiir Beitragssatzsenkungen zu-
gunsten der Versicherten und der Arbeitgeber nutzen
und im weiteren Jahresverlauf verwirklichen werden.

Durch das GMG werden die neuen Lander in zwei Berei-
chen besonders tangiert: Die Gesundheitsreform schafft
die Voraussetzungen fiir eine bundesweite Zulassung von
medizinischen Versorgungszentren und fiir die Anglei-
chung bei der Vergiitung in der ambulanten Versorgung.

Zulassung von medizinischen Versorgungszentren —
Transfer von Ost nach West

Mit dem GMG wurde in Deutschland die Griindung me-
dizinischer Versorgungszentren, dhnlich den Polikliniken
in der ehemaligen DDR, in ganz Deutschland ermdglicht.
Damit fand ein besonderes Element des ostdeutschen Ge-
sundheitswesens Eingang in die deutsche Gesundheitspo-
litik. Zur Griindung solcher Einrichtungen sind bereits er-
hebliche Aktivititen zu verzeichnen. Insgesamt sind
bundesweit inzwischen sieben medizinische Versor-
gungszentren zugelassen.

Medizinische Versorgungszentren sind Einrichtungen fiir
eine interdisziplindre Zusammenarbeit unterschiedlicher
medizinischer Disziplinen und nichtérztlicher Heilberufe.
Sie bieten fiir die Patientinnen und Patienten eine beson-
dere medizinische Versorgungsqualitit aus einer Hand:
eine enge Zusammenarbeit aller an der Behandlung Be-
teiligten und eine gemeinsame Verstindigung iiber
Krankheitsverlauf, Behandlungsziele und Therapie. Ne-
ben einer besseren Versorgung konnen durch Effizienzge-
winne bei Diagnose und Therapie (z. B. die hohere Aus-
nutzung von kostenintensiver Medizintechnik) Kosten
eingespart werden.

Dariiber hinaus geben medizinische Versorgungszentren
jungen Arztinnen und Arzten die Chance, im Rahmen ei-
nes Angestelltenverhéltnisses in der ambulanten Versor-
gung tdtig zu sein, ohne die dkonomischen Risiken einer
Niederlassung auf sich nehmen zu miissen. Insbesondere
jungen Arztinnen wird nach der Familienphase so die
Rickkehr in den Beruf erleichtert, da medizinische Ver-
sorgungszentren bessere Moglichkeiten der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie bieten, so etwa durch Teilzeit-
beschéftigung.

Vergiitungssituation der Arzte in den neuen Lindern

Durch das GMG wird sich eine weitere Verbesserung der
Vergiitungssituation der Arzte in den neuen Lindern erge-
ben: Die Regelungen sehen vor, das Ost-West-Verhéltnis
der Umsétze je Vertragsarzt im Bundesdurchschnitt anzu-
gleichen. Um dieses Ziel zu erreichen, werden die Ge-
samtvergiitungen in den neuen Landern in den Jahren
2004 bis 2006 zusidtzlich um insgesamt 3,8 Prozent er-
hoht, das entspricht einem zusitzlichen Vergiitungsvolu-
men in Hohe von rd. 120 Mio. Euro. Das dafiir erforderli-
che Finanzvolumen wird durch eine moderate Absenkung
der drztlichen Vergiitung in den alten Landern (mit Aus-
nahme des Landes Berlin) bereitgestellt.
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Zudem koénnen in den neuen Léandern fir ,,Sicherstel-
lungsprédmien® in Form von Zuschlidgen zum Honorar pro
Jahr bis zu 15 Mio. Euro zusétzlich zum bisherigen Ho-
norarvolumen gezahlt werden.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass durch diese
gesetzlichen Regelungen insgesamt eine verlédssliche
Grundlage fiir die Angleichung des Vergiitungsniveaus in
den neuen Lindern an das Niveau in den alten Landern
geschaffen wird.

Die Vergiitungssituation der Arztinnen und Arzte in den
neuen Lindern muss insbesondere vor dem Hintergrund
der spiirbaren Honorarerh6hungen bewertet werden, die
sich fiir die Arzte in den Jahren 2002 und 2003 durch das
am 1. Januar 2002 in Kraft getretene Gesetz zur Einfiih-
rung des Wohnortprinzips ergeben:

— Durch die dort vorgesehene Erhohung der von den Be-
triebskrankenkassen fiir die vertragsérztliche Versor-
gung gezahlten Kopfpauschalen in den neuen Léndern
auf den Durchschnittswert der von den anderen Kas-
senarten gezahlten Kopfpauschalen erhoht sich das
Honorarvolumen der Arzte um rd. 87 Mio. Euro.

— AuBerdem sieht das Gesetz in den Jahren 2002 bis ein-
schlieBlich 2004 fiir alle Krankenkassen in den neuen
Léndern einen zusétzlichen Spielraum fiir Honorarer-
héhungen von insgesamt bis zu 6 Prozent vor. Bedin-
gung ist, dass in dem genannten Zeitraum die damit
verbundenen Mehrausgaben durch Minderausgaben
bei den Leistungen von Krankenkassen und Leistungs-
erbringern in dem jeweiligen Land erwirtschaftet wer-
den und insoweit die Beitragssatzstabilitit durch die
Erhohung nicht gefahrdet wird. Dadurch konnten im
Zeitraum 2002 bis 2004 zusdtzlich insgesamt bis
184 Mio. Euro zur Honorierung der Arzte in den
neuen Léndern verfligbar gemacht werden. Diese Re-
gelung wurde durch die im Beitragssatzsicherungsge-
setz enthaltenen Regelungen zur Vergiitung der Arzte,
Zahnirzte und Krankenhduser im Jahr 2003 (so ge-
nannte ,,Nullrunde®) nicht betroffen.

An den aktuellen Daten der Krankenkassen zur Ausga-
benentwicklung fiir Arzthonorare sind die Auswirkungen
bereits ablesbar: Insgesamt sind im Jahr 2002 die Ausga-
ben der gesetzlichen Krankenversicherung je Mitglied fiir
die ambulante &rztliche Behandlung in den neuen Lan-
dern um 5,9 Prozent gestiegen, im Jahr 2003 um
3,6 Prozent. Dieser Zuwachs liegt deutlich tiber den ent-
sprechenden Zuwachsraten von 1,3 Prozent (2002) bzw.
2,5 Prozent (2003) in den alten Léndern.

Bei den freiberuflichen Hebammen ist die Vergiitungssitua-
tion verbessert worden. Die am 24. Juli 2004 in Kraft ge-
tretene Vierte Verordnung zur Anderung der Hebammen-
hilfe-Gebtihrenverordnung sieht eine um durchschnittlich
6,5 Prozent hohere Vergiitung fiir die im Rahmen der
Hebammenhilfe der gesetzlichen Krankenversicherung
erbrachten Leistungen freiberuflicher Hebammen vor. Die
verbesserten Vergiitungen, die Hebammen fiir ihre verant-
wortungsvolle Tatigkeit erhalten, tragen auch zur Siche-
rung der Qualitdt der Hebammenhilfe bei.

Die Situation der Hausirztinnen und -drzte

Die flichendeckend ambulante Versorgung ist in den
neuen Léndern weitgehend gesichert. Dies gilt vor allem
fiir die fachérztliche Versorgung; dort ist ein Grofteil der
Planungsbereiche wegen Uberversorgung gesperrt. Die
Versorgung mit Hausdrzten ist im iberwiegenden Teil
der neuen Léander auch sichergestellt. Hierfiir sprechen
im Einzelnen folgende Zahlen: Die derzeitige Hausarzt-
dichte liegt in allen neuen Landern iiber oder geringfiigig
unter dem Bundesdurchschnitt von 7,21 Hausérzten pro
10 000 Einwohnern.

Brandenburg: 7,06 pro 10 000 Einwohner

7,77 pro 10 000 Einwohner
7,30 pro 10 000 Einwohner
7,00 pro 10 000 Einwohner
7,60 pro 10 000 Einwohner

Allerdings ist aufgrund der ungiinstigen Altersstruktur
mit einem verstiarkten Ausscheiden von Hausérzten zu
rechnen, sodass es zu lokalen Engpédssen kommen kann.
Das GMG sieht hier eine Reihe von MafBnahmen, wie
z. B. die Erméchtigung von zugelassenen Krankenhéu-
sern zur Teilnahme an der vertragsérztlichen Versorgung
und die Moglichkeit der Zahlung von ,,Sicherstellungszu-
schldgen an Vertragsérzte in unterversorgten Gebieten
oder Teilen von Gebieten vor, die dazu beitragen, dass lo-
kale Versorgungsliicken geschlossen werden kénnen. Der
Verbesserung der Versorgungssituation kommen auch die
medizinischen Versorgungszentren zugute. Dariiber hi-
naus beschiftigt sich eine Bund/Lander-Arbeitsgruppe mit
der Versorgungssituation. Mit Ergebnissen dieser Arbeits-
gruppe ist in der zweiten Jahreshalfte 2004 zu rechnen.

Mecklenburg-Vorpommern:
Sachsen:
Sachsen-Anhalt:

Thiiringen:

Fordermaf3nahmen im stationiren Bereich

Der investive Nachholbedarf im Akutkrankenhaussektor
konnte durch das Krankenhausinvestitionsprogramm fiir
die neuen Lander mit einem urspriinglich vorgesehenen
Gesamtvolumen von rd. 10,7 Mrd. Euro weitestgehend
abgebaut werden. Mit diesem urspriinglich bis Ende 2004
befristeten Programm hat der Bund den neuen Lindern
und Berlin (fiir den Ostteil der Stadt) von 1995 bis 2001
eine jéhrliche Finanzhilfe in Héhe von rd. 358 Mio. Euro
zur Verfligung gestellt. Die Lénder haben sich in mindes-
tens gleicher Hohe und die Krankenkassen iiber einen In-
vestitionszuschlag auf die Pflegesitze der Krankenhduser
in den neuen Léndern mit jahrlich rd. 179 Mio. Euro be-
teiligt. Der Einsatz dieser Mittel hat sich u. a. auch positiv
auf die Arbeitsmarktsituation in den neuen Léndern aus-
gewirkt: Pro investierte Million Euro ist von drei bis vier
neuen Arbeitspldtzen auszugehen.

Am 1. Januar 2002 ist das Solidarpaktfortfiihrungsgesetz
(SFG) in Kraft getreten, mit dem unter anderem das In-
vestitionsforderungsgesetz Aufbau Ost und Artikel 14 des
Gesundheitsstrukturgesetzes, die Grundlage des Kranken-
hausinvestitionsprogramms, gedndert wurden. Als Folge
der Gesetzesanderung entfallen fiir die Jahre 2002 bis
2004 die bisher in Artikel 14 des Gesundheitsstrukturge-
setzes vorgesehenen zweckgebundenen jdhrlichen
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Bundesfinanzhilfen in Héhe von rd. 358 Mio. Euro. Die
Mittel des Investitionsforderungsgesetzes Aufbau Ost
werden vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2004 als
Sonderbedarfs-Bundesergdnzungszuweisungen fiir die
neuen Lander und Berlin bereitgestellt. Die neuen Lander
haben hierdurch ein hohes Mal} an Flexibilitit erhalten
und konnen mithilfe der Sonderbedarfs-Bundesergén-
zungszuweisungen einem ggf. noch vorhandenen Nach-
holbedarf bei den Krankenhausinvestitionen eigenverant-
wortlich Rechnung tragen.

Die weiteren Regelungen des Artikel 14 GSG zu dem bis
Ende 2014 zu erhebenden Investitionszuschlag auf die
Pflegesdtze und zur Aufstellung der Investitionspro-
gramme werden durch die Anderung des Investitionsfor-
derungsgesetzes Aufbau Ost nicht beriihrt und gelten des-
halb in redaktionell angepasster Form fort.

Das Anti-D-Hilfegesetz

Die Bundesregierung hat mit dem Gesetz iiber die Hilfe
fiir durch Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepatitis-
C-Virus infizierte Personen (Anti-D-Hilfegesetz) die ma-
terielle Situation der betroffenen Frauen wesentlich ver-
bessert. Das am 11. August 2000 verkiindete Gesetz
wurde von den Léndern von Beginn an ziigig umgesetzt.
Die finanziellen Leistungen an die Betroffenen beliefen
sich im Jahre 2000 auf insgesamt 8,762 Mio. Euro, wo-
von 7,138 Mio. Euro Einmalzahlungen und 1,624 Mio.
Euro Rentenzahlungen betrafen. Einmalzahlungen wer-
den vollstdndig, Rentenzahlungen zur Hélfte vom Bund
getragen. Da Einmalzahlungen hauptsichlich im Jahr des
Inkrafttretens geleistet wurden, sind die Zahlungen aus
Bundesmitteln in den Jahren 2001 (2,411 Mio. Euro),
2002 (2,145 Mio. Euro) und 2003 (1,992 Mio. Euro) kon-
tinuierlich zuriickgegangen.

Finanzhilfe fiir die Pflegeversicherung

Der Bund gewiéhrte gemil Artikel 52 Pflegeversiche-
rungsgesetz seit 1995 zur ziigigen und nachhaltigen Ver-
besserung der Qualitéit der ambulanten, teil- und vollstati-
ondren Versorgung der Bevolkerung und zur Anpassung
an das Versorgungsniveau im iibrigen Bundesgebiet zeit-
lich befristet bis 2002 Finanzhilfen in Hohe von jéhrlich

rd. 409 Mio. Euro. Diese Finanzhilfen wurden im Rah-
men der Konsolidierung des Bundeshaushalts 2000 ge-
streckt. Insgesamt wurde bis zum Jahr 2002 ein Betrag in
Hoéhe von rd. 221 Mio. Euro zeitlich verlagert, der dann
bedarfsgerecht im Jahr 2004 wieder zur Verfiigung ge-
stellt wird. Eine Kiirzung des Gesamtvolumens in Hohe
von rd. 3,3 Mrd. Euro erfolgte hierdurch nicht.

Diese Finanzhilfen werden den Landern nach ihrer Ein-
wohnerzahl zugewiesen (fiir das Land Berlin wird die
Einwohnerzahl im 0stlichen Teil zugrunde gelegt); sie
konnen bis zu 80 Prozent der 6ffentlichen Finanzierung
eines Vorhabens betragen. Die Léander stellen sicher, dass
wenigstens 20 Prozent der 6ffentlichen Investitionsmittel
aus Mitteln des Landes bzw. der Gemeinden aufgebracht
werden. Von 1995 bis Ende 2003 konnten dadurch
806 neue Einrichtungen in den neuen Landern in Betrieb
genommen werden.

Zusitzlich wurden im Rahmen des ,,Modellprogramms
zur Verbesserung der Versorgung Pflegebediirftiger seit
1991 fiir 95 Projekte Bundesmittel in Hohe von rd.
80,1 Mio. Euro (Stand: August 2004) fiir ambulante
Dienste, Tages- und Kurzzeitpflege sowie stationére Pfle-
geeinrichtungen und Hospize in den neuen Léndern be-
willigt.
9.3 Der Beitrag der Bundeswehr
und ihrer Einrichtungen

Bundeswehrkrankenhaus Berlin/Akademisches
Lehrkrankenhaus der Charité

Das Bundeswehrkrankenhaus Berlin steht wie alle ande-
ren Bundeswehrkrankenhduser auch fiir zivile Patienten
offen. Fast die Halfte der 368 Krankenhausbetten im Bet-
tenplan der Senatsverwaltung ist fiir zivile Patienten vor-
gesehen.

Im Bundeswehrkrankenhaus Berlin werden jedes Jahr
ca. 10 000 Patienten stationdr aufgenommen — davon
ca. 4 000 zivile Patienten. Etwa 72 000 Soldaten werden
in den Fachérztlichen Untersuchungsstellen ambulant be-
handelt. Circa 120 Arzte sowie 200 Krankenschwestern
und -pfleger (zivil und militérisch) sorgen fiir eine opti-
male Betreuung der Patienten im Krankenhaus.

Tabelle 20
Anti-D-Hilfegesetz
Anti-D-Hilfegesetz
(am 1. Januar 2000 in Kraft getreten)
Jahr Einmalzahlungen Rentenzahlungen
2000 7,138 Mio. Euro 1,624 Mio. Euro
2001 0,594 Mio. Euro 1,817 Mio. Euro
2002 0,149 Mio. Euro 1,996 Mio. Euro
2003 0,051 Mio. Euro 1,941 Mio. Euro
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Das Bundeswehrkrankenhaus Berlin ist eng in das 6ffent-
liche Gesundheitssystem Berlins integriert. Das Bundes-
wehrkrankenhaus Berlin ist seit 1994 als Akademisches
Lehrkrankenhaus in die Ausbildung von Medizinstuden-
ten der Charité, des grofiten Universitédtsklinikums Euro-
pas, eingebunden. Die Vertiefung und Intensivierung der
Kooperation mit der Charité ist eines der wichtigsten Zu-
kunftsprojekte, um die Versorgung der Patienten weiter
optimieren zu kdnnen. Die angegliederte Krankenpflege-
schule bildet in drei Klassen insgesamt 30 zivile und
45 militérische Schiiler zu examinierten Krankenschwes-
tern/-pflegern aus, die dann auch an anderen Krankenhdu-
sern Beschiftigung finden. In einer vierten Klasse erfolgt
die Ausbildung von jéhrlich ca. 150 Rettungssanitétern
im Verbund mit der Berliner Berufsfeuerwehr.

Bundeswehrkrankenhaus Leipzig/Akademisches
Lehrkrankenhaus der Universitit Leipzig

Im Jahr 2003 entstand in Leipzig das modernste Bundes-
wehrkrankenhaus. In den vier Fachabteilungen mit insge-
samt 156 Betten und der jeweils angeschlossenen
Fachambulanz findet ebenso wie in den vier eigenstindi-
gen Fachambulanzen Medizin auf hdchstem Niveau statt.
Eine Besonderheit ist die interdisziplindre Bettenstation,
in der die Patienten fachiibergreifend, sozusagen im
Teamwork der Fachabteilungen, behandelt werden.

Die medizinischen Leistungen des Bundeswehrkranken-
hauses stehen auch der Bevdlkerung zur Verfligung und
werden mit groem Zuspruch in Anspruch genommen.
Dariiber hinaus ist das Bundeswehrkrankenhaus mit ei-
nem Notarzteinsatzfahrzeug fest in den Rettungsdienst
des Rettungszweckverbandes Nordsachsen und der Stadt
Leipzig integriert. Ein Hubschrauberlandeplatz erginzt
das Angebot der Rettungsmdglichkeiten.

Des Weiteren hat das Bundeswehrkrankenhaus Leipzig
seit 1998 auch als ,,Akademisches Lehrkrankenhaus der
Universitét Leipzig™ einen Lehr- und Ausbildungsauftrag
fiir Studierende der Medizin. Durch regelméfige Aus-
und Fortbildungen ist ein optimaler Ausbildungsstand der
Arzte, Krankenschwestern und Pfleger sowie des Assis-
tenzpersonals jederzeit gewéhrleistet.

10 Landliche Raume starken

Die Bundesregierung wird auch kiinftig einen wichtigen
Beitrag zur Uberwindung noch bestehender wirtschaftli-
cher, sozialer, kultureller und 6kologischer Probleme in
den neuen Lindern leisten. Eine besondere Bedeutung
kommt der Sicherung und Schaffung von Einkommen
und Arbeit bei der Erhaltung und nachhaltigen Entwick-
lung léandlicher Rdume zu. Obwohl die Agrarwirtschaft in
den neuen Landern nach wie vor ein bedeutsamer Wirt-
schaftsfaktor ist, der stabilisierend auf den Arbeitsmarkt
wirkt, kann sie jedoch allein tragfahige landliche Struktu-
ren auf Dauer nicht gewéhrleisten.

Gegenwirtig wird die Entwicklung der ldndlichen Raume
— insbesondere in einigen Regionen Mecklenburg-Vor-
pommerns, Brandenburgs und Sachsen-Anhalts — von
Uberalterung und Abwanderung erheblich beeinflusst.

Dies birgt beachtliche Gefahren fiir die Aufrechterhaltung
des Dorflebens, da notwendige Strukturen (wie z. B.
Schulen, Geschéfte, Dorfgaststitten, Handwerk, Ver-
kehrsverbindungen etc.) nicht mehr aufrechterhalten wer-
den konnen bzw. génzlich wegbrechen. Der Riickbau und
Abriss von Wohnungen und unzureichende Fortschritte
beim Aufbau der Infrastruktur sind dafiir sichtbare Zei-
chen. Zugleich verschirfen die zunehmende Abwande-
rung, insbesondere der jungen und besser ausgebildeten
Menschen, die Probleme und verringern die wirtschaftli-
che Stabilitét der betroffenen lidndlichen Gebiete. In eini-
gen Regionen fehlt es z. B. bereits heute an qualifiziertem
Nachwuchs fiir die landwirtschaftlichen Betriebe.

Mehr als bisher sind, die spezifischen Starken und Chan-
cen der lindlichen Rdume zu nutzen. Fiir die Sicherung
lebensféhiger und attraktiver ldndlicher Raume ist es er-
forderlich, Wertschopfung und Arbeitspldtze auch in Be-
reichen auflerhalb der landwirtschaftlichen Produktion zu
entwickeln. Der Bund wird sich gemeinsam mit den Léan-
dern und Kommunen

— fiir den Erhalt und Ausbau der Lebensqualitit in land-
lichen Rdumen,

— fiir die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen
und Einkommen sowie

— fur den langfristigen Erhalt und die Sicherung der na-
tiirlichen Ressourcen der ldndlichen Rdume

einsetzen.

Dazu sind eine intensive Verflechtung der raumwirksa-
men Politikfelder (regionale Wirtschaftsférderung, Ar-
beitsmarktpolitik, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt,
Bauwesen und Raumordnung), eine verstirkte Koopera-
tion der unterschiedlichen Akteure in den Regionen und
eine stiarkere Besinnung auf die Eigenkrafte jeder einzel-
nen Region unbedingt erforderlich.

10.1

Bund und Léander haben mit dem Rahmenplan 2004 der
Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes” (GAK) die iiberbetrieblichen
FordermaBnahmen auch in Hinblick auf die sektoriiber-
greifende Wirkung in den neuen Lindern neu gestaltet.
Der bisher sektoral ausgerichtete Ansatz der Fordermal3-
nahmen wird durch einen stirker raumbezogenen Ansatz
abgelost. Landliche Regionen werden mehr als bisher als
Einheit betrachtet. In dem neuen Fordergrundsatz ,,Inte-
grierte ldndliche Entwicklung® werden die raumbezoge-
nen Maflnahmen Dorferneuerung, Flurbereinigung, We-
gebau und agrarstrukturelle Entwicklungsplanung
zusammengefiihrt. Gleichzeitig wird die Foérderung von
Regionalmanagement und léndlichen Entwicklungskon-
zepten in den Fordergrundsatz aufgenommen. Dem liegt
die Erkenntnis zugrunde, dass jede Region ihre eigenen
Stirken und Schwichen hat und Férdermafinahmen umso
besser wirken, je konkreter sie auf diese regionalen
Besonderheiten abgestimmt sind. Durch die Forderung
der Erarbeitung integrierter landlicher Entwicklungskon-
zepte konnen bisher isolierte EinzelmaBnahmen besser

Forderpolitik
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aufeinander abgestimmt und gezielt zur Entwicklung der
landlichen Regionen eingesetzt werden. Mit dem Regio-
nalmanagement wird die zielgerichtete Umsetzung dieser
in den Regionen erarbeiteten Strategie unterstiitzt.

Auf nationaler Ebene wurde dieses Forderkonzept in dem
Modell- und Demonstrationsvorhaben ,REGIONEN AK-
TIV — Land gestaltet Zukunft erfolgreich erprobt. Der
Bund unterstiitzt in diesem Vorhaben, das gleichzeitig Pi-
lotprojekt der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist,
bundesweit 18 Modellregionen im Zeitraum von 2002 bis
2005 mit insgesamt mindestens 45,5 Mio. Euro. Zu den
Modellregionen zdhlen alleine 7 Regionen aus den neuen
Léandern, die Regionen Barnim Uckermark, Mecklenbur-
gische Seenplatte, Odermiindung, Liibecker Bucht (teil-
weise.), Altmark, Séchsische Schweiz/Weilleritz und
Eichsfeld. Die Mittel dienen der Umsetzung von in der
Region partnerschaftlich erarbeiteten integrierten regio-
nalen Entwicklungsstrategien. Mit ihren innovativen
Ideen sollen die Modellregionen zu Vorbildern fiir eine
integrierte landliche Entwicklung und funktionierende
Stadt-Land-Beziehung werden. Durch die Ubernahme
wichtiger Inhalte aus REGIONEN AKTIV in den Forder-
grundsatz ,,Integrierte landliche Entwicklung™ der GAK
stehen nunmehr auch fiir die tibrigen ldndlichen Rdume in
den neuen Landern neue Chancen offen. Endogene Po-
tenziale kdnnen aktiviert und Impulse fiir eigenstindige
Entwicklungen gegeben werden.

Im Rahmen der GAK wurden fiir die neuen Lénder 2003
rd. 231 Mio. Euro Bundesmittel bereitgestellt. Zusammen
mit den komplementéren Lindermitteln stand ein Forder-
volumen von rd. 382 Mio. Euro zur Verfiigung.

Fir MaBnahmen der GAK stehen im Jahr 2004 Bundes-
mittel in Héhe von rd. 716 Mio. Euro, hiervon rd.
238 Mio. Euro fiir die neuen Lander zur Verfiigung; die
erginzenden Léandermittel belaufen sich auf rd.
150 Mio. Euro. Diese nationalen Mittel werden in erheb-
lichem Umfang durch europdische Mittel erginzt, da fiir
die meisten Mafinahmen der GAK eine Mitfinanzierung
durch die EU mdglich ist. Dadurch wird die Wirkung der
MaBnahmen verstérkt.

In dem Forderjahr 2003 standen den neuen Léndern rd.
500 Mio. Euro an Strukturfondsmitteln aus dem Europii-
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds (EAGFL), Abtei-
lung Ausrichtung, zur Verfiigung. Die Mittel wurden im
Wesentlichen fiir MaBnahmen zur Verbesserung der At-
traktivitit und ganzheitlichen Entwicklung der ldndlichen
Réume (Landliche Entwicklung) sowie zur Férderung der
multifunktionalen Aufgaben des Agrarsektors in landli-
chen Raumen (Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit)
eingesetzt.

Daneben wurden in den neuen Landern rd. 170 Mio. Euro
an EAGFL-Mitteln aus der Abteilung Garantie fiir die
Forderung von AgrarumweltmaBBnahmen und zur Gewéh-
rung der Ausgleichszulage in den von der Natur benach-
teiligten Gebieten eingesetzt.

Dariiber hinaus standen den neuen Lindern im Rahmen
der Gemeinschaftsinitiative LEADER+ fiir das Jahr 2003
rd. 20 Mio. Euro fiir modellhafte, innovative Maflnahmen

zur Entwicklung der landlichen Rdume aus den Struktur-
fonds der EU zur Verfiigung. Die Gemeinschaftsinitiative
stofit in den Regionen auf groBes Interesse. Die rd.
600 Projekte trugen in den Schwerpunkten ,,Neue Tech-
nologien®, ,,Verbesserung der Lebensqualitdt”, ,Lokale
Produkte und Dienstleistungen®, ,,Natur und Kultur® so-
wie ,,Zusammenarbeit mit anderen Regionen in Deutsch-
land bzw. den EU-Mitgliedstaaten* zur Erhaltung und
Schaffung von Arbeitsplétzen bei.

Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, dass in der
neuen Forderperiode (2007 bis 2013) die Mittel der EU-
Strukturfonds auf die am wenigsten entwickelten Regio-
nen konzentriert werden. Nach den jetzigen Berechnun-
gen der Kommission werden die meisten Regionen der
neuen Lénder auch nach 2006 das Kriterium fiir den
hochsten Forderstatus erfiillen.

In der Forderperiode 2007 bis 2013 sollen alle Mafinah-
men der ldndlichen Entwicklung aus einem eigenstindi-
gen Fonds — Europédischer Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER) —, d. h. au-
Berhalb der Strukturfonds (EFRE, ESF) finanziert werden
und einer einheitlichen Programmierung, einem einheitli-
chen Finanzmanagement und einem einheitlichen Kon-
trollsystem unterliegen. Gleichzeitig sollen die Mittel des
EAGFL-Ausrichtung, die bisher den Ziel-1-Gebieten zur
Verfligung standen, in den Fonds fiir ldndliche Entwick-
lung umgeschichtet werden und diesen Regionen erhalten
bleiben. Der LEADER-Ansatz soll in die Mainstream-
Forderung iibernommen und damit starker als bisher regi-
onalisierte, integrierte und partnerschaftlich erarbeitete
Programme gefordert werden. Ungeachtet noch zu kla-
render Fragen kommt dieser Ansatz der Kommission den
neuen Landern entgegen.

10.2 Umsetzung der Agrarreform

Die im Juni 2003 beschlossene grundlegende Neuausrich-
tung der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europidischen
Union betrifft auch die Landwirtschaft in den neuen Lén-
dern. Damit erhélt auch die Landwirtschaft in den neuen
Landern eine klare Perspektive fiir eine stirkere marktori-
entierte Entwicklung. In den Verhandlungen wurden die
spezifischen Anliegen der neuen Lénder gewahrt; so
konnte z. B. die vorgesehene groBenabhingige Degres-
sion abgewendet werden. Der beschlossene Wegfall der
Intervention fiir Roggen in der EU betrifft vor allem
Deutschland und hier die neuen Lénder. Zum Ausgleich
erhélt Deutschland einen um 10 Prozent erh6hten Betrag
an Modulationsmitteln von der EU. Von diesen Mitteln
sind mindestens 10 Prozent in den Roggen erzeugenden
Regionen fiir geeignete FordermaBnahmen zu verwen-
den. Bei der nationalen Umsetzung der Agrarreform hat
die Bundesregierung der besonderen wirtschaftlichen und
historisch bedingten Situation der ostdeutschen Landwirt-
schaft Rechnung getragen.

10.3 Altschuldenregelung

Der Deutsche Bundestag hat zur Losung des letzten Pro-
blems der Wiedervereinigung im Agrarbereich das Gesetz
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zur Regelung der Altschulden der LPG-Nachfolgeunter-
nehmen beschlossen, dessen Ziel die beschleunigte Ablo-
sung der Altschulden landwirtschaftlicher Unternechmen
entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit ist.
Hierzu werden die bestehenden Regelungen zur Bedie-
nung der Altschulden an die verbesserte wirtschaftliche
Situation der ostdeutschen Landwirtschaft angepasst und
ein einheitliches Abloseverfahren festgelegt.

Das Gesetz vom 25. Juni 2004 (BGBI I S. 1389), das am
1. Juli 2004 in Kraft getreten ist, sieht neben der Verringe-
rung der zuvor zu hohen Begiinstigung bei den Riickzah-
lungsbedingungen auch eine freiwillige Abloseregelung
fiir die ca. 1 500 Unternehmen mit Rangriicktrittsverein-
barungen vor. Dabei wird der endgiiltige Ablosebetrag
nach Priifung der Antragsunterlagen betriebsindividuell
unter Beachtung des Grundsatzes der Beihilfeneutralitit
festgelegt werden. Unternehmen, die von der angebotenen
Abloseregelung keinen Gebrauch machen, haben weiter-
hin — aber zukiinftig auf der Basis verschirfter Bedingun-
gen — Zahlungen aus dem Jahresiiberschuss zu leisten.
Insgesamt stellt das Gesetz einen sachgerechten Aus-
gleich zwischen den wirtschaftlichen Interessen der Alt-
schuldner und dem Gebot des effizienten Einsatzes 6ffent-
licher Mittel her.

Derzeit lauft der Abstimmungsprozess zur Verabschie-
dung einer Rechtsverordnung, die die Einzelheiten der
Durchfiihrung des Gesetzes regeln soll. Mit der Verab-
schiedung der Verordnung ist im Herbst 2004 zu rech-
nen.

Samtliche betroffenen Unternehmen sind nunmehr aufge-
fordert, innerhalb der vorgesehenen Frist zu priifen, ob
unter den sehr unterschiedlichen jeweiligen betriebli-
chen Gegebenheiten die eingerdumte Chance auf eine
endgiiltige Losung der Altschuldenfrage genutzt werden
kann.

10.4 Flachenerwerb

Der begiinstigte Flachenerwerb nach dem Entschadi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) erreichte
auch im Jahr 2003 bis einschlieBlich 30. Juni 2004 ein
hohes Niveau. So wurden in diesem Zeitraum nach den
begiinstigten Preisen des EALG 59 695 ha landwirt-
schaftliche Flachen und mehr als 48 000 ha forstwirt-
schaftliche Flichen durch die Bodenverwertungs- und
-verwaltungs GmbH (BVVGQ) verduBert.

Von der im EALG vorgesehenen Moglichkeit, bis zu
50 000 ha besonders wertvolle Naturschutzflachen unent-
geltlich auf die neuen Lander oder unmittelbar auf Natur-
schutzverbiande und -stiftungen, die vom jeweiligen Land
benannt werden, zu iibertragen, wurde weiterhin Ge-
brauch gemacht. So iibertrug die BVVG rd. 6 600 ha Na-
turschutzflichen an die Lander sowie rd. 5 380 ha an Ver-
bande und Stiftungen. Seit Beginn der unentgeltlichen
Ubertragung von Naturschutzflichen im Juni 2001 gab
die BVVG bis 30. Juni 2004 rd. 25 000 ha schiitzenswerte
Flachen ab.

1" Energie und Umwelt

11.1  Energiepolitik

Die neuen Bundesldnder verfiigen heute iiber eine mo-
derne Energieversorgung mit marktwirtschaftlichen
Strukturen auf Basis eines ausgewogenen Energiemixes
aus Erdgas und Erddl, Braunkohle, Steinkohle sowie er-
neuerbaren Energien.

Braunkohleverstromung

In der Braunkohleindustrie hat sich ein tiefer Struktur-
wandel vollzogen. Sie ist nach wie vor ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor in den neuen Bundesldndern. Mit der
Inbetriebnahme der Neubaukraftwerke und dem Ab-
schluss des Modernisierungsprogramms konnte die
Braunkohlenférderung in den neuen Bundeslédndern seit
1999 im vierten Jahr hintereinander gesteigert werden. Im
Jahr 2003 belief sich die Braunkohlenforderung auf
79,4 Mio. Tonnen. Zuvor sank die Braunkohlenforderung
aufgrund des einschneidenden Umstrukturierungsprozes-
ses nach der Wiedervereinigung von ca. 300 Mio. Tonnen
im Jahr 1989 auf ca. 65 Mio. Tonnen im Jahr 1999.

In den letzten Jahren wurden erhebliche Fortschritte bei
der Reduzierung der hohen Klimawirksamkeit der Nut-
zung von Braunkohle erzielt; sie verursacht heute nur
noch 22 Prozent der CO,-Emissionen in Deutschland ge-
geniiber 35 Prozent im Jahr 1990. Zum Riickgang der
energiebedingten CO,-Emissionen in Deutschland um
etwa 14,9 Prozent im Zeitraum 1990 bis 2003 (It. vorldu-
figen Berechnungen) hat die Braunkohle iiberproportio-
nal stark beigetragen. Im gleichen Zeitraum sind die CO,-
Emissionen aus Braunkohle um ca. 47,6 Prozent gesun-
ken und haben somit einen wesentlichen Beitrag zur Er-
reichung der deutschen Verpflichtungen aus dem Kioto-
Protokoll geleistet.

Mit Wirkungsgraden von bis zu 43 Prozent sind die neu
errichteten Kraftwerke mit die modernsten Braunkohlen-
kraftwerke weltweit. Die einheimische Braunkohle wird
hier mit den hochsten Effizienz- und Umweltstandards
gewonnen und verstromt. Sdmtliche Kraftwerke verfiigen
iiber hochwirksame Anlagen zur Entschwefelung und
Entstickung der Rauchgase.

In 2002 wurden rd. 105 Terawattstunden (TWh) Strom in
den neuen Bundesldandern erzeugt, zwei Drittel davon auf
Basis der ecinheimischen und nicht subventionierten
Braunkohle. Dabei hat das in 2002 gebildete Energicun-
ternehmen Vattenfall Europe AG seine Verpflichtungen
gegeniiber der Bundesregierung, bis 2011 jihrlich
50 TWh Strom aus ostdeutscher Braunkohle abzusetzen,
in 2002 mit 57,6 TWh und in 2003 mit 58,0 TWh mehr
als eingehalten. Das ist auch eine wesentliche Grundlage
zur langfristigen Sicherung der Arbeitsplétze in den ost-
deutschen Braunkohlentagebauen und -kraftwerken.
Ende 2003 waren dort rd. 11 500 Mitarbeiter beschéftigt.
Insgesamt hat die ostdeutsche Braunkohlenindustrie die
Grundlagen fiir eine anhaltende Wettbewerbsfahigkeit ge-
schaffen.
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Erneuerbare Energien

Die erneuerbaren Energien konnten auch in Ostdeutsch-
land weiter ausgebaut werden. So wurden in den neuen
Landern 5120 Windenergieanlagen mit insgesamt
rd. 5 662 MW Leistung errichtet (Stand 30. Juni 2004);
das sind rd. 37 Prozent der in Deutschland insgesamt in-
stallierten Windkraftkapazitdt. Die Stromerzeugung von
Windenergieanlagen betrug im Jahr 2002 rd. 5,7 TWh,
was einem Anteil von etwa 5,4 Prozent an der Gesamt-
stromerzeugung in den neuen Bundesldndern entspricht.
Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem Markt-
einfilhrungsprogramm der Bundesregierung sowie dem
Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP) im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Kiistenschutzes hat in den neuen Bundesladn-
dern zudem ein deutlicher Ausbau der Biogaserzeugung
und -nutzung eingesetzt. Damit leisten die erneuerbaren
Energien auch einen Beitrag zur Verbesserung der Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt. Nach einer aktuellen Studie
belaufen sich die direkten und indirekten Beschéftigungs-
wirkungen der erneuerbaren Energien mit Stand 2002
deutschlandweit bereits auf rd. 120 000 Arbeitsplétze.
Davon entfillt ein erheblicher Anteil auf die neuen Lén-
der.

Das fortentwickelte Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG),
das am 1. August 2004 in Kraft getreten ist, bietet einen
verlédsslichen Rechtsrahmen fiir weitere Investitionen in
Solarenergie, Wind- und Wasserkraft, Bioenergie und Ge-
othermie, die bereits heute zu einem jéhrlichen Umsatz-
volumen von 10 Mrd. Euro in Deutschland insgesamt
fithren. Das EEG gehort damit weltweit zu den wirkungs-
vollsten Klimaschutz-Instrumenten, ist Motor fir Innova-
tionen und erhdht die Exportchancen fiir deutsche Tech-
nik.

Effiziente Erzeugung

Die neuen Bundeslinder verfiigen zudem iiber den
deutschlandweit modernsten KWK-Anlagenpark. Die
Kapazitit der tiberwiegend gasgefeuerten Heizkraftwerke
bzw. GuD-Anlagen betrug 2002 ca. 2 200 MW. Bei einer
durchschnittlichen Nutzungsdauer von ca. 4 000 h/a de-
cken diese Anlagen ca. 8,3 Prozent der jdhrlichen Ge-
samtstromeinspeisung und tragen damit nicht unwesent-
lich zu einer hohen Effektivitit und umweltvertrdglichen
Stromerzeugung in den neuen Bundesldndern bei.

Am Standort Greifswald ist die Errichtung eines hoch ef-
fizienten GuD-Kraftwerks mit einer Leistung von
1 200 MW in greifbare Nihe geriickt, insbesondere nach-
dem die Europédische Kommission griines Licht fiir eine
ErmiafBigung der Erdgassteuer gegeben hat. Im Rahmen
der Okologischen Steuerreform wird auf die steuerliche
Belastung des in hocheffizienten GuD-Kraftwerken ein-
gesetzten Erdgases verzichtet, sofern ein elektrischer
Wirkungsgrad von 57,5 Prozent nachgewiesen wird.

11.2 Emissionshandel

Die Europdische Richtlinie zum Emissionshandel ver-
pflichtet die Mitgliedstaaten dazu, ab dem 1. Januar 2005

ein Handelssystem fiir Treibhausgase einzufiihren. Teil-
nehmer sind die Betreiber von Kraftwerken und bestimm-
ten Industrieanlagen. Die Zertifikate werden auf der Basis
absoluter Emissionsbegrenzungen zunachst kostenlos an
die Betreiber verteilt und kénnen anschliefend in der Eu-
ropédischen Union frei gehandelt werden. Das geplante
Emissionshandelssystem soll einen wesentlichen Beitrag
zur Einhaltung der Reduktionsverpflichtungen der Ge-
meinschaft und der Mitgliedsstaaten im Rahmen des Ki-
oto-Protokolls leisten.

Deutschland hat sich im Rahmen der zwischen den EU-
Mitgliedstaaten am 24. April 2002 vereinbarten Lasten-
teilung dazu verpflichtet, eine Minderung der Emissionen
von CO,, CH,, N,O, SF,, HFKW und FKW um
21 Prozent in der Periode 2008 bis 2012 gegeniiber 1990
zu verwirklichen.

Die Einfiihrung des Emissionshandelssystems mit absolu-
ter Mengenbeschriankung soll auch in Deutschland we-
sentlich zur Einhaltung dieses Klimaschutzziels beitra-
gen. Der Emissionshandel ist — im Vergleich mit
alternativ einsetzbaren Instrumenten — ein kosteneffizien-
tes Instrument, mit dem definierte Minderungsziele
punktgenau erreicht werden konnen: Die Pflicht, fiir CO,-
Emissionen Zertifikate im Umfang des ausgestoBenen
Kohlendioxid abzugeben, schafft fiir Betreiber einen wirt-
schaftlichen Anreiz, diese Emissionen zu geringsten Kos-
ten zu verringern oder zu vermeiden. Dabei iiberldsst es
das Instrument den Gesetzen des Marktes, wo, wer, wie
viel zu welchem Zeitraum reduziert. Betreiber haben die
Wabhl, entweder bei ihren eigenen Anlagen Emissionen zu
mindern, Emissionsgutschriften im Rahmen der projekt-
bezogenen Mechanismen des Kioto-Protokolls (Joint Im-
plementation und Clean Development Mechanism) zu ge-
nerieren oder iberzéhlige Emissionszertifikate von
anderen Anlagenbetreibern zu kaufen.

Die rechtlichen Voraussetzungen fiir den Start des Emis-
sionshandelssystems am 1. Januar 2005 in Deutschland
sind geschaffen: Zur rechtlichen Umsetzung der Europdi-
schen Emissionshandelsrichtlinie hat die Bundesregie-
rung im Dezember 2003 den Entwurf des Treibhausgas-
emissionshandelsgesetzes vorgelegt, das vom Deutschen
Bundestag im Juli 2004 nach Abschluss des Vermitt-
lungsverfahrens mit dem Bundesrat verabschiedet wurde.
Die Bundesregierung hat ferner den Nationalen Alloka-
tionsplan fiir Deutschland verabschiedet. Gegenstand die-
ses Plans ist ein Mengengeriist mit Zielen fiir die Sekto-
ren sowie Allokationsregeln und -kriterien fiir die Zutei-
lung von Emissionszertifikaten an die einzelnen
Unternehmen.

Dabei wurde die besondere Situation der ostdeutschen
Unternehmen berticksichtigt, die vielfach durch umfas-
sende Investitionen bereits frithzeitig betrdchtliche Emis-
sionsminderungen erzielen konnten (Early Action). Mo-
dernisierte oder neu gebaute Anlagen, die ab 1994 in
Betrieb gegangen sind, werden von den Reduktionsver-
pflichtungen fiir 12 Jahre freigestellt. Fiir besonders effi-
ziente Anlagen, die eine Emissionsminderung von min-
destens 40 Prozent erreichen, gilt diese Befreiung sogar
bis 2012. Bereits abgeschlossene Malnahmen, die zu be-
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sonders hohen Effizienzsteigerungen gefiihrt haben, sind
damit kiinftig Erstinvestitionen gleichgestellt. Erginzt
wird der Allokationsplan durch eine Liste von 2 350 An-
lagen, die in Deutschland emissionshandelspflichtig sind.
Der Allokationsplan bildet die Grundlage fiir das Zutei-
lungsgesetz, das vom Bundeskabinett am 21. April 2004
und vom Deutschen Bundestag am 28. Mai 2004 in zwei-
ter und dritter Lesung beschlossen wurde. Am 28. Juli
2004 hat das Bundeskabinett dariiber hinaus die Zutei-
lungsverordnung verabschiedet, die die Regeln des Zutei-
lungsgesetzes konkretisiert. Das Antragsverfahren zur
Zuteilung von Emissionszertifikaten wird Ende August
2008 starten.

Hinsichtlich der Zuteilung von Zertifikaten fiir zusétzli-
che Neuanlagen konnte ein Kompromiss zwischen ener-
giewirtschaftlicher Notwendigkeit und klimapolitischen
Erfordernissen erzielt werden, mit dem auch die ostdeut-
sche Energiewirtschaft gut leben kann. Die jetzige Rege-
lung sieht vor, dass alle Strom erzeugenden zusitzlichen
Anlagen ihre Zuteilung nach der folgenden Regel erhal-
ten: Multiplikation eines produktbezogenen Benchmark,
der bei Kondensationskraftwerken max. 750 g CO,/kWh
betrdgt, mit dem jeweiligen Aktivitdtsniveau. Der jewei-
lige Benchmark bleibt fiir 14 Jahre unverdndert. Der ge-
wihlte Wert entspricht dem nach den Marktanteilen der
einzelnen Brennstoffe gewichteten Durchschnitt der
Emissionswerte fiir die Stromerzeugung in modernen, mit
fossilen Brennstoffen befeuerten Kernkraftwerken. Durch
die zusitzlich geltende Ubertragungsregelung fiir Neuan-
lagen als Ersatzanlagen wird auch gewihrleistet, dass ost-
deutsche Braunkohlekraftwerke dauerhaft einen wichti-
gen Beitrag flir den deutschen Energiemix leisten konnen.

Parallel zur Schaffung der rechtlichen Strukturen fiir die
Umsetzung hat die Bundesregierung auch die institutio-
nellen Strukturen geschaffen. Das technische Manage-
ment des Emissionshandels wird von der Deutschen
Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt wahrge-
nommen.

11.3 Altlastensanierung

Uber die Sanierung der 6kologischen Altlasten hatten
sich der Bund und die neuen Lander im Dezember 1992
in einem Verwaltungsabkommen verstindigt. Danach
werden die Kosten, die bei ehemaligen Unternehmen aus
dem Treuhandbereich nach einer Freistellung fiir erfor-
derliche Sanierungen anfallen, grundsétzlich im Verhélt-
nis 60 Prozent (Bund) zu 40 Prozent (Lénder) geteilt. Fiir
besonders bedeutsame GroBprojekte trigt der Bund eine
weitergehende Finanzierungsverpflichtung (Finanzie-
rungsschliissel von 75 Prozent Bund zu 25 Prozent Lén-
der).

Mit Thiiringen wurde 1999, mit Sachsen-Anhalt 2001
und zum 1. Januar 2003 mit Mecklenburg-Vorpommern
ein Generalvertrag {iber die abschliefende Finanzierung
der okologischen Altlasten geschlossen. Damit liegt die
alleinige Sanierungsverantwortung bei dem jeweiligen
Bundesland.

Die Sanierungsarbeiten in den Léndern Brandenburg und
Berlin sowie im Freistaat Sachsen werden planméfig im
Rahmen von EinzelmaBinahmen fortgesetzt. Unabhingig
davon steht die Bundesanstalt fiir vereinigungsbedingte
Sonderaufgaben (BvS) mit dem Freistaat Sachsen in Ver-
handlungen, um auch hier den Abschluss eines General-
vertrages zu erreichen.

11.4 Braunkohlesanierung

Der grofiflichige Braunkohleabbau und die Braunkohle-
veredelung in der ehemaligen DDR haben gravierende
okologische Schéden hinterlassen. Die Sanierung dieser
,Braunkohlealtlasten* begann direkt nach der Wende im
Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen und erfolgt
seit 1993 auf Grundlage der zwischen Bund und ostdeut-
schen Braunkohleldndern beschlossenen Verwaltungsab-
kommen {tiber die Regelung zur Finanzierung der 6kolo-
gischen Altlasten.

Insgesamt rd. 7,1 Mrd. Euro sind seit 1990 von Bund und
Landern in die Sicherung der stillgelegten Tagebaue und
weiterer notwendiger Arbeiten zur Wiedernutzbarma-
chung geflossen. Rund vier Fiinftel aller Arbeiten, insbe-
sondere die Boschungssicherung und Kippenverdichtung,
die Abraummassentransporte und -anschiittungen sowie
der Abriss von nicht mehr benétigten Brikettfabriken und
Kraftwerken sind bereits erledigt.

Fir den Zeitraum 2003 bis 2007 ist ein Finanzrahmen
von insgesamt 1,4 Mrd. Euro vorgesehen, den sich Bund
und Braunkohleldnder im Verhéltnis von 75 Prozent zu
25 Prozent teilen. Dariiber hinaus teilen sich Bund und
Léander — je zur Hélfte — einen Betrag von 200 Mio. Euro
fiir Maflnahmen zur Abwehr von Gefahrdungen, die im
Zusammenhang mit dem Wiederanstieg des tagebaube-
dingt abgesenkten Grundwassers stehen. Die Braunkohle-
lander stellen zusdtzlich 175 Mio. Euro im Zeitraum bis
2007 u. a. zur Erhdhung des Folgenutzungsstandards zur
Verfiigung. Allein im Jahr 2003 wurden somit insgesamt
rd. 417 Mio. Euro eingesetzt.

Projekttriger fiir die umfangreichen Sanierungsaufgaben
ist die bundeseigene Lausitzer und Mitteldeutsche Berg-
bau-Verwaltungsgesellschaft (LMBYV), die sich mit ihren
zurzeit noch rd. 800 aktiven Mitarbeitern als Ingenieurge-
sellschaft bewdhrt hat. Im Ausbildungsjahr 2003 konnte
die LMBYV zudem fiir 55 Jugendliche einen Ausbildungs-
platz bereitstellen. Die LMBV ist damit einer der grofiten
Ausbildungsbetriebe in den Braunkohlerevieren Lausitz
und Mitteldeutschland.

Zunehmend verlagert sich der Schwerpunkt der Sanie-
rungsarbeiten auf die letzte Phase, die Sanierung des
Wasserhaushaltes. Die Flutung der Tagebaurestlocher,
d. h. die Herstellung neuer Gewisser mit dkologisch ver-
tretbarer Wasserqualitit sowie die Beseitigung des
Grundwasserdefizits stehen immer mehr im Mittelpunkt.

Wichtige Schritte auf diesem Weg waren in 2003:

— Rund 60 Mio. Kubikmeter Abraummassen wurden be-
wegt.
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Abbildung 6
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— Ca. 100 000 Tonnen Anlagen wurden demontiert und
verschrottet.

— Rund 37 Mio. Kubikmeter Kippen wurden verdichtet
und damit gesichert.

— 440 Hektar Flichen wurden zur Nachnutzung fiir
Land- und Forstwirtschaft vorbereitet.

— 360 Mio. Kubikmeter Wasser wurden gehoben und
gereinigt.

— 60 Kilometer neue Wirtschaftswege wurden gebaut.

— 3,5 Mio. Béaume wurden gepflanzt, davon zwei Drittel
Laubbdume.

— An 34 von 46 groBeren Bergbaufolgeseen wurde bis-
her die Flutung begonnen.

— Das Grundwasserdefizit von ehemals 12,7 Mio. wurde
auf 5,5 Mio. Kubikmeter verringert.

— Rund 8 000 Hektar wurden durch VerduBerung einer
neuen Nutzung zugefiihrt.

Am 30. Juni 2003 hat die LMBYV die Flutung des Geisel-
talsees mit Wasser aus der Saale gestartet. Er wird der
grofite See Sachsen-Anhalts und das grofite kiinstliche
Gewidsser Deutschlands werden. Am 13. September 2003
begann auch die Flutung des Stormthaler Sees siidlich
von Leipzig mit Wasser aus aktiven Tagebauen.

Im Jahr 2003 schloss die LMBV die Erschliefung von
zwei neuen Industrieparks auf alten Bergbaufldchen in
Brandenburg ab. Sie sind eine Voraussetzung fiir das Ent-
stehen neuer Arbeitspldtze durch neue Industrieansied-
lungen.

Durch das kontinuierliche Wirken der Sanierungsberg-
leute haben die Lausitz und Mitteldeutschland an Attrak-
tivitdt gewonnen. Die Ergebnisse der aufwendigen Berg-
bausanierung werden fiir die Menschen in den Regionen

immer greifbarer und nutzbarer. Die Braunkohlesanie-
rung erweist sich damit als eine deutsche Erfolgstory
auch mit internationaler Ausstrahlung.

11.5 Sanierung radioaktiver Altlasten

Das Bundesunternehmen Wismut GmbH fiihrt im Auf-
trag der Bundesregierung seit 1991 die Stilllegung, Sanie-
rung und Revitalisierung der groBflachig radioaktiv und
chemisch-toxisch kontaminierten Hinterlassenschaften
des ehemaligen sowjetisch-deutschen Uranerzbergbaus in
Sachsen und Thiiringen durch. Ziel dieses ausschlieBlich
aus Bundesmitteln finanzierten Umweltsanierungsprojek-
tes (insgesamt bis zu 6,2 Mrd. Euro) ist es, moglichst wie-
der intakte Umwelt- und Lebensverhéltnisse fiir die Be-
volkerung in diesen dicht besiedelten Gebieten zu
schaffen.

Zwei Drittel der Sanierungsarbeiten hat die Wismut
GmbH bereits erledigt; ca. 4,2 Mrd. Euro hat der Bund
bisher dafiir bereitgestellt. Die Umweltbelastungen mit
radioaktiven und konventionellen Schadstoffen in den be-
troffenen Regionen wurden weiter signifikant gesenkt.
Wesentliche Voraussetzungen fiir eine lebenswerte Um-
welt und die wirtschaftliche Wiederbelebung der ehema-
ligen Bergbauregionen konnten geschaffen werden. Sa-
nierte Wismut-Flichen werden fiir eine Nachnutzung
bereitgestellt. Z. B. wird die BUGA 2007 in Gera/Ronne-
burg in erheblichem Malle bereits sanierte Betriebsfla-
chen der Wismut GmbH einbinden (Neue Landschaft
Ronneburg).

Die Wismut GmbH ist mit heute ca. 2 400 Beschiftigten
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, bildet 300 Jugendliche
aus und vergibt im offentlichen Wettbewerb in beachtli-
chem Umfang Leistungen auch an ortsansédssige Unter-
nehmen. Das Sanierungs-Know-how wird durch die
Tochtergesellschaft ,,Wismut Umwelttechnik GmbH
(WISUTEC)“ wirtschaftlich genutzt und vermarktet.

Abbildung 7

Tagebau Greifenhain

Tagebau Greifenhain 1995

Tagebau Greifenhain 2003
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Damit sollen Arbeitspldtze in der Region und fiir Wis-
mut-Beschéftigte langfristig gesichert und neue Arbeits-
platze geschaffen werden.

Die noch anstehenden Sanierungsarbeiten werden voraus-
sichtlich bis zum Jahr 2015 abgeschlossen. Im Anschluss
daran miissen noch iiber einen ldngeren Zeitraum Nach-
sorgemafinahmen durchgefiihrt werden. Dazu gehdren
u. a. die Aufbereitung von Flutungs- und Sickerwasser,
Instandhaltungs- und Wartungsarbeiten an sanierten F14-
chen sowie MaBinahmen zur Umweltiiberwachung. Auch
fiir die Sanierung der so genannten Wismut-Altstandorte,
die im Wesentlichen vor dem 31. Dezember 1961 stillge-
legt worden sind und nicht in die Sanierungsverantwor-
tung der Wismut GmbH fallen, ist eine Losung gefunden
worden. Am 5. September 2003 haben Bund und Freistaat
Sachsen ein entsprechendes Verwaltungsabkommen un-
terzeichnet. Mit dem Budget von insgesamt 78 Mio. Euro
bis 2012, das je zur Hélfte von Bund und Freistaat Sach-
sen getragen wird, konnen noch bestehende Umweltsché-
den aus dem ehemaligen Uranerzbergbau saniert werden.

Die bereits 2002 begonnenen Arbeiten zur Gefahrenab-
wehr bei besonders dringlichen Wismut-Altstandorten in
Johanngeorgenstadt und Breitenbrunn kamen im Jahr
2003 gut voran und werden 2004 abgeschlossen. Auch
diese Arbeiten finanzieren Bund und Freistaat Sachsen
mit je ca. 2,39 Mio. Euro gemeinsam.

11.6 Naturschutz
BVVG-Naturschutzflichen

Mit Inkrafttreten des Vermdgensrechtserganzungsgeset-
zes wurden die Voraussetzungen geschaffen, um Natur-
schutzflachen im Umfang von bis zu 100 000 ha von der
Privatisierung durch die Bodenverwertungs- und -verwal-
tungsgesellschaft mbH auszunehmen.

Von bis zu 50 000 ha Flachen, die den Landern, Natur-
schutzorganisationen und -stiftungen unentgeltlich zur
Verfiigung gestellt werden sollen; waren bis Ende Januar
2004 insgesamt 24 604 Hektar iibertragen. Weitere
rd. 8 000 Hektar sollen bis Ende des Jahres 2004 folgen.
Die Moglichkeit weiterer Flacheniibertragungen befindet
sich in der Priifung.

Von den fiir eine entgeltliche Ubertragung vorgesehenen
50 000 ha Naturschutzfldchen sind bis Ende Januar 2004
Flachen im Umfang von 1 010 ha in Anspruch genom-
men worden.

»Griines Band“

Im Juni 2003 hat der Bundesfinanzminister seine grund-
satzliche Bereitschaft erklirt, die von Riickerwerbsan-
spriichen freien Bundesflichen im Bereich des ,,Griinen
Bandes®, die unter das Mauer-Grundstiicksgesetz fallen,
unentgeltlich auf die Belegenheitsldnder zu {ibertragen,
vorausgesetzt, dass alle betroffenen Linder mit einem
solchen Verfahren einverstanden sind.

Damit hat der Bund den Landern ein Angebot unterbrei-
tet, das einen wesentlichen Beitrag leisten kann zum dau-

erhaften Schutz der 6kologisch bedeutsamen Fléchen ent-
lang der ehemaligen innerdeutschen Grenze, dem so
genannten ,,Griinen Band®, als einem landeriibergreifen-
den Biotopverbund von nationaler Bedeutung. Die Prii-
fungen der Lénder zur Annahme des Angebots sind noch
nicht abgeschlossen.

Naturschutz und Tourismus

Der Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in
Deutschland. Hier sind rd. 2,8 Millionen Menschen be-
schéftigt. In den neuen Bundeslédndern hat er gerade in
landlichen Réumen in vielen Fillen Arbeitsplitze ge-
schaffen, die zuvor in der Landwirtschaft weggefallen
sind. So wurde in der Region Uckermark-Barnim in einer
Untersuchung 1999 ermittelt, dass bereits 10 Prozent der
Erwerbstétigen direkt oder indirekt im Tourismusbereich
tatig waren.

Die Bedeutung des Natur- und Landschaftsschutzes fiir
den Tourismus ist hoch. Die von der Forschungsgemein-
schaft Urlaub und Reisen jéhrlich durchgefiihrte Reise-
analyse bestitigt, dass der Wunsch, Natur zu erleben, sta-
bil zu den wichtigen Reisemotiven der Deutschen zéhlt.

Eine wichtige Rolle spielen hierbei vor allem die Grof3-
schutzgebiete. Dazu zdhlen neben den Nationalparken
auch die Biosphirenreservate und Naturparke. Eine 1995
in allen deutschen Nationalparken durchgefiihrte Besu-
cherbefragung ergab, dass fiir 50 Prozent der Befragten
die Existenz des Nationalparks fiir die Reiseentscheidung
wichtig war, fiir 18 Prozent sogar entscheidend.

Ein anderer Indikator findet sich in dem vom Ostdeut-
schen Sparkassen- und Giroverband (OSGV) seit 1998
geforderten Tourismusbarometer, das die touristische
Entwicklung in Ostdeutschland beobachtet. Darin wird
unter anderem auch jahrlich untersucht, wie die Besu-
cherentwicklung in der Freizeitwirtschaft aussieht. Hier
gehoren Naturinformationszentren neben Stadtfithrungen
und privaten Eisenbahnen zu den Bereichen mit Zuwéch-
sen.

Der Beitrag der Bundeswehr zum
Natur- und Umweltschutz

Die Territoriale Wehrverwaltung lisst auf Liegenschaften
der Bundeswehr flichendeckend nach bundeseinheitli-
chen Kriterien altlastverddchtige Flachen ermitteln, un-
tersuchen und bewerten und, soweit erforderlich, auch sa-
nieren.

Das Ungleichgewicht, das Anfang der 90er-Jahre in Form
einer Vielzahl von altlastverddchtigen Fldachen in den
neuen gegeniiber den alten Léndern bestand, ist zwi-
schenzeitlich beseitigt und konnte auf einen Gleichstand
mit den alten Landern zuriickgefiihrt werden. Bei der Sa-
nierung war und ist die Mitwirkung zahlreicher Geologen
der Bundeswehr und von Unternehmen aus den neuen
Léandern erforderlich.

Zentrale Elemente des Umweltschutzes sind der Natur-
schutz und die Landschaftspflege.
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Mit der im Jahre 2002 in Kraft gesetzten ,,Richtlinie zur
nachhaltigen Nutzung von Ubungsplitzen in Deutsch-
land* wird den Naturschutzaufgaben in der Bundeswehr
ein hoher Stellenwert eingerdumt. Dabei wird sowohl
dem Stand der neuesten naturwissenschaftlichen Erkennt-
nisse als auch dem gewachsenen gesellschaftspolitischen
Stellenwert des Natur- und Landschaftsschutzes Rech-
nung getragen.

Die Bundeswehr hat dazu beigetragen, dass die vormals
durch die russische Armee und NVA intensiv genutzten
Ubungsflichen in einen umwelt- und naturvertriiglichen
Zustand versetzt werden konnten, der dem in den alten
Landern gleichkommt. Die 6kologisch hochwertige Na-
turausstattung auf den Ubungsplitzen hat erwartungsge-
mifB dazu gefiihrt, dass die Bundesldnder im Zuge der
Gebietsmeldungen fiir Natura 2000 (,,Flora-Fauna-Habi-
tat [FFH]*“ und Vogelschutzgebiete) vorzugsweise diese
Flachen gemeldet haben. In den alten Léndern entspricht
dies derzeit einem Anteil von 47 Prozent und in den
neuen Lindern von 35 Prozent der Ubungsplatzflichen.

12 Kunst, Kultur und Sport

12.1 Kulturforderung in den neuen Landern

und dem ehemaligen Ostteil Berlins

Es bleibt ein zentrales kulturpolitisches Ziel des Bundes,
die Kultureinrichtungen in den neuen Léndern in ihrem
Bemiihen zu unterstiitzen, sich national und international
wieder den hervorragenden Rang zu erarbeiten, der ihnen
zukommt. In den vergangenen Jahren konnten dabei we-
sentliche Fortschritte erzielt werden. Mit verschiedenen
zielgerichteten Programmen gelang es, eigene Schwer-
punkte zu setzen und die Kulturférderung der neuen Lan-
der effizient zu begleiten.

Leuchtturm-Programm

Der Bund unterstiitzt die neuen Lénder bei der Erhaltung
einer Vielzahl iiberregional bedeutsamer Kultureinrich-
tungen. Zu den in Ostdeutschland in diesem Jahr mit ins-
gesamt fast 75 Mio. Euro geforderten Kultureinrichtun-
gen gehoren:

— die Stiftung PreuBische Schldsser und Girten Berlin-
Brandenburg

— die Stiftung Weimarer Klassik und Kunstsammlungen
— die Stiftung Bauhaus Dessau

— die Stiftung fiir das sorbische Volk

— die Stiftung Bacharchiv Leipzig

— die Stiftung Luther-Gedenkstétten in Sachsen-Anhalt
— die Stiftung Deutsches Meeresmuseum in Stralsund

— die Franckeschen Stiftungen zu Halle

— die Kulturstiftung Dessau-Worlitz

— die Stiftung Fiirst-Piickler-Park Bad Muskau

— die Stiftung Fiirst-Piickler-Museum Park und Schloss
Branitz

— die Wartburg-Stiftung Eisenach

— die Kleist-Gedenk- und Forschungsstitte Frankfurt/
Oder

— die Lessing-Gedenkstétte Kamenz sowie
— die Stindige Konferenz Mitteldeutsche Barockmusik.

In diesem Jahr erhielten zudem Institutionen wie das Mu-
seum der Bildenden Kiinste in Leipzig, die Ernst-Bar-
lach-Stiftung in Giistrow oder die Stiftung Moritzburg in
Halle Projektforderungen des Bundes.

Mit jéhrlich tiber 13 Mio. Euro ist der Bund grofiter Zu-
wendungsgeber der Stiftung PreuBische Schlgsser und
Girten Berlin-Brandenburg (SPSG), zu der mehr als
300 historische Gebédude und tiber 750 Hektar historische
Girten gehoren. 1990 wurden die Schldsser und Gérten in
die Liste des UNESCO-Weltkulturerbes aufgenommen.
In der Zeit nach der Vereinigung der beiden deutschen
Staaten ist die bauliche Sanierung der SPSG durch die fi-
nanzielle Unterstiitzung des Bundes massiv vorangetrie-
ben worden. Schwerpunkt der Aufgaben der SPSG wer-
den auch in den kommenden Jahren umfangreiche
Baumafinahmen sein, damit die SPSG ihre Schétze be-
wahren und professionell prasentieren kann.

Auch die Stiftung Weimarer Klassik und Kunstsammlun-
gen reprisentiert mit ihren Museen, Erinnerungsstitten,
Schléssern, Parks, Archiven und Bibliotheken nationales
Kulturgut von Weltrang. In diesem Jahr betrdgt die Bun-
desforderung 7,5 Mio. Euro, der gleiche Betrag ist auch
fiir die kommenden zwei Jahre eingeplant.

Zum 1. Januar 2003 wurde die Stiftung Weimarer Klassik
mit den ehemals stidtischen Kunstsammlungen zu Wei-
mar zusammengefiithrt. Damit ist ein einzigartiges En-
semble von Museen, Erinnerungsstitten, Schldssern, Ar-
chiven und einer Bibliothek entstanden, in dem sich der
kulturelle und historische Weg Deutschlands durch die
letzten fiinf Jahrhunderte ablesen lisst.

Mit der Fusion wurde eine neue Organisationsstruktur ge-
schaffen, die auch eine neue inhaltliche Ausrichtung er-
moglichen soll. Neben dem Erhalt, der in den 90er-Jahren
zur Sicherung des kulturellen Erbes von nationaler Be-
deutung im Vordergrund stand, muss nunmehr ein klares
Profil entwickelt werden. Dafiir bietet die Evaluation des
Wissenschaftsrates eine wichtige Orientierung. Zur Kon-
solidierung der Stiftungsarbeit wird der Bund seine Zu-
wendungen fiir zwei Jahre um ca. 1,6 Mio. Euro erhéhen.

Neben der Lutherstiftung Wittenberg-Eisleben, der Wart-
burg, den Bauhaus-Gebduden in Weimar und Dessau ge-
hort auch das Gartenreich der Kulturstiftung Dessau-
Worlitz zum UNESCO- , Weltkulturerbe®. Im Juli 2004
wurden auch das Elbtal in Dresden und der Fiirst-Piickler-
Park Bad Muskau in die Welterbeliste aufgenommen.

Programm ,,Investitionen fiir nationale
Kultureinrichtungen in Ostdeutschland*

Der Solidarpakt II sieht fiir die neuen Lander Sonderbe-
darfs-Bundesergidnzungszuweisungen in Héhe von insge-
samt 105 Mrd. Euro bis 2019 vor. Mit ihnen sollen die
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teilungsbedingten Sonderlasten aus dem bestehenden
starken infrastrukturellen Nachholbedarf und zum Aus-
gleich der unterproportionalen kommunalen Finanzkraft
ausgeglichen werden. Dazu gehdren auch Mallnahmen
zur Verbesserung der kulturellen Infrastruktur in den Be-
reichen Museen, Konzerthallen, Theater und Bibliothe-
ken. Vor diesem Hintergrund wird die Bundeskulturpoli-
tik in den neuen Léndern vor allem auf Institutionen mit
unbestreitbar gesamtstaatlicher Bedeutung konzentriert.
Dafiir wurde der Titel ,,Investitionen fiir nationale Kultur-
einrichtungen in Ostdeutschland” mit einem Volumen
von rd. 6 Mio. Euro eingerichtet. Die Vorschldge fiir die
jeweiligen InvestitionsmafBnahmen reichen die Léander
ein, die auch fiir eine entsprechende Ko-Finanzierung
sorgen. In diesem Jahr profitieren von dieser Forderung
u. a. das Grassimuseum in Leipzig, die Staatlichen Mu-
seen in Schwerin und das Bachhaus in Eisenach.

Verzeichnis der gesamtstaatlich bedeutsamen
Kultureinrichtungen

Eine beachtliche Zahl der den Kulturstaat Deutschland
prigenden Kultureinrichtungen befindet sich in den
neuen Landern. Trotz grolen Engagements von Bund,
Lindern und Gemeinden sind viele von ihnen teilweise
noch in einem sehr schlechten Zustand. Gerade weil die
kulturelle Substanz neben den Naturlandschaften ein
wichtiges Potenzial fiir die Entwicklung der Kommunen
in den neuen Léndern in sich birgt, miissen diese ,,Kultu-
rellen Leuchttiirme* kontinuierlich wiederaufgebaut wer-
den.

In Abstimmung mit den neuen Léndern erarbeitete der
ehemalige Direktor der Franckeschen Stiftungen zu
Halle, Prof. Dr. Paul Raabe, im Auftrag der Beauftragten
der Bundesregierung fiir Kultur und Medien im Dezem-
ber 2002 bereits die zweite Fassung eines Berichts iiber
diese ,,Kulturellen Leuchttiirme®. Es verzeichnet die Kul-
turstétten von gesamtstaatlicher Bedeutung und européi-
schem Rang in den neuen Landern und dokumentiert die
besonderen Anstrengungen von Bund, Léndern und
Kommunen zur Wiederherstellung der kulturellen Infra-
struktur. Die Kategorie der ,,national bedeutsamen® Kul-
tureinrichtungen (ohne Theater und Orchester) wird dabei
in voller Ubereinstimmung zwischen dem Bund und den
Sitzldndern systematisch definiert. Im Herbst 2002 er-
schien auflerdem bei der Edition Leipzig unter dem Titel
»Kulturelle Leuchttiirme eine reich illustrierte Verlags-
fassung, der im Sommer 2003 bereits die erste Nachauf-
lage folgte. Eine komplett iiberarbeitete Fassung des Be-
richts wird derzeit von Paul Raabe fiir den Herbst 2005
vorbereitet.

Denkmalschutz

Die jahrzehntelange Vernachldssigung der Denkmal-
pflege in der DDR erfordert in den neuen Léndern und im
Ostteil von Berlin besondere Hilfen fiir den Erhalt des
baulichen kulturellen Erbes. Die Bundesregierung stellt
hierfiir allein in diesem Jahr aus verschiedenen Program-
men Mittel in Hohe von insgesamt rd. 100 Mio. Euro be-
reit. Diese sind:

— das Programm ,,National wertvolle Kulturdenkméler*
fiir die Substanzerhaltung und Restaurierung von ge-
samtstaatlich bedeutenden Baudenkmalern, archéolo-
gischen Stitten und historischen Parks und Giérten
(2004: 5,5 Mio. Euro fiir 42 Kulturdenkmailer);

— das Programm ,,Sicherung und Erhaltung von Bau-
denkmilern™ fiir ortlich oder regional bedeutsame
Baudenkmaler. Diese Mittel werden aus dem Vermo-
gen der Parteien- und Massenorganisationen der ehe-
maligen DDR iiber die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz bereitgestellt (aktuelle Zahlen liegen noch nicht
vor, im Jahr 2003 handelte es sich um 3,2 Mio. Euro
fiir rd. 100 Baudenkméler);

— das Programm ,,Stadtebaulicher Denkmalschutz* fiir
die Erhaltung und Erneuerung historischer Stadtkerne.
Gefordert wird die Sicherung, Erhaltung und Moder-
nisierung von Gebduden, Ensembles und sonstigen
baulichen Anlagen sowie zur Erhaltung und Umge-
staltung von Stralen und Platzrdumen von geschichtli-
cher, kiinstlerischer und stddtebaulicher Bedeutung.
Im Jahr 2004 stehen dafir 92,6 Mio. Euro fir die
154 Programmstédte zur Verfiigung;

— mit diesen FordermaBinahmen gehort die Unterstiit-
zung der Lander beim Denkmalschutz in den neuen
Léndern und im Ostteil von Berlin zu den Schwer-
punkten der Kulturpolitik der Bundesregierung.

Deutsche Biicherei Leipzig

Die 1912 gegriindete Deutsche Biicherei in Leipzig, die
gemeinsam mit der Deutschen Bibliothek in Frankfurt am
Main und dem Deutschen Musikarchiv in Berlin die
Funktion einer Nationalbibliothek mit dem Namen ,,Die
Deutsche Bibliothek* ausiibt, erhélt ihren vierten Erwei-
terungsbau flir zusétzliche Magazinfldchen und die Un-
terbringung des zur Deutschen Biicherei gehdrenden
Deutschen Buch- und Schriftmuseums. Der in einem Ar-
chitektenwettbewerb ausgewéhlte Entwurf der Stuttgarter
Architektin Gabriele Glockler sieht neben dem histori-
schen Hauptbau von 1916 und dem Biicherturm der 70er-
Jahre ein modernes, eigenstindiges Gebdude vor. Mit der
Errichtung des Gebiudes soll 2006 begonnen werden.

Kulturstiftung des Bundes

Im Januar 2002 wurde eines der wichtigsten kulturpoliti-
schen Ziele der Bundesregierung verwirklicht: die Griin-
dung der Kulturstiftung des Bundes. Es war der Bundes-
regierung ein besonderes Anliegen, sie in Halle an der
Saale anzusiedeln, um damit einmal mehr die besondere
nationale Verantwortung gegeniiber den neuen Bundes-
landern zu bestitigen und ein Zeichen im Sinne eines ko-
operativen Kulturfoderalismus zu setzen. Die Kulturstif-
tung des Bundes ermoglicht es der Bundesrepublik
Deutschland, durch eine neue Art der Forderung der
Kiinste und der Kultur den kulturellen Herausforderungen
national und international besser zu begegnen. Ein beson-
deres Anliegen der Stiftung ist die Vertiefung des interna-
tionalen Kulturaustausches.
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Die Stiftung erhélt einen jahrlichen Zuschuss des Bundes.
In der Aufbauphase standen im Jahr 2002 rd. 13 Mio.
Euro und im Jahr 2003 rd. 25 Mio. Euro zur Verfiigung.
2004 ist eine Zuwendung des Bundes in Hohe von rd.
40 Mio. Euro vorgesehen. Diese Fordersumme umfasst
auch Teile von Forderzustiandigkeiten, die bisher iiber die
Kulturstiftung der Lander (KSL) abgewickelt wurden.

Hauptstadtkulturforderung

Der Bund hat ein vitales Interesse an einer funktionsfahi-
gen Kulturlandschaft in seiner Bundeshauptstadt. Die Si-
gnatur einer Nation héngt gerade in Zeiten weltweiter
Vernetzungen wesentlich von Symbolen ab, mit denen ein
Land identifiziert wird und sich selbst identifiziert. Die
Fragen der symbolischen Reprisentation und der kultu-
rellen Selbstverstindigung haben seit der wiedergewon-
nenen staatlichen Einheit an Gewicht gewonnen. Deshalb
hat die Bundesregierung nach dem Regierungswechsel
1998 ihr finanzielles Engagement fiir die Hauptstadtkul-
tur massiv erhoht. Inzwischen zahlt der Bund iiber
400 Mio. Euro fiir Kultureinrichtungen in Berlin.

In institutioneller Hinsicht hat sich der Bund dort, wo er
verstirkt Verantwortung fiir Einrichtungen von gesamt-
staatlicher Bedeutung tibernahm, am Prinzip der eindeuti-
gen Verantwortlichkeiten ausgerichtet. So iibernahm er
das Jidische Museum Berlin, die Berliner Festspiele, die
Internationalen Filmfestspiele Berlin und das Haus der
Kulturen der Welt vollstindig in seine Zustindigkeit.

Dieser Systemwechsel in der Finanzierung der Haupt-
stadtkultur hat sich bewdhrt, weil durch ihn sichergestellt
ist, dass das Bundesgeld den Kultureinrichtungen zugute
kommt und nicht dem allgemeinen Verwaltungshaushalt
des Landes Berlin zugeordnet wird.

Am 9. Dezember 2003 hat der Bund mit dem Land Berlin
einen neuen Hauptstadtkulturvertrag geschlossen. Mit der
darin vereinbarten vollstindigen Finanzierung der Akade-
mie der Kiinste sowie der deutschen Kinemathek und den
Leistungen Berlins fiir den Hamburger Bahnhof seit 1. Ja-
nuar 2004 sind die Handlungsfelder des Bundes in Berlin
erginzt worden.

Mit der Ubernahme dieser Einrichtungen und Leistungen
entlastet der Bund dauerhaft den Berliner Kulturhaushalt
und unterstiitzt damit nicht nur mafigeblich die Reform
der Berliner Opernhduser, sondern macht sie {iberhaupt
erst moglich. Damit ist der Berliner Senat in der Lage,
das Konzept der Stiftung ,,Oper in Berlin“ umzusetzen
und mit den vorgesehenen Strukturreformen eigenstéin-
dige, moderne, kiinstlerisch profilierte und vor allem
tiberlebensfahige Opernbetriebe zu schaffen. Die haus-
haltsméBige Entlastung durch den Bund ist fiir das Land
Berlin eine Hilfe zur Selbsthilfe fiir die seit Jahren {iber-
féllige Opernreform.

Stiftung Preuflischer Kulturbesitz

Herausragendes Beispiel Kulturférderung in Berlin ist die
vom Bund und allen Léndern getragene Stiftung Preufi-
scher Kulturbesitz. Eine zentrale Aufgabe besteht in der

bautechnisch und finanziell aufwendigen Sanierung der
wihrend des Krieges zerstorten Museumsbauten und der
Staatsbibliothek; Schwerpunkt bleibt die Restaurierung
und der Wiederautbau der Gebdude auf der Museumsin-
sel. Seit dem Jahr 2002 obliegt die Finanzierung der not-
wendigen Sanierungs- und WiederaufbaumalBnahmen al-
lein dem Bund. Er ist bemiiht, die erforderlichen Mittel
bedarfsgerecht zur Verfiigung zu stellen.

Forderung des kulturellen Erbes

Mit der Herstellung der Einheit Deutschlands wurde es
moglich, auch in den neuen Lindern Einrichtungen zu
schaffen, die das kulturelle Erbe der historischen deut-
schen Ost- und Siedlungsgebiete fiir kommende Genera-
tionen im In- und Ausland sichern und bewahren. Hierzu
zdhlen das Pommersche Landesmuseum in Greifswald
und das Schlesische Museum zu Gorlitz.

Der weitere Aufbau des Pommerschen Landesmuseums
in der Greifswalder Innenstadt schreitet mit mafigeblicher
finanzieller Beteiligung der Beauftragten der Bundesre-
gierung fir Kultur und Medien ziigig voran. Die aus fiinf
Gebdudeteilen bestehende Gesamtanlage wird bis zum
Jahresende 2004 fertig gestellt sein.

Gegenwirtig wird im historischen Zentrum der Stadt
Gorlitz unter maBgeblicher finanzieller Beteiligung der
Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
der im Jahr 1526 erbaute ,,Schonhof* zu einem Museum
ausgebaut. In diesem Gebaude soll das vom Bund institu-
tionell geforderte Schlesische Museum zu Gorlitz unter-
gebracht werden und seine bedeutende Dauerausstellung
mit hochkardtigen Exponaten Schlesischer Provenienz
prasentieren. Die feierliche Erdffnung ist fiir den
1. Oktober 2005 vorgesehen.

Im Rahmen der kulturellen Breitenarbeit zur Pflege und
Bewahrung von Kultur und Geschichte der Deutschen im
Ostlichen Europa gibt es eine Reihe von grenziiberschrei-
tenden Seminaren und Exkursionen, die sich an Interes-
sierte in ganz Deutschland richten.

Aufgrund der Konzeption zur Erforschung und Présenta-
tion deutscher Kultur und Geschichte im 6stlichen Europa
wurde das Deutsche Kulturforum &stliches Europa e. V.
(DKF) mit Sitz in Potsdam errichtet. Das DKF, das seit
dem 1. Januar 2002 vom Bund institutionell gefordert
wird, hat sich die Aufgabe gestellt, der Kultur und Ge-
schichte in Ostmittel-, Ost- und Siidosteuropa ein geeig-
netes Forum zu bieten. Seine zentralen Arbeitsfelder sind
Geistesgeschichte, Literatur, Musik und Bildende Kunst
vom 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart. Die Vermittlung
der Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung der ein-
schldgigen Institute in Deutschland und in den Nachbar-
staaten ist dabei eine wesentliche Aufgabe.

Auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung wer-
den Stiftungslehrstithle an den Universititen Leipzig
(,,Kunstgeschichte. Deutsche Kunst in Ostmittel-, Ost-
und Sitidosteuropa™) und Erfurt (Stiftungslehrstuhl fiir
deutsche Geschichte in Ostmitteleuropa) fiir jeweils fiinf
Jahre vom Bund finanziert; die Anschlussfinanzierungen
erfolgen durch die betreffenden Bundeslénder.
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An der Universitit Potsdam werden drei aufeinander fol-
gende Gastprofessuren zur deutsch-jiidischen Kultur und
Geschichte in Osteuropa durch den Bund gefordert. Des
Weiteren werden Projekte verschiedener Universititen
und Institutionen unterstiitzt wie beispielsweise der Uni-
versitdten in Leipzig und Potsdam, der Technischen Uni-
versitdt Dresden sowie der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaft.

Projektforderungsantrage aus den neuen Landern haben
hohe Prioritdt, wobei dem engen Zusammenwirken mit
den Ostlichen Nachbarstaaten ein besonderer Stellenwert
zukommt. Ein Beispiel dafiir ist die Zusammenarbeit zwi-
schen den Universititen Potsdam und Olmiitz (Tschechi-
sche Republik) im Rahmen der Forderung eines Stif-
tungslehrstuhls an der Universitdt Olmiitz.

Das Filmarchiv des Bundes

Das Bundes-Filmarchiv, das seinen Sitz in Berlin hat und
ein Teil des Bundesarchiv ist, wird die bisherigen film-
technischen Standorte Koblenz und Berlin-Wilhelmsha-
gen in Dahlwitz-Hoppegarten zusammenzufiihren. Nach-
dem im Miérz 2001 der Neubau der Raumlichkeiten fiir
die Nitrofilmlager und die Filmbearbeitung begonnen hat,
konnten erstere am 11. Méarz 2003 an das Bundesarchiv
iibergeben werden. Die Bearbeitungsraume fiir Konser-
vierungs- und Restaurierungsmafinahmen folgen zum
Jahresende 2004. Das Bundesarchiv wird dann iiber
Zweckbauten fiir Filmbearbeitung und -lagerung verfii-
gen, die weltweit MaBstébe setzen.

In einem zweiten Bauabschnitt werden in Dahlwitz-Hop-
pegarten Lagerrdume fiir Sicherheitsfilm ebenso wie Ar-
beitsraume fiir die Archivare des Filmarchivs geschaffen;
weitere sollen am Berliner Hauptsitz des Bundesarchivs
in Berlin-Lichterfelde entstehen. Nach Fertigstellung bei-
der BaumaBnahmen kdnnen die Standorte Berlin-Wil-
helmshagen und am Fehrbelliner Platz aufgegeben wer-
den.

12.2 Sport

Der Sport hat eine groe integrative Kraft. Er fiihrt die
Menschen zusammen und iiberwindet dabei Grenzen un-
terschiedlicher Sprache, Hautfarbe, Religion und Her-
kunft. Er verbindet alle gesellschaftlichen Schichten, Ge-
schlechter und Altersgruppen. Die Leistungen im
Spitzensport, aber auch der Breitensport sind gesell-
schaftspolitisch von groBler Bedeutung. Der Sport ist des-
halb ein unverzichtbarer Bestandteil des gesellschaftli-
chen und kulturellen Lebens in Deutschland.

Bei Erfolgen deutscher Spitzensportler bei internationa-
len GroBveranstaltungen tritt die Herkunft des Sportlers
in den Hintergrund. Vielmehr ist der Erfolg fiir die Bun-
desrepublik Deutschland von Bedeutung. Auch die Sport-
forderung des Bundes, die sich nach der Zustandigkeits-
und Finanzierungsverteilung des Grundgesetzes auf den
Spitzensport konzentriert, hat ihren Teil dazu beigetragen.
Die Sportforderung des Bundes hat sich auch der Auf-
gabe gestellt, die Voraussetzungen fiir den Breitensport in
den neuen Bundesldndern zu verbessern.

Sportstittenbau

Den Sportstittenbau fordert die Bundesregierung in drei
Bereichen:

— Investitionsmaflnahmen im Bereich des Hochleis-
tungssports

— Sonderférderprogramms ,,Goldener Plan Ost*

— Modernisierung und Umbau des Berliner Olympiasta-
dions und des Leipziger Zentralstadions

Fiir Investitionsmaflnahmen im Bereich des Hochleis-
tungssports in den neuen Lidndern hat die Bundesregie-
rung von 1991 bis 2003 Bundesmittel in Hohe von ca.
218 Mio. Euro bereitgestellt. Das entspricht etwa
55 Prozent der in diesem Zeitraum insgesamt zur Verfii-
gung stehenden Sportstittenbaumittel des Bundes in
Hohe von 397,3 Mio. Euro. Im Jahr 2003 flossen ca.
14 Mio. Euro.

Mit diesem vom Volumen und der Vielfalt der Mafinah-
men her iiberzeugenden Investitionsprogramm hat die
Bundesregierung dazu beigetragen, dass Sportstétten fiir
den Hochleistungssport in den neuen Léndern saniert
oder neu errichtet werden konnen. Herausragende Bei-
spiele sind der Bau einer multifunktionalen Sporthalle in
Leipzig (rd. 8,9 Mio. Euro Bundesfordermittel) und die
Errichtung einer Eisschnelllaufhalle in Erfurt (iiber
6,2 Mio. Euro Bundesfordermittel).

Die Einrichtung des Sonderférderprogramms ,,Goldener
Plan Ost“ ist ein wichtiges sportpolitisches Vorhaben der
Bundesregierung und kann in jeder Hinsicht als gelungen
gelten. Mit dem Sonderprogramm ,,Goldener Plan Ost*
fordert die Bundesregierung den Neubau, die Erweite-
rung und den Umbau von Sportstitten der Grundversor-
gung (Sportplétze, Sporthallen, Schwimmbéder) in den
neuen Léndern und im Ostteil Berlins. Mit den von 1999
bis 2003 zur Verfligung gestellten rd. 55 Mio. Euro hat
die Bundesregierung Gesamtinvestitionen von iiber
260 Mio. Euro angeregt, die mehr als 360 Maflnahmen im
Breitensport zu Gute kamen, obgleich dieser Bereich vor-
rangig Aufgabe der Lander und nicht des Bundes ist.

Obwohl das Programm im Jahr 2003 auslaufen sollte,
wurden fiir das Jahr 2004 nochmals 5 Mio. Euro Mittel
zur Verfliigung gestellt, sodass bis Ende 2004 insgesamt
60 Mio. Euro Bundesmittel in Sportstitten des Breiten-
sports flieBen werden. Mit den Mitteln konnte in vielen
Féllen der Mangel an funktionstauglichen Sportstatten
der Grundversorgung in den neuen Bundeslindern beho-
ben und damit das Sportstéttenangebot weiter an das Ni-
veau in den alten Landern angeglichen werden.

Die Projektauswahl und die Prioritdtenfolge bestimmen
allein die Lander nach sportfachlicher Dringlichkeit. Da-
mit trigt das Sonderférderprogramm den teilweise unter-
schiedlichen Zielsetzungen der Lénder bei der Sportstét-
tenbauforderung Rechnung. So setzt Brandenburg auf die
Forderung kleinerer VereinsbaumafBinahmen, wéhrend
Sachsen-Anhalt — bei etwa gleichem Finanzierungsanteil
des Bundes — groBere Projekte fordert.
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Okologische und soziale Kriterien werden mitberiicksich-
tigt; bei der Auswahl unter mehreren Vorhaben mit
gleichrangiger Dringlichkeit geben sie den Ausschlag.
Bisher wurden knapp 30 Prozent der Projekte mit speziel-
len 6kologischen Mafinahmen verbunden (z. B. energie-
sparende Heizungsanlagen, Verwendung umweltvertrag-
licher Baustoffe, Einpassung des Objekts in ein
Landschaftsschutzgebiet).

Die Beriicksichtigung sozialer Aspekte (iiber 70 Prozent)
erfolgt durch die Verbesserung des Sportangebots fiir
Kinder und Jugendliche und den Einsatz von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern in Arbeitsbeschaffungs-
mafBnahmen.

Die Erhohung der finanziellen Mittel in den Jahren 2001
und 2002 sowie die Fortsetzung des Programms im Jahr
2004 zeigen, dass die Bundesregierung trotz der Zustén-
digkeit der Bundesldnder der Modernisierung und In-
standsetzung von Sportanlagen fiir den Breitensport in
den neuen Bundesldndern einen sehr grofen Stellenwert
zumisst. Neben allen sportlich Aktiven kommen diese In-
vestitionen insbesondere der Kinder- und Jugendarbeit
und damit der Nachwuchsforderung im deutschen Sport
zugute.

Die umfassende Modernisierung und der Umbau des Ber-
liner Olympiastadions und des Leipziger Zentralstadions
ermoglichen es, dass 2006 auch in den neuen Bundeslan-
dern bzw. in Berlin Spiele der Fuliball-Weltmeisterschaft
ausgetragen werden konnen. Der Bund hat sich mit
rd. 247 Mio. Euro an diesen Arbeiten beteiligt. Die For-
derung der beiden Stadien beriicksichtigt die besondere
Situation der beiden Standorte und stellt insofern eine
Ausnahme dar, als der Bund Ful3ballstadien nicht fordert.
So konnten Berlin und Leipzig jedoch zu Spielorten der
Fufiball-Weltmeisterschaft 2006 werden.

Institut fiir Angewandte Trainingswissenschaft/Insti-
tut fiir Forschung und Entwicklung von Sportgeriten

Das Institut fiir Angewandte Trainingswissenschaft Leip-
zig (IAT) und das Institut fiir Forschung und Entwicklung
von Sportgeriten (FES) in Berlin als zentrale Institute des
deutschen Sports orientieren sich an den wissenschafts-
orientierten Bediirfnissen des Spitzen- und Nachwuchs-
sports. Sie stellen eine athletennahe, sportartspezifische,
interdisziplindre und komplexe Trainings- und Wett-
kampfforschung sowie Technologieentwicklung in den
Mittelpunkt ihrer Téatigkeit. Im Haushalt 2004 sind fiir
IAT und FES 7,551 Mio. Euro veranschlagt. Damit be-
lduft sich der Aufwuchs der Mittel fiir IAT und FES trotz
gebotener Haushaltskonsolidierung gegeniiber dem Vor-
jahr auf 776 000 Euro.

Olympiabewerbung 2012

Mit der Bewerbung der Stadt Leipzig und der Segelstadt
Rostock um die Durchfiihrung der Spiele der
XXX. Olympiade und der XIV. Paralympics 2012 hat
sich die Bevolkerung der Region sowie eine grofie Mehr-
heit der Deutschen in Ost und West positiv im Sinne des

Slogans ,,one family identifiziert. Die bundesweite Un-
terstiitzung auf allen politischen Ebenen hat mit dazu bei-
getragen, dass dieses Projekt als gesamtdeutsche Angele-
genheit betrachtet worden ist.

Ungeachtet der Tatsache, dass Leipzig mit Rostock nicht
in den Kreis der Kandidatenstadte aufgenommen worden
ist, hat die Bewerbung erhebliche sportpolitische und
wirtschaftliche Impulse gesetzt. Die Stiddte haben an Pro-
fil und Identitdt gewonnen; insofern war die Bewerbung
auf jeden Fall ein Gewinn. Viele der im Zuge des Projekts
entwickelten Ideen kénnen unabhéngig von der Kandida-
tur um die Olympischen Spiele umgesetzt werden. Die
Investitionen sind insbesondere mit Blick auf die Forde-
rung der Regionen Leipzig und Rostock nicht umsonst
gewesen.

Dopingopferhilfegesetz

Das Dopingopfer-Hilfegesetz ermoglichte es, den betrof-
fenen Sportlerinnen und Sportlern der fritheren DDR, de-
nen ohne ihr Wissen oder gegen ihren Willen Dopingsub-
stanzen verabreicht worden sind und die dadurch einen
erheblichen Gesundheitsschaden erlitten haben, eine Ent-
schddigungssumme in Hohe von knapp 10 000 Euro pro
Geschédigtem zu zahlen.

Olympiastiitzpunkte

Der Bund fordert die sieben Olympiastiitzpunkte in den
neuen Bundesldndern (Mecklenburg-Vorpommern, Pots-
dam, Cottbus/Frankfurt/Oder, Chemnitz/Dresden, Leip-
zig, Magdeburg/Halle und Thiiringen) sowie den Olympia-
stiitzpunkt Berlin, dessen wesentliche Sportstitten im
ehemaligen Osten Berlins liegen. Im Jahr 2004 erhalten
diese Olympiastiitzpunkte fiir die Betreuung von Spitzen-
sportlern, die Beschiftigung von Trainern im Rahmen der
Trainermischfinanzierung und den Betrieb von Sportstét-
ten in Verbindung mit der Standortsicherung eine Bun-
desforderung von fast 12,8 Mio. Euro.

Bundesleistungszentren

Mit Kienbaum liegt eines von vier Bundesleistungszen-
tren (BLZ) in den neuen Bundesldndern. Neben einer
Reihe anderer Sportarten ist die Forderung und Betreuung
von Leichtathleten in Kienbaum von besonderer Bedeu-
tung. Das BLZ Kienbaum wird im laufenden Jahr mit rd.
950 000 Euro gefordert.

Eliteschulen des Sports

Durch die Eliteschulen des Sports soll erreicht werden,
dass die Talent- und Nachwuchsférderung im Sport durch
Lander, Vereine und Verbénde Hand in Hand mit der Spit-
zensportforderung des Bundes geht. Die Bundesregierung
beteiligt sich an dieser wichtigen Aufgabe, die vor allem
von den Lindern verantwortet wird, im Schnittstellenbe-
reich zwischen Nachwuchs- und Spitzensportforderung
unter anderem im Rahmen der Férderung der ,,Héuser der
Athleten* an einigen Olympiastiitzpunkten.
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Sportfordergruppen der Bundeswehr

Die Bundeswehr ist ein wesentlicher Triager zur Forde-
rung des Hochleistungssports in Deutschland. Mit der Ei-
nigung Deutschlands wurde das System der Spitzensport-
forderung der Bundeswehr auch auf die neuen
Bundeslander iibertragen. Sechs (Frankfurt/O., Oberhof,
Potsdam, Rostock, Halle und Frankenberg) der insgesamt
25 Sportfordergruppen sind in den neuen Bundeslédndern
aufgestellt worden.

Alle Sportférdergruppen liegen im Einzugsbereich von
Olympiastiitzpunkten und Leistungszentren der Spitzen-
verbinde des Deutschen Sportbundes. Das sichert den Er-
fahrungsaustausch und die Moglichkeit zum gemeinsa-
men Training. Zivile und militirische Einrichtungen des
Spitzensportes werden grundsitzlich gemeinsam genutzt.

Deutliches Spiegelbild der FordermalBnahmen ist der An-
teil von Bundeswehrsoldaten/-innen in den deutschen
Olympiamannschaften. So waren bei den Olympischen
Sommerspielen 2004 in Athen von den 451 Teilnehmern
der deutschen Olympiamannschaft 159 Angehorige der
Bundeswehr (35 Prozent), die 24 (6 Gold, 9 Silber,
9 Bronze) von insgesamt 48 Medaillen errangen
(50 Prozent). 15 der 24 durch bundeswehrangehorige

Spitzensportler/-innen errungene Medaillen sind Sport-
soldaten/-innen aus Sportfordergruppen der neuen Bun-
desldander anzurechnen (62 Prozent).

Spitzensportforderung durch den Bundesgrenzschutz

Durch seine Spitzensportforderung will der Bundesgrenz-
schutz (BGS) junge hoch talentierte Sportlerinnen und
Sportler in der Ausiibung ihres Leistungssports fordern
und ihnen gleichzeitig eine Ausbildung zur Polizeivoll-
zugsbeamtin/zum Polizeivollzugsbeamten im BGS er-
moglichen. Damit wird ihnen auch nach Beendigung der
aktiven sportlichen Laufbahn eine berufliche Perspektive
geboten.

Der BGS fordert Spitzensportlerinnen und Spitzensport-
ler in verschiedenen Sommersportarten beim Olympia-
stiitzpunkt Cottbus/Frankfurt (Oder). Dort trainieren ge-
genwirtig 49 Kaderathleten aus den Sportarten Leichtath-
letik, Radsport, Judo und Rudern. Sie konnten bisher eine
Goldmedaille und vier Bronzemedaillen bei Weltmeister-
schaften erringen und haben zahlreiche Medaillen und
sehr gute Platzierungen bei Junioren-, Welt- und Europa-
meisterschaften sowie Deutsche Meisterschaften er-
kampft.
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Teil C Wirtschaftsdaten Neue Lander
1 Regionaldaten
1.1 Ausgewadhlte Wirtschaftsdaten zur Lage in den neuen Landern

Berlin Br;:g:n- I\Q[e;l:..- S:(:]I;s;tn- Sachsen [Thiiringen| Gesamt
Flache (km?)® 891 20477  23.421 20.445|  18.408|  16.176|  107.927
Einwohner (in 1.000)" 3.388 2.575 1.732 2.523 4.321 2.373 13.524
Anteil der Lander in % 19,0 12,8 18,7 31,9 17,6 100,0
Bevolkerungsdichte (Personen/km?)” 3.803 87 74 123 235 147 125
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 20032
(in jeweiligen Preisen) in Mrd. Euro 77,3 45,0 29,7 44,2 77,0 41,8 237,8
Je Erwerbstétigen in Euro 2 51.345 44.658 41.893 44.109 40.337 40.966 42.086
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 20032
(in Preisen von 1995) in Mrd. Euro 70,9 41,9 27,5 40,8 71,7 38,5 220,4
Je Erwerbstétigen in Euro (Produktivitat) 2 47127 41.529 38.815 40.719 37.533 37.703 39.003
BIP 2003 - Verdnderung ggi. 2001 in %
- in jeweiligen Preisen 0,2 0,7 0,1 1,9 2,3 1,8 1,5
- in Preisen von 1995 -1,3 -0,9 -1,6 0,3 1,2 0,5 0,2
BWS im Verarbeitenden Gewerbe 2003
Verénderung ggti. 2002 in %
- in jeweiligen Preisen -1,8 2,4 0,5 4,7 4,8 7,7 4.7
- in Preisen von 1995 -2,0 2.4 0,8 4.8 7,0 8,2 5,7
Bruttowertschépfung 2003 unbereinigt?
(in jeweiligen Preisen) in Mrd. Euro 71,6 41,7 27,5 41,0 71,4 38,8 220,4
- Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 0,1 0,9 11 0,9 1,0 0,7 4,6
- Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 10,0 7,6 3,3 8,4 15,4 9,3 441
* darunter Verarbeitendes Gewerbe 7,7 58 2,6 6,8 12,9 8,1 36,2
- Baugewerbe 2,3 2,8 1,7 2,6 47 2,3 14,2
- Handel, Gastgewerbe und Verkehr 11,9 8,1 53 7,6 11,9 6,0 38,9
- Finanzierg., Vermietg., Unternehmensdienstleister 25,3 10,3 7.4 9,7 18,8 9,9 56,2
- 6ffentliche und private Dienstleister 21,9 11,9 8,7 1,7 19,6 10,5 62,4
Erwerbsquote 2003 73,5 77,7 75,9 76,3 76,6 76,0 76,6
Erwerbstitige 2003 am Arbeitsort in Tsd.* 1.505 1.008 709 1.003 1.910 1.021 5.650
Verdnderung gegentiber 2002 in % -1,7 -1,8 -2,1 -2,2 -0,7 -2,5 -1,6
Arbeitslose °° 299.872| 252.807| 178.965| 266.710| 394.993| 206.911| 1.600.258
Arbeitslosenquote °*
- Berichtsmonat 17,7 18,9 20,1 20,7 17,9 16,8 18,5
- Vorjahresmonat 18,3 18,9 19,8 20,6 17,7 16,7 18,5
Kurzarbeiter®® 3.553 4.115 1.712 3.316 8.870 4.100 25.666
Stellenangebote °° 7.608 8.616 5.135 7472|  12.872 8.258|  49.661
Sozialversicherungspflichtig Beschiiftigte ° 1.039.500] 715.300] 510.900] 749.500| 1.361.500| 726.200| 5.103.100
(noch nicht vermittelte) Ausbildungsuchende 99 10.747 15.029 10.762 12.211 22.196 11.707 111.385
unbesetzte Berufsausbildungsstellen®° 2.563 1.887 3.023 1.769 2.581 2.864|  27.455
Gewerbeanmeldungen” 411.974| 410.227| 262.738| 384.118 721.352| 398.818| 2.589.227
Gewerbeanmeldungen Januar - November 2003 34.600 22.034 14.983 18.255 38.487 19.324| 147.683
dar.: Neugriindungen Januar - November 2003 29.602 19.040 13.032 16.218 34.316 16.500( 128.708
Gewerbeabmeldungen” 309.454| 263.280 172.391| 261.920| 470.051| 271.511| 1.748.607
Gewerbeabmeldungen Januar - November 2003 27.253 15.406 12.848 15.135 29.400 15.363| 115.405
Férderprogramme
ERP- / EKH - Kredite®
- Zusagebetrag (in Mio. Euro) 1.809 7.462 6.965 7.508 12.709 8.774 45.227
Regionalférderung® (gewerbliche Wirtschaft)
- Zusagebetrag (in Mio. Euro) 851 5.758 3.035 7.127 8.496 5.288 30.555

9 Gesamt: ohne Berlin

") Statistisches Bundesamt (Stand: 31.12.2003, Berlin: Gesamtstadt); Gesamt: ohne Berlin, Bevolkerungsdichte: eigene Berechnung

2 Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg; Arbeitskreis "VGR der Lander"; Berechnungsstand: Februar 2004. Berlin:=Gesamtstadt; Gesamt:=neue Bundesléander ohne Berlin
9 statistisches Bundesamt, Mikrozensuserhebung Mai 2003, Anteil der Erwerbspersonen an der Wohnbevélkerung im Alter von 15 - 65 Jahren. Erwerbsquote Berlin-Ost: 77,1 %
4 Arbeitskreis Erwerbstatigenrechnung des Bundes und der Lander (Stand: Februar 2004), Berlin:=Gesamtstadt; Gesamt:=neue Bundeslander ohne Berlin

9 Bundesagentur fiir Arbeit, Stand Juli 2004 (Sozialversicherungspflichtig Beschéftigte: Hochrechnung Mai 2004)

9 Arbeitsmarktdaten in Berlin: Gesamtstadt. Gesamt: alle 6 genannten Lander. Arbeitslosenquote bezogen auf alle Erwerbspersonen.

7 Statistisches Bundesamt, ab 1991, bis 1995 nur Berlin-Ost, ab 1996 Angaben fiir Gesamt-Berlin.

8 BMWA, Stand Juni 2004, ERP- und EKH-Zusagen seit 1990 (Zusagebetrége netto nach Abzug von Verzichten, Kiirzungen, Storni)

9 Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Zeitraum Januar 1991 bis Juni 2004 einschl. EFRE-Kofinanzierung
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2.2  Bruttoinlandsprodukt (BIP) — alte und neue Bundeslander
2.2.1 Reale Wachstumsraten des BIP gegeniiber Vorjahr in %"

12
9
7,7
6 m
3 m
0 m
-2,6 B neue Bundeslander O alte Bundeslander |
L |
-3
1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

" Basis: ESVG 1995, Preisbasis 1995. Neue und alte Bundeslinder: jeweils ohne Berlin
Berechnungsstand: August 2003 / Februar 2004
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Ldnder"

2.2.2 Anstieg des realen BIP je Erwerbstitigen (Produktivitat) gegeniiber dem Vorjahr in Prozent?

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
alte Lander 0,7 -1,4 2,0 1,5 0,7 1,4 0,9 0,7 0,8 0,3 0,6 0,9
neue Lander 23,0 14,8 8,8 2,5 3,9 2,9 0,2 2,0 2,3 1,3 1,8 1,8

1) Basis: ESVG 1995, Preisbasis 1995. Neue und alte Bundeslénder: jeweils ohne Berlin
Berechnungsstand: August 2003 / Februar 2004
Quelle: Arbeitskreise "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lénder" und
"Erwerbstétigenrechnung des Bundes und der Lénder"
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2.3  Anteil der Bruttowertschoépfung verschiedener Wirtschaftsbereiche an der
Bruttowertschopfung im Jahr 2003"
—in jeweiligen Preisen —
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" hach ESVG 1995. Berechnungsstand: Februar 2004. Neue und alte Lander jeweils ohne Berlin.

Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lander”

24  Wachstumsraten der Bruttowertschopfung einzelner Wirtschaftsbereiche in den neuen
Landern’ gegenuiber dem Vorjahreszeitraum in %

1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003
Bruttowertschopfung aller Wirtschaftsbereiche 78| 121 11,3 4,9 3,6 21 0,8 2,8 2,0 0,3 0,4 0,5
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei -19,9 | 357 | -124 | 13,1 34 6,5 9,2 6,7 -6,3 7,0 -5,0 4.4
Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 58| 14,7 | 12,3 6,3 9,2 4,0 3,8 3,6 8,0 0,4 4,4 52
* dar.: Verarbeitendes Gewerbe 1,2 19,5| 20,8 8,5 7,6 9,4 6,0 34| 10,0 1,7 4,7 57
Baugewerbe 31,5| 17,1 | 22,2 27| 15| -38|-110| -81|-11,9| -146] -98| -63
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 16,6 | 13,1 10,8 2,4 2,0 0,8 35| 10,2 71 59 1,5 0,9
Finanzierung, Vermietung u. Unternehmensdienstleister 96| 16,9| 13,6 | 10,8 8,0 6,7 6,3 3,7 3,1 34 1,3 0,5
offentliche und private Dienstleister 3,5 3,9 6,0 2,4 1,4 1,5 -11 2,1 0,8 -1,3 -0,1 -0,8

" nach ESVG 1995. Berechnungsstand: Februar 2004 / August 2003. Neue Linder ohne Berlin.

Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Lénder”
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2.5 Anteil der Bruttowertschopfung (BWS) im Verarbeitenden Gewerbe sowie der BWS im
Baugewerbe der neuen Lander an der BWS der neuen Lander insgesamt
(zu Preisen des Jahres 1995) in %
— 53 ]
u7 ]
88
7,9
73
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
0O Verarbeitendes Gew erbe @ Baugewerbe
" Nach ESVG 1995. Berechnungsstand Februar 2004 / August 2003. Neue Lénder ohne Berlin.
Quelle: Arbeitskreis "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lénder"
2.6 Erwerbstitige im Verarbeitenden Gewerbe und Baugewerbe in den neuen Landern"
1800
1600 -
1400 -
1200 -
1000 -
800
600
400
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
— Verarbeitendes Gew erbe === Baugew erbe ==r===Anteil Verarbeitendes Gew erbe ==#== Antejl Baugewerbe ‘

" Nach ESVG 1995. Berechnungsstand Februar 2004 / August 2003. Neue Lander ohne Berlin.
Linke Skala: Arbeitnehmer in Tausend. Rechte Skala: Anteil an den Erwerbstatigen insgesamt in %

Quelle: Arbeitskreise "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Lénder" und " Erwerbstétigenrechnung des Bundes und der Lénder"
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2.7  Verfugbares Einkommen") je Einwohner (in Euro)

18.000

16.000

#.000

Deutschland  alteLénder  neue Lander Berlin Brandenburg Mecklenburg- ~ Sachsen Sachsen- Thuringen
ohneBerlin  ohneBerlin Vorp. Anhalt

1)Verfijgbares Einkommen der privaten Haushalten einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck

Verfiigbares Einkommen je Einwohner 1991 und 2002 (Deutschland = 100)

10

90 -

70 4

50 -

alte Lédnderohne  neue Lander Berlin Brandenburg  Mecklenburg - Sachsen Sachsen-Anhalt Thuringen
Berlin ohne Berlin Vorp.

Verfiigbares Einkommen je Einwohner (Verdnderung gegeniiber dem Vorjahr in %)

® K
u A === = Deutschland

\ il gt L&nder ohne Berlin
\ g/ eUe LNder ohne Berlin

0 T
1992 1993 1094 1995 1996 1997 1998 1099 2000 2001 2002

-2

Quelle: Arbeitskreis ,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Lander®, Berechnungsstand: August 2003
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2.8 Lohnkosten, Produktivitit und Lohnstilickkosten im Ost-West-Vergleich?

Gesamtwirtschaft Produzierendes Gewerbe ohne Bau

100

85 aq 756 752 756 754 TAT TAT T4 T
e

791 795 7938 80,1 80,9 81,3 g12 81.2 812

742 772

80
67,7 65

57,4 MMZZZM&QMZ&Z&MZM
60

40

-15
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 1091 1993 1095 1097 1999 2001 2003
darunter: Verarbeitendes Gewerbe Baugewerbe
90 808 82.6 849 831
76 T 789783 782 785 786 78,8
* P wAm =N N W B
736 734 66,0
. 725 738 734 737 733 733 7.0 70 a5 796 797 783 791 773
698 ~ 721
660 54 659 651
611
50
30
10
-10
1091 1093 1095 097 1099 2001 2003 1091 1093 1995 097 1099 2001 2008
Handel, Gastgewerbe und Verkehr Finanzierung, Vermietung,
00 Unternehmensdienstleister
20 83,3 836 837 822 816
80,1 80,1 g1g 827 832 818 8%
771 783 783 782785 790 799 802 758 (70 788
752 """ 73,0
80
70 A A—ANA—ANA—7"—"7 15—
A 705
x—7 674 681 685 085 691 688 698 9o 020
60 - 653 8.9
62,0
50 |- - 622

1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003

—O— Lohnstlckkosten Ost Uber Westin %

1) Nach ESVG 1995. Neue Lander mit Berlin, alte Lander ohne Berlin B— Bruttoeinkommen je Beschéftigten in % West

Quelle: BMWA, Arbeitskreis VGR e e )
—/— Produktivitdt je Beschéftigten in % West
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Konjunkturindikatoren

31 Auftragseingang und Produktion in der Industrie

saisonbereinigt., Volumen. gleitende 3—Monatsschnitte

180 1 0stdeutschland
Auftragseingang (2000=100)

160 —
—— Insgesamt
-------- Inland
140 — 1)
---- Ausland
120 —
100 —
A y - 180
N\
. p — 160
40 — .~ i “‘~ lh‘\’—'
-’ \\~II \\_l, |- 140
20 / - 120
,—ﬁ_/# L 100
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1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
120 1 Westdeutschland 120 1 Deutschland
Auftragseingang (2000=100) Auftragseingang (2000=100)
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110 — ' : 110 -
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100 — 100 —
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e, 90 - i ..
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M " - 100 o~ /// — 90
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Trryrrryrrr|yrrr[{rrryrrr|yrrryrrrr|rrr|rrr 90 TrrfrrryrrrJrrrr[{rrr[{rrryrrr[yrrryrr1r[rrr BO
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 1995 1998 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Auftragseingang = linke Skalen / Produktion = rechte Skalen

1) Ursprungswerte, saisonbereinigte Zahlen liegen z. Zt. nicht vor
diunne Linie = Monatswerte

Quellen: Deutsche Bundesbank dicke Linie = gleitender 3—Monatsdurchschnitt
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3.2 Auftragseingang und Produktion im Bauhauptgewerbe

saisonbereinigt, Volumen, gleitende 3—Monatsschnitte

180 —
Ostdeutschland
170 —H

160 —
150 —

140 —

130 —
120 — MNMV& Auftragseingarng (2000=100)

100 —
— 110
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— 100
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140 —
130 Westdeutschland Deutschland
120 — | |
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90 — | | /\%‘
80 - \H\
80 ] \A&\
3 - 100
Prdduktion {1995=100) 0
‘ L 100 Prdduktion {2000=100) v
\ - 80
- 90
L a0 - 70
YTYYTYYTYYTYEYYYTYTTYTTYTTYTTYY 70 TrrfrrryrrrJrrrr{rrryrrr|yrrr[yrrr{rr1r[rrr 60
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Auftragseingang = linke Skalen / Produktion = rechte Skalen

diinne Linie = Monatswerte

Quellen: Deutsche Bundesbank dicke Linie = gleitender 3—Monatsdurchschnitt
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3.4  Entwicklung der Zahl der Beschiftigten im Verarbeitenden Gewerbe sowie Bergbau und
Gewinnung von Steinen und Erde

Deutschland FriJheres. Neue Léfinder Deutschland FrUheres. Neue Léfinder
Bundesgebiet und Berlin-Ost Bundesgebiet und Berlin-Ost
Jahr Beschéftigte in 1.000 Veranderung gegentiber dem Vorjahr in %
1997 6.416 5.834 581 -1,6 -1,7 -1,1
1998 6.405 5.817 588 -0,2 -0,3 11
1999 6.368 5.773 596 -0,6 -0,8 1,3
2000 6.376 5.764 613 0,1 -0,2 2,9
2001 6.390 5.764 627 0,2 0,0 2,3
2002 6.209 5.584 624 -2,9 -3,2 -0,4
2003 6.133 5.500 633 -2,6 -2,9 0,2

Quelle: Statistisches Bundesamt (Monatsbericht im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe);

ab 2003 erweiterter Berichtskreis, Vergleichbarkeit mit Vorjahren somit eingeschrénkt

Beschiftigte im Verarbeitenden Gewerbe
in den neuen Bundesldandern und Berlin-Ost (in Tsd.)
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3.5 Baugenehmigungen und Baufertigstellungen im Wohnungsbau? in den neuen Landern

1991 1992 | 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 | 2001 | 2002 | 2003
Baugeneh-
migungen 5.484| 26.525| 82.529| 126.088 180.011| 186.155] 155.368| 113.973| 91.874]| 66.104| 50.036] 42.103| 44.612
dar.
Neubauten 5.144| 24.640| 77.138| 116.561| 164.010| 165.074| 133.606| 91.693| 73.267| 54.886| 42.719| 36.368| 39.463
Baufertig-
stellungen 16.670| 11.477| 23.598| 67.704] 104.214| 143.366| 177.829| 128.447] 102.865| 86.284| 58.254| 49.007| 41.850
dar.
Neubauten | 16.430| 11.302| 21.879( 62.495] 95.872| 130.421| 160.783| 110.748| 82.963| 70.533| 48.558| 41.339| 36.222
' Wohn- u. Nichtwohngebéaude; einschl. BaumaRnahmen an bestehenden Gebauden. 2003: vorlaufige Ergebnisse
Quelle: Statistisches Bundesamt
3.6 Exportquote’) im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe (in %)
40
1 |
375 38,2 39,2 39,4 40,8
— ’
34,3 35,4
33,1
30,9
29,5
25 269| 28,4 732 24,7 24,5 25,1
26,8 ) 21,2
[’9 18,7 —
) L 14,8
— 12,2 s 12,2 —
10
1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003  Jan.-Mai
2004
‘ O Ostdeutschland O Westdeutschland

" Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz der Betriebe ab 20 Beschéftigten
Ostdeutschland: Neue Lénder und Berlin-Ost; Westdeutschland: friheres Bundesgebiet
Vergleichbarkeit zu Zahlen vor 1995 eingeschrankt, da 1995 Umstellung auf die neue Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 93)

Quelle: Statist

isches Bundesamt

3.7  Ausfuhr nach Bundesldndern (Spezialhandel — in Mio. Euro)
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Quelle: Statistisches Bundesamt




Drucksache 15/3796 -90 - Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

4 Arbeitsmarktdaten

4.1 Eckwerte des Arbeitsmarktes fiir die neuen Lander? — Juli 2004 —
(Daten fiir den Berichtsmonat vorlaufig)

2004 Verinderungen ggii. Vorjahresmonat
Merkmal (Arbeitslosenquoten Vorjahreswerte)
Juli Juni Mai April Juli 9 Juni Mai
absolut % %
Sozialversicherungspflichtig Beschiftigte "
- Bestand am Ende des Monats 5.103.100| 5.088.400| -119.649 -2,3 -2,3
Arbeitssuchende insgesamt
- Bestand am Ende des Monats 2.094.150| 2.073.834| 2.054.627| 2.077.615 95.596 4,8 6,4 55
Arbeitslose ©
- Zugang (Meldungen) im Monat 241.944 197.951 186.166 200.581 17.152 7,6 9,4 14,8
seit Jahresbeginn 1.550.960| 1.309.016| 1.111.065 924.899 93.729 6,4 6,2 57
- Abgang im Monat 206.206 216.922 241.317 237.909 4.523 2,2 1,4 10,2
- Bestand am Ende des Monats 1.600.258| 1.564.522 1.583.493| 1.638.644] -17.639 -1,1 -1,9 -2,7
dar.: 48,5 % Frauen 775.594 749.865 749.625 766.306 -10.377 -1,3 -2,1 -2,9
61,6 % Arbeiter 985.484 979.102| 1.002.216( 1.044.954] -12.879 -1,3 -2,1 -2,9
12,6 % Jungere unter 25 Jahren 201.688 170.683 166.061 176.589 -3.781 -1,8 -2,8 -7.4
dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 36.103 22.316 18.595 20.977] -1.413 -3,8 4.1 -16,8
44,2% Langzeitarbeitslose 707.352 700.548 702.342 706.157 43.888 6,6 6,5 8,2
Arbeitslosenquoten ® bezogen auf
- alle ziv. Erwerbspersonen insgesamt 18,5 18,1 18,3 18,8 18,5 - 18,3 18,6
- abhangige ziv. Erwerbspersonen insgesamt 20,2 19,8 20,0 20,4 20,1 - 19,8 20,3
Ménner 20,4 20,1 20,6 21,2 20,2 --- 20,1 20,8
Frauen 20,1 19,4 19,4 19,6 20,1 --- 19,6 19,7
Jungere unter 25 Jahren 18,4 15,6 15,2 15,1 17,6 - 15,0 15,4
dar. Jugendliche unter 20 Jahren 9,9 6,1 51 5,0 9,0 - 5,6 54
Leistungsempfénger 1.584.000| 1.549.000| 1.567.456| 1.606.968 0,4
Gemeldete Stellen®
- Zugang im Monat 45.204 48.703 49.621 42.176] -11.010 -19,6 -17,2 -16,1
seit Jahresbeginn 294.811 249.607 200.904 151.283] -91.892 -23,8 -24,5 -26,1
- Abgang im Monat 48.123 50.503 45.783 40.425 -7.926 -14,1 -13,9 -25,9
- Bestand am Ende des Monats 49.661 52.604 54.350 50.525 -17.460 -26,0 -21,4 -18,6
Teilnehmer an Massnahmen aktiver
Arbeitsmarktpolitik
- Bestand am Ende des Monats insgesamt 5568.795 588.316 622.894 591.231 -41.890 -7,0 -6,3 -7,9
dar.: Qualifizierung 93.841 109.747 115.958 108.380 -25.550 -21,4 -17,3 -19,0
Beschéftigungsbegleitende Hilfen 142.625 143.923 141.834 139.564 10.184 7,7 8,6 8,9
Spezielle MalBnahmen fiir Jiingere 175.863| 191.279 199.250 201.916 -19.981 -10,2 -6,4 -4,0
Beschéaftigung schaffende MaRnahmen 90.550 85.400 81.186 80.919 -9.539 -9,5 -13,7 -18,8
Kurzarbeiter 25.666 29.468 32.136 33.524 -8.529 -24,9 -25,2 -14,6
Veranderung gegeniiber dem Vormonat
Saisonbereinigte Entwicklung Juli 04 Juni 04 Mai 04 April 04 Mérz 04|  Febr. 04 Jan. 04| Dez. 03
- Arbeitslose -4.000 5.000 -1.000 11.000 14.000 11.000 -37.000 -7.000
- gemeldete Stellen -1.000 -1.000 3.000 -3.000 -3.000 -4.000 -4.000
- Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbsper: 18,5 18,5 18,5 18,3 18,2 18,0 17,9 18,4

9 Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen
" Schatzungen des Statistischen Bundesamtes
2 Veranderung des letztverfiigbaren Wertes gegeniiber Vorjahresmonat.
3 Berichtsmonat und Vormonat geschitzt
4 Den Arbeitsamtern waren im 4. Quartal 2002 It. Umfrage bei Betrieben 40,8 Prozent des gesamten Stellenangebots gemeldet (Bundesgebiet Ost).
% Im JD 2003 waren durchschnittlich 69 % der gemeldeten Stellen vakant. Bereits bei Zugang waren 39 % sofort zu besetzen.
Innerhalb von 30 Tagen ab Besetzungstermin konnten 74 % erledigt werden.
o Vorjahres- und Monatsvergleich sind wegen gesetzlicher Anderungen nur eingeschrénkt méglich.

Quelle: Bundesagentur fir Arbeit
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4.2 Arbeitsmarkt — neue Lander — Ubersicht

in Tausend
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1500 — — 1500
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1200 — — 1200
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1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004
Quellen: Bundesangentur fir Arbeit. Statistisches Bundesamt Ursprungswerte

Ab Januar 2003 neue Gebietsabgrenzung: Neue Lander = Neue Lander und Berlin (gesamt)

saisonbereinigt
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4.3 Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen in den neuen Landern
— jahresdurchschnittlicher Bestand in Tausend —

1998 1999 2000 2001 2002 2003
Arbeitslose 1375 1.344| 1.359 1374 1.411 1.623
Direkte Forderung 158| 185 120 108 112 134
reguldrer Beschiftigung
Lohnkostenzuschiisse 146 171 106 94 97 100
Eingliederungszuschiisse 17 26 40 53 65 84
Einstellungszuschiisse bei Neugriindungen 1 3 5 6 5 7
Einstellungszuschisse bei Vertretung - - - - 0 0
Entgeltsicherung fiir Altere - - - - - 1
Arbeitsentgeltzuschuss fur Ungelernte - - - - 0 0
StrukturanpassungsmaBnahmen Ofw? 115 131 51 23 13 3
Beschaftigungshilfen fiir Langzeitarbeitslose 13 11 10 12 14 4
Existenzgriindungsférderung 12 14 14 14 15 34
Uberbriickungsgeld 12 14 14 14 15 21
Existenzgriindungszuschuss - - - - - 13
Personal-Service-Agenturen - - - - - 4
BildungsmaRBnahmen 261 263 252 253 256 237
Berufliche Weiterbildung 151 143 140 136 129 96
Berufliche Eingliederung Behinderter 38 37 38 38 41 46
Deutsch-Sprachlehrgange 6 6 6 5 5 5
Berufsvorbereitende Malnahmen 20 21 24 26 29 33
Berufsausbildung Benachteiligter 46 56 44 48 52 57
Beschiftigung schaffende 198 217 193 159 130 107
MaRBnahmen
Arbeitsbeschaffungsmaflinahmen 151 168 146 116 86 70
Traditionelle Strukturanpassungsmafnahmen 47 49 47 43 44 37
Beschéaftigung schaffende 0 1
InfrastrukturmalRnahmen B B B B
Eignungsfeststellungs- und
TrainingsmaBnahmen 14 16 19 21 22 26
Freie Férderung 17 25 24 28 27 19
Jugendsofortprogramm - 34 35 45 46 43
Altersteilzeit (nur BA-Forderfalle) 2 5 5 10 13 15
Teilnehmer insgesamt 650 745 648 624 606 588
nachrichtlich:
Kurzarbeiter 34 27 24 27 41 35
Nichtarbeitslose Leistungsempfénger nach § 428 SGB |lI 96 94 88 94 111 131

" bis 2002: neue Lander incl. Berlin (Ost), ab 2003: neue Lander incl. Berlin (gesamt)
2 Strukturanpassungsmafnahmen Ost fur Wirtschaftsunternehmen
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4.4  Zahlen zur Erwerbsbeteiligung in den alten und neuen Landern (Inlandskonzept)
Erwerbsbeteiligungsquote (%)
(Anteil des Erwerbspersonenpotentials ohne Stille Reserve an den Erwerbsfahigenn)
88 Y
85,0
80,9
834 808 80,5 80,6
81 . — 797 ol — 801
77,4

74,8 74,5 74,6 744 77,4

W= . :
1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
Erwerbstatigenquote insgesamt (%)
(Anteil der Erwerbstatigen im 1. und 2. Arbeitsmarkt an den Erwerbsfahigen)

72

69,4

64,6
—= 64,7
s
2 638
6338 635
622
62 T t t t t t t t t +
1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Erwerbstatigenquote im 1. Arbeitsmarkt (%)
(Anteil der Erwerbstétigen im 1. Arbeitsmarkt an den Erwerbsféhigenn)

‘ neue Lander —<>— alte Lander

65 o
63,1
62,7 —
61,4
60,8 8 63,2
=
—_—
59,7
59 ! t t t t t t t t t t
1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

2003

1) Wohnbevdélkerung im Alter von 15 bis 65 Jahren
Neue Lander ohne Berlin; alte Lander einschlieBlich Berlin
Erlduterung: Zum 2. Arbeitsmarkt zéhlen: Beschaftigte in ABM und SAM, Beschéftigte mit produktivem Lohnkostenzuschuss

und Umschulung in Vollzeitdquivalenten sowie Vorruhesténdler.

Quelle: Bundesanstalt fiir Arbeit, Statistisches Bundesamt, Arbeitskreis Erwerbstétigenrechnung des Bundes und der Lénder;
Berechnungen durch das Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle (Berechnungsstand: Mé&rz 2004)
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5.2 Regionale Aufteilung der durch GA Mittel (gewerbl. Wirtschaft) und ERP-Mittel
(einschl. EKH-Mittel) geforderte Investitionen in den neuen Landern
— 1990 bis Juni 2004 —
ERP/EKH’ GA"  |Einwohner”| Investitionen/Einwohne
in Mrd. Euro | in Mrd. Euro in Tsd. in Euro
Brandenburg 18,2 25,1 2.575 16.800
Mecklenburg-Vorpommern 16,9 12,9 1.732 17.200
Sachsen 30,9 42,5 4.321 17.000
Sachsen-Anhalt 18,3 32,4 2.523 20.100
Thiringen 21,3 23,5 2.373 18.900
Berlin-Ost 4,4 4,2 1.271 6.800
Gesamt 110,0 140,8| 16.900

" Nur in unter 5 % der Falle werden Investitionen sowohl mit ERP/EKH-Mitteln als auch mit GA-Mitteln gefordert.
2 am 31.12.2003 (Berlin-Ost am 30.06.2001)

45
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Quellen: BMWA, BAFA
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6 Unternehmensgriindungen und —liquidationen in den neuen Landern seit 19911

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003
Unternehmensgriindungen | 140.000| 96.000 79.000| 74.000| 76.000] 86.000| 108.500| 110.400| 104.200| 95.500| 90.400| 87.300|100.600
Unternehmensliquidationen 11.000| 24.000| 41.000] 44.000| 49.000| 74.000| 87.900| 91.000| 91.000| 87.500| 84.100| 82.000| 77.000
darunter:
Unternehmensinsolvenzen 392| 1.092| 2327| 3911 5874] 7419] 8126 8615 7.567| 8.047| 8506 8.847| 7.575
- Verarbeitendes Gewerbe 131  262| 423] e10| 776] 950| 998 889|  836| 788 e56) 8e9 887
- Baugewerbe 27| 122|  461| 1.027| 1.893| 2685 3.137| 3.402) 3.078) 3.253| 3.360| 3.176 2.347
- Handel 57| 301| 682 961 1438 1.586| 1.532| 1575 1.278| 1.379| 1.345| 1.610 1.306
- Verkehr und
Nachrichteniibermittiung 13 74| 188|368  414| 411 363  322|  260] 367| 410 411 430
- Dienstleistungen 53|  227|  484| 828 1.224| 1.624| 1.9142)| 2.193| 1.904| 2.067| 2340| 2589 2.411
- Sonstige
Wirtschaftsbereiche 111) 106 89 17| 129| 163| 1822))  234|  211) 193] 195 192] 194
Saldo Unternehmens-
neugriindungen 129.000| 72.000| 38.000| 30.000] 27.000| 12.000| 20.600| 19.400| 13.200| 8.000| 6.300] 5.300| 23.600

" vor 1996: neue Bundeslander incl. Berlin-Ost; ab 1996 neue Lander mit Berlin, Unternehmensgriindungen, Liquidationen und Salso 2003: Schatzungen des IfM
2 Zahlen sind mit den Vorjahren wegen der Umstellung der Systematik der Wirtschaftszweige nur eingeschrankt vergleichbar

Quellen: Statistisches Bundesamt (Insolvenzen);
Institut fiir Mittelstandsforschung, Bonn (alle tibrigen Daten; nachrichtlich Griindungssaldo 1990: 110.000)

7 Investitionstatigkeit
71 Anlageinvestitionen in den neuen Landern (in den jeweiligen Preisen)

-in Mrd. Euro -

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 [ 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003

Anlageinvestitionen 50,5 69,4 83,1 101,2] 105,6] 104,5 99,3 94,3 90,8 85,6 77,0 70,0 67,5
- Ausriistungen " 22,1 24,7 26,7 29,0 30,1 30,4 29,1 31,0 32,4 34,1 32,4 30,4 30,1
- Bauten " 28,3 44,7 56,4 72,1 75,5 74,1 70,2 63,3 58,4 51,5] 44,6 39,6 37,5

Anteil der Bauinvestitionen
an den Anlageinvestitionen 56,2 64,5 67,8 71,3 71,5 70,9 70,7 67,1 64,3 60,2 57,9 56,6 55,5
insges. (in %)

" Neue Ausristungen: Schatzung des ifo Instituts; neue Bauten: Statistisches Bundesamt
Quelle: ifo Institut (ifo Investorenrechnung Ost - Bearbeitungsstand Oktober 2003), Statistisches Bundesamt
7.2  Anlageinvestitionen" und Kapitalstock je Einwohner in den neuen Landern?

(in jeweiligen Preisen nach Inlandskonzept)
- alte Lander = 100 -

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 [ 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003

Invest. in neue Ausrustungen

und sonstige Anlagen ¥ 59,6/ 69,0 89,0 1005 1037 1023 92,7| 906| 883 850 833 851 886
Bauinvestitionen® 70,2| 103,1] 1310 1641 1758| 180,8] 172,8] 1532| 137,0] 1205 108,1] 101,7] 100,3
Kapitalstock®) 37,9 404| 434| 46,7 503| 537 56,9 59,8 62,3 64,3 664

" nach ESVG 1995.

2 neue Lander incl. Ostberlin, alte Lander:=friiheres Bundesgebiet

¥ Neue Ausriistungen: Schatzung des ifo Instituts; neue Bauten: Statistisches Bundesamt

4 alle Wirtschaftsbereiche, in Preisen von 1995

Quelle: ifo Institut (ifo Investorenrechnung Ost - Bearbeitungsstand Oktober 2003), Statistisches Bundesamt,
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7.4 Investitionen aller Wirtschaftsbereiche je Einwohner (Ost-West-Vergleich in Euro)
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e NBL: Nneue Bauten e NBL: Nneue Ausriistungen und sonst. Anlagen
—& =2aBL: neue Bauten =—® = aBL: neue Ausriistungen und sonst. Anlagen

Quelle: Statistisches Bundesamt, Schatzungen des ifo Instituts (Stand: April 2004), eigene Berechnungen







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Vorbemerkung
	Teil A Potenziale erschließen, Erfolge stärken – Fortentwicklung der Strukturpolitik für die neue...
	Teil B Programme und Politikfelder des Aufbaus Ost

	Teil C Wirtschaftsdaten Neue Länder


